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Die Evolution indigener Politik in Bolivien 


Die neoliberalen ökonomischen Reformen, die in Lateinamerika eingeführt 
wurden, haben die politische Landschaft dort fundamental verändert. Das 
weitgehende Verschwinden eines auf Klassenstrukturen basierenden, kollekti- 
ven Handelns und die Krise der traditionellen Linken in Lateinamerika haben 
im Raum der öffentlichen Repräsentation eine Leerstelle hinterlassen. Es wur- 
de argumentiert, dass eine heterogene und informelle Arbeitskraft die organi- 
sierte Arbeiterbewegung geschwächt und die Fähigkeit zur kollektiven Interes- 
senvertretung reduziert habe (vgl. Bano 1993; Murillo 2001; Oxhorn/Duca- 
tenzeiler 1999; Roberts 1996). Allerdings deutet sich in der neuerdings erfolg- 
ten Politisierung ethnischer Spaltungen die Möglichkeit von neuen Formen 
kollektiven Handelns an, die entlang politischer und ökonomischer Exklusion 
organisiert sind. Insbesondere die indigene Bewegung Boliviens zeigte außer- 
ordentliche Fähigkeiten zur Mobilisierung und Organisierung. Sie vereinigte 
im Kampf gegen den Neoliberalismus unterschiedliche Sektoren der Zivilge- 
sellschaft und brachte ihre eigene politische Partei hervor. Bolivien ist auch 
das erste Land in Lateinamerika, in welchem der Führer einer indigenen Bewe- 
gung zum Präsidenten gewählt wurde. 

In diesem Aufsatz wird die Entstehung der indigenen Bewegung in Bolivien 
und ihre Entwicklung zu einem neuen sozialen und politischen Akteur unter- 
sucht. Im Zentrum stehen dabei die Fragen, welche Faktoren zum Sieg von 
Evo Morales bei den Präsidentschaftswahlen beigetragen haben und warum in 
der Vergangenheit indigene Volksparteien nicht in der Lage waren, auf natio- 
naler Ebene Einfluss zu gewinnen. Um diese Fragen zu beantworten, wird der 
Entwicklung der indigenen Bewegung seit dem Übergang zur Demokratie in 
den frühen 80er Jahren und bis zu den Wahlen im Dezember 2005 nachge- 
gangen. Insbesondere wird die Entstehung einer indigenen Partei und die Rol- 
le der indigenen Bewegung während der sozialen Unruhen in den Jahren 2000 
und 2003 untersucht. Dabei wird deutlich werden, dass der Erfolg der indige- 
nen Bewegung vor allem auf ihrer Doppelstrategie beruhte: einer strikten Op- 
position auf der Straße und im Parlament. Weil starke Organisationen der so- 
zialen Bewegung vor der Formierung politischer Parteien geschaffen wurden, 
konnte die indigene Bewegung ihre Autonomie auch in der Wahlarena behal- 
ten. 
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Die Politisierung der ethnischen Spaltung 


Die Mobilisierung der indigenen Völker Lateinamerikas erfolgte in der Ver- 
gangenheit auf der Basis von Klassenzugehörigkeit, Religion und revolutionä- 
ren Überzeugungen, die der ethnischen Zugehörigkeit entgegengesetzt waren. 
Als Konsequenz wurde häufig festgehalten, dass sich die ethnischen Spaltun- 
gen nur schwer politisieren lassen und dass die ethnische Zugehörigkeit nur 
einen vergleichsweisen geringen Einfluss auf die politische Landschaft Latein- 
amerikas hat (Yashar 1998). Daher stellt die Entstehung starker Bewegungen, 
die sich auf indigene Identität und Rechte stützen, und die in so verschiede- 
nen Ländern wie Mexiko, Guatemala, Ecuador und Bolivien auftreten, ein 
ganz neues Phänomen dar. Brysk (2000: 23) hat Identitätspolitik als eine ex- 
plizite Anrufung charakterisiert, mit der Bewegungen und Kampagnen durch 
den Gebrauch von Identitätsmerkmalen als Symbolen sowie der Politisierung 
kultureller Praktiken eindeutig identifiziert werden können. Identitätspolitik 
liegt quer zu den üblichen politischen Achsen, die durch Klassen oder politi- 
sche Parteien bestimmt sind, und sie stellt die Legitimation der dominanten 
politischen Institutionen und Regime in Frage. Auf einer solchen Grundlage 
haben indigene Bewegungen in einigen Ländern Lateinamerikas begonnen, die 
nationalen Projekte, die eine nationale Einheit durch die Assimilation der in- 
digenen Bevölkerung erreichen wollten, zu attackieren. 

Als Teil eines korporatistischen Projektes haben viele lateinamerikanische Staaten 
die Assimilation in die dominierende mestizische Kultur dadurch vorangetrie- 
ben, dass sie die indigene Bevölkerung als die Bauern der Nation konstituierte. 
Der Korporatismus diente als wichtiges Mittel, um Gruppeninteressen zu reprä- 
sentieren und politische Forderungen zu kanalisieren (Collier 1995). Die Integra- 
tion der indigenen Bevölkerung, sofern sie überhaupt erfolgte, war vor allem ü- 
ber Landreformen vermittelt, die als fortschrittliche Maßnahmen verkauft wur- 
den, um die indigenen Gemeinschaften von den repressiven und ausbeuterischen 
Formen der Kontrolle der Arbeit auf dem Lande zu befreien. Im Austausch ge- 
gen den Zugriff auf Land, Kredite und Dienstleistungen wurde von der indige- 
nen Bevölkerung erwartet, dass sie sich selbst als Bauern definieren. Die Refor- 
men waren insoweit erfolgreich, dass sie die indigene Bevölkerung in Kleinbau- 
ern verwandelte, die in kapitalistische Produktionsverhältnisse integriert waren 
(Hahn 1996). In einigen Fällen produzierten diese korporatistischen Maßnah- 
men den unbeabsichtigten Effekt, dass sie die indigenen Gruppen in die Lage 
versetzten, kommunales Land zu kontrollieren und dadurch auf einer lokalen 
Ebene wieder indigene kulturelle Praktiken einzuführen. Während die indigene 
Bevölkerung gegenüber dem Staat den Status von Bauern annahm, behielt sie je- 
doch innerhalb ihrer Gemeinschaften ihre indigene Identität (Yashar 1999). 

Eine der unmittelbaren Folgen der Hinwendung zur neoliberalen Politik war 
die Schwächung der korporatistischen Institutionen in Lateinamerika (Oxhorn 
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1998). Der neoliberale Diskurs propagierte die Ablösung korporatistischer, auf 
Klassenzugehörigkeit beruhender Integration zugunsten einer auf atomisierten 
Individuen beruhenden Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft. In dem 
Maße, in dem die bäuerlichen korporatistischen Organisationen ihren sozialen 
und politischen Einfluss verloren haben, wurde auch die Beziehung zwischen 
dem Staat und den indigenen Gemeinschaften rauher (Yashar 1999). Als Ant- 
wort auf den sich wandelnden ökonomischen und politischen Kontext fand 
unter den indigenen Gruppen Lateinamerikas eine zunehmend Mobilisierung 
auf der Grundlage ethnischer Identität statt. 


Aufstieg und Niedergang des Katarismus 


In Bolivien wurde die indigene Bevölkerung als Resultat der Revolution von 
1952 etwa drei Jahrzehnte früher als in den Nachbarländern als Bürger mit 
allgemeinem Wahlrecht in das politische System integriert. Trotz ihrer Bürger- 
rechte und obwohl sie die Mehrheit bildeten, litt die indigene Bevölkerung 
weiterhin unter Diskriminierung und politischer Manipulation (Ticona/Albö 
1997: 250). In ihrer Mehrheit fühlten sie sich wie Fremde im eigenen Land. In 
den 60er Jahren begann eine neue Generation von Aymaras (einem vor allem 
in Bolivien beheimateten indigenen Volk) in La Paz zu studieren, die sich zu- 
nehmend mit der kulturellen Unterdrückung indigener Traditionen beschäftig- 
ten. Sie wurden dabei vom ersten indigenen Theoretiker Fausto Reinaga inspi- 
riert und gründeten das Kulturzentrum „15. November“. Der Name erinnerte 
an das Datum der Exekution des legendären Inka-Revolutionärs Tüpaj Katari 
im Jahre 1781 durch spanische Kolonisatoren (Ticonona 2000: 44). Die neue 
indigene Ideologie, die sich in dieser Periode der ethnischen Bewusstwerdung 
herausbildete wurde „Katarismus“ genannt. Sie verband marzistische Analysen 
mit der Forderung nach indigenen Rechten. Allerdings begann der Katarismus 
nicht mit einer Klassenallianz entlang der mestizischen Kultur, er nahm seinen 
Ausgangspunk vielmehr bei einer ethnisch definierten indigenen Kultur, in 
welche klassenpolitische Fragen integriert wurden (Mallon 1992: 51). 

Neben dem Katarismus entstand in dieser Periode auch noch ein weiterge- 
hender ethnizistischer Ansatz, der als „Indianismus“ bekannt wurde. Im Un- 
terschied zum Katarismus, der eine Rekonstruktion des bolivianischen Staates 
entlang ethnischer Kriterien sowie ein Bündnis mit anderen politisch und so- 
zial marginalisierten Gruppen anstrebte, war der Indianismus vor allem antı- 
westlich ausgerichtet. Ihm ging es um die Trennung von allen nicht-indigenen 
Elementen, Ziel war die Rekonstruktion eines Bolivien (oder Kollasuyo) der 
Zeit vor der spanischen Eroberung (Albö 1996; Van Cott 2005). Sowohl der 
Katarismus wie auch der Indianismus versuchten die bäuerlichen und gewerk- 
schaftlichen Strukturen, die nach der Revolution von 1952 von der nationalre- 
volutionären Bewegung (MNR) aufgebaut wurden, für ihren Kampf zu benutzen 
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und explizit indigene Fragen zu thematisieren (Hurtado 1986; Ticona 2000). 

In den frühen 70er Jahren war der Katarismus bereits zu einer wichtigen poli- 
tischen Kraft geworden. Das Tiwanaku-Manifest von 1973 gilt als der erste 
Versuch die kataristischen Vortellungen zu systematisieren. In dem Dokument 
wird die Unterdrückung indigener Kultur nicht nur als Resultat westlicher kul- 
tureller und politischer Modelle angeprangert, sondern auch als Folge der Vor- 
stellungen des MNR und der linken politischen Parteien (Ticona/Albö 1997: 
250). Anhänger des Katarismus innerhalb der von der Regierung geförderten 
Bauerngewerkschaften waren die ersten, die für gewerkschaftliche Autonomie 
und die Befreiung von der Vormundschaft der MNR und ihrer nationalistischen 
Ideologie eintraten. Die Entstehung der unabhängigen Bauernkonföderation 
CSUTCB im Jahre 1979 markiert das Ende des Paktes zwischen Militär und 
Bauern. Neue Formen der Interessenvertretung wurden gesucht. Die Wahlen von 
1978 und 1980 schufen schließlich den Raum für die Entstehung neuer politi- 
scher Parteien, einschließlich einer vom Katarismus inspirierten (Albö 1993, 11).' 
Während die Anhänger des Indianismus die Indianische Tupaj Katari Bewe- 
gung (MITKA) bildeten, sammelten sich die eher klassenorientierten Fraktio- 
nen ın der Revolutionären Tupaj Katari Bewegung (MRIK). Beide Parteien 
hatten bei den Wahlen aber nur geringe Erfolge. 1980 war die MITKA auf 
grund persönlicher Rivalitäten bereits in zwei Flügel zerbrochen (MITKA und 
MITKA-1). Aber auch von der konkurrierenden MRTK spalteten sich 1985 
und 1989 zwei Flügel ab. In den frühen 90er Jahren bildeten sich ohne größe- 
ren Erfolg weitere kataristische Parteien (Van Cott 2005). Obwohl es dem Ka- 
tarısmus gelang ethnische Themen in den politischen Mainstream einzubringen, 
scheiterten aufgrund des Fehlens einer einheitlichen und starken Bewegung alle 
Versuche der Bildung einer starken indigenen Partei. Die einzige Ausnahme bil- 
dete die von Victor Hugo Cärdenas geführte MRTKL. In einer Wahlkoalition 
mit Gonzalo Sanchez de Lozada vom MNR gewann Cärdenas 1993 das Amt des 
Vizepräsidenten (vgl. Albö 1993 zu den Details dieser ungewöhnlichen Allianz). 


Indigene Bewegungen und die Suche nach Autonomie 


Die permanente Rückkehr zur Demokratie im Jahre 1982 brachte eine Periode 
intensiver Rivalitäten mit sich. Viele politische Parteien, insbesondere der Lin- 
ken, warben aggressiv um die führenden Personen aus den Organisationen der 
Bauern und der Arbeiter. Diese waren in den vorangegangenen dreißig Jahren 
aufgrund von dessen klientelistischer und korporatistischer Praktiken eng mit 
dem MNR verbunden (Andolina 1999: 238). In einem Interview mit der Au- 


1 Die erste indigene Partei, die Indianische Partei (Pl), war in den 60er Jahren von Fausto Rei- 
naga gegründet worden. Allerdings hatte diese Partei eher symbolischen als realen Charakter, 
sie brachte es nie zu einer wirklichen Organisation und nahm auch nicht an Wahlen teil 
(Ticona 2000: 44). 
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torin, meinte Felipe Quispe, eine der gegenwärtigen Führungspersönlichkeiten 
der Aymara dazu: „Wir befreiten uns vom Militär, nur um dann von der Lin- 
ken gefangen zu werden“ (Interview in La Paz, 16. März 2004). Die CSUTCB 
z.B. stand organisatorisch den Kataristischen Parteien nahe, während ihre Füh- 
rer zu selben Zeit heimlich mit den Parteien der Linken vor allem der Demo- 
kratischen Volksunion (UDP) verbunden waren (UDP) (Ströbele-Gregor 1994; 
Van Cott 2005). Mitte der 80er Jahre wurde die CSUTCB durch heftige Aus- 
einandersetzungen zwischen ihren Mitgliedern erschüttert als konventionelle 
Parteien durch vertikale Machtbeziehungen die Kontrolle über einige ihrer 
Unterorganisationen erhielten. 

Die Infiltration der großen zivilgesellschaftlichen Organisationen durch die Par- 
teien gefährdete die ideologische und organisatorische Einheit der entstehenden 
indigenen Bewegung (Lucero 2000: 184). In einem Versuch, dieser Tendenz ent- 
gegen zu wirken, schlug die CSUTCB 1988 während ihres ersten außerordentli- 
chen Kongresses vor, eine Versammlung der Nationalitäten einzuberufen, welche 
die indigenen Gemeinschaften und ihre traditionellen Strukturen landesweit zu- 
sammenfassen sollte. Die neue Versammlung sollte 1992 eingerichtet werden als 
Höhepunkt eines Protestmarsches gegen 500 Jahre kolonialer Herrschaft. Aller- 
dings sorgten sowohl Auseinandersetzungen zwischen den regional und ethnisch 
gespaltenen indigenen Gruppen über die Frage, wer ın dieser Versammlung ver- 
treten und wie die Vertretung organisiert sein sollte, als auch die Angst von an- 
deren instrumentalisiert zu werden dafür, dass dieses Experiment beendet wurde, 
noch bevor es überhaupt begonnen hatte (Ticona 2000: 140). 

Während in den 90er Jahren die indigenen Organisationen des Hochlands ernst- 
haft nach Möglichkeiten einer autonomen Organisation suchten, begannen die 
indigenen Gruppen des Tieflandes sich politischen Parteien anzunähern, ver- 
suchten aber die Probleme der Kooptation und Manipulation zu vermeiden, mit 
denen die Hochlandorganisationen zu tun hatten. Die indigene Bevölkerung des 
Tieflandes hatte sich nie von der CSUTCB repräsentiert gefühlt, sie war ihnen zu 
gewerkschaftlich gewesen. 1982 hatten Gruppen aus dem Tiefland mit Unter- 
stützung von NGOs ihre eigene regionale Organisation gegründet, die Konföde- 
ration der indigenen Völker Boliviens (CIDOB), um ihre Territorien gegen die 
Interessen von Ranchern zu verteidigen. Nach Lucero (2002: 160) war die 
CSUTCB in der Welt der politischen und sozialen Linken geboren worden, 
während die CIDOB von Geburt an mit der Welt der NGOs und der entwick- 
lungspolitischen Organisationen verbunden war.” Der Staat und die meisten po- 
litischen Parteien hatten die indigenen Gruppen des Tieflandes nicht erreicht, so 
dass sie ihre starke ethnische Identität behalten hatten. 


2 Die lokale NGO, welche die indigenen Bauern des Tieflandes unterstützte, die APCOB 
spielte in dieser Region seit den 70er Jahren eine zentrale Rolle bei der Finanzierung und 
Förderung indigener Organisationen (Yashar 2005: 201). 
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Vom Staat und den meisten internationalen Einrichtungen wird eher die 
CIDOB als die CSUTCB als die zentrale indigene Organisation in Bolivien 
angesehen, da sie eine explizite ethnisch-kulturelle Agenda hat. Allerdings hat 
eine ideologische Diffusion zwischen Hochland und Tiefland dazu geführt, 
dass auch die Hochlandorganisationen den Diskurs des Tieflandes über Terri- 
torien und Autonomie (statt über Land und Gleichheit) aufgenommen haben 
und sie ihre Agenda in Richtung indigener Probleme verschoben haben 
(Choque 2003: 36; Yashar 2005: 190). Seit seiner Gründung im Jahre 1997 
spielt der Nationale Rat für Ayllus und Markas (CONAMAQ) eine zuneh- 
mend wichtiger werdende Rolle in der indigenen Bewegung des Hochlandes. 
Er unternimmt Anstrengungen indigene Gemeinschaften als ayllus unter ihren 
traditionellen Autoritäten den jilagatas und mallkus wieder herzustellen (Choque/ 
Mamani 2003: 147). Die Entstehung von CONAMAQ führte zum Vorschlag 
(vgl. z.B. Lucero 2002: 167) in Bolivien, gestützt auf CONAMAQ und CIDOB, 
eine landesweite indigene Organisation zu gründen, etwa analog zur Konföde- 
ration indigener Völker Ecuadors (CONAIE). Obgleich es für einen solchen Vor- 
schlag noch zu früh sein mag, zeigen jüngste Entwicklungen doch die Mög- 
lichkeit eine verstärkten Zusammenarbeit zwischen CONAMAOQ und CIDOB. 
So arbeiten beide Organisationen gemeinsam als Berater im neu geschaffenen 
Ministerium für indianische Angelegenheiten zusammen (MAIPO 2004). 


Die erneute Entstehung indigener Parteien 


Das 1994 in Kraft getretene Gesetz über die Partizipation des Volkes (LPP) und 
die damit verbundene Dezentralisierung auf kommunaler Ebene brachte die in- 
digenen Führungspersönlichkeiten dazu, erneut über die Gründung eigener 
Wahlorganisationen nachzudenken (Mayorga 2005: 66; Van Cott 2003: 14-15). 
Das LPP war eines von mehreren Gesetzesvorhaben, die unter der Koalitionsre- 
gierung von Präsident Lozada (MNR) und Vizepräsident Cärdenas (MRTKL) da- 
zu dienen sollten, unter dem Mantel eines multikulturellen Staates die indigenen 
Völker in das politische und ökonomische Leben des Landes zu integrieren 1997 
(Lucero 2002, 174-175; MACPIO 2000, 98-102). Außer der erstmaligen Einfüh- 
rung von direkten Kommunalwahlen, wurde durch das Gesetz auch den traditi- 
onellen Organisationsformen, bei denen die indigene Bevölkerung ihre eigene Ver- 
waltung bestimmt, unter der Bezeichnung territoriale Basisorganisationen (OTB) 
ein legaler Status zugesprochen (Ticona/Albö 1997: 280; Van Cott 2003: 21). 

Eine der ersten Gruppen, die Vorteile aus der neuen Wahlgesetzgebung zogen, 
war die Bewegung der Kokabauern der Region Chapere im Hochlanddepart- 
ment von Cochabamba. Der Zusammenbruch von Boliviens Zinnindustrie 
Mitte der 80er Jahre führte dazu, dass viele ehemalige Minenarbeiter in Cha- 
pere mit dem Kokaanbau begannen, was ein gutes Einkommen versprach 
(Crabtree/Duffy/Pearce 1987). Der Radikalismus, für den die Minenarbeiter 
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bekannt waren, fand auch schnell Eingang in die starke und gut organisierte 
Bewegung der Kokabauern, die vor allem aus Ketchua Indianern bestand. Ge- 
gen die von den USA durchgesetzten Zerstörungen der Kokafelder verteidigten 
die Bauern den Kokaanbau als Teil der indigenen Kultur und Tradition (Yas- 
har 2005, 185). In den 90er Jahren war der unbestrittene Führer der Koka- 
bauern, der langjährige indigene Gewerkschaftsaktivist Evo Morales. 1995 be- 
schloss die Bewegung als Versammlung für die Souveränität der Völker (ASP) 
zu den Kommunalwahlen anzutreten. Da es Probleme mit der Registrierung 
gab, trat die ASP unter dem Dach der Vereinigten Linken (IU) an und gewann 
bei den Kommunalwahlen 1995 eine Reihe von Bürgermeisterämtern und 
zahlreiche Gemeinderatssitze. Bei den nationalen Wahlen 1997 erreichte die 
ASP 3.7 % der gesamten Stimmen (Romero 2003; Van Cott 2005). 

Im Jahre 1999 verließen Evo Morales und seine Anhänger aufgrund von 
Spannungen mit Alejo Veliz, einem rivalisierenden Parteiführer, die ASP, um ei- 
ne neue und letztlich erfolgreichere Partei zu gründen, die Bewegung für den So- 
zialismus - Politisches Instrument für die Souveränität der Völker (MAS-IPSP) 
(Van Cott 2005). Die MAS sollte als politischer Hebel für soziale Bewegungen 
dienen, sie orientierte sich sowohl an den Belangen der Arbeiter und Arbeiterin- 
nen als auch an denen der indigenen Bevölkerung (Mayorga 2005: 65). 

Die MAS vertritt eine Mischung aus traditionell indigenen Vorstellungen, 
Marxismus, Che-Guevara-Ideen und Ideen aus der Befreiungstheologie (so der 
MAS Vertreter Ivan Morales in einem am 17. Februar 2004 von der Autorin 
geführten Interview). Das Programm der Partei richtet sich auf die Konstrukti- 
on eines neuen Boliviens, das auf der Identität, den Werten und dem Weltbild 
seiner indigenen Bevölkerung beruht. Unter anderem fordert die MAS die Ver- 
staatlichung der großen Industrie, die Selbstverwaltung der Betriebe durch die 
Arbeiter und Arbeiterinnen, das Ende der Zerstörung der Kokafelder und die 
Landverteilung an indigene und bäuerliche Gemeinschaften (MAS 2001). 
Boliviens andere indigene Partei, die Indigene Pachakuti Bewegung (MIP) ent- 
stand ebenfalls in den 90er Jahren. Der MIP Führer Felipe Quispe, bekannt 
als ‚El Mallku’ (der Kondor), ist einer der aktivsten Anhänger des Indianismus 
(Sanjines 2002). Quispe war in den späten 70er Jahren Generalsekretär der in- 
dianistischen Partei MITKA. Nach dem Ende dieser Partei verschrieb sich 
Quispe dem bewaffneten Widerstand und gründete 1989 die Tupaj Katarj 
Guerilla Bewegung (EGTK). 1992 wurde er gefangen genommen und verbrach- 
te fünf Jahre im Gefängnis (Democracia Representaciön 2004: 10). 1998 wurde 
er zum Sekretär der CSUTCB gewählt, in der sich damals Evo Morales und 
Alejo Veliz als konkurrierende Führungspersonen gegenüber standen. Dies 


3 Der Kokaanbau hat in Bolivien eine jahrhundertelange Tradition. Die Kokapflanze wird von 
den indigenen Völkern als heilig betrachtet, sie wird für religiöse Zeremonien und im Hoch- 
land auch im Alltag als Mittel gegen Hunger und zur Linderung von Krankheiten eingesetzt. 
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konnte Quispe ausnutzen, seine eigene Position festigen und die CSUTCB in 
eine etwas radikalere Richtung drängen (Van Cott 2005).* Allerdings führte 
Quispes autoritärer Führungsstil bald zur Entfremdung von einem großen Teil 
der bäuerlichen Aktivisten, aus dem Umfeld von Evo Morales und der MAS. 
Im Jahre 2001 wählten die Dissidenten aus der CSUTCB auf einem nicht au- 
torisierten Kongress Romän Loayza als Sekretär (Laserna 2002, 23; La Razön 
2003). Obwohl Quispe als legitimer Führer CSUTCB anerkannt ist, haben die 
internen Konflikte die Effektivität der Organisation erheblich beeinträchtigt. 
Im November 2000 kündigte Quispe auf den alten Ruinen von Tiwanaku die 
Gründung einer neuen Partei an, der Indigenen Pachakuti Bewegung (MIP), 
die ausschließlich die Interessen der indigenen Bevölkerung des Landes reprä- 
sentieren sollte. Quispe zufolge war die Entscheidung am Wahlprozess teilzu- 
nehmen die Forderung der Basis, während er selbst die bewaffnete Revolution 
vorgezogen hätte, welche eher auf der Linie seiner Vorfahren gelegen hätte (so 
äußerte er sich in einem von der Autorin am 16. März 2004 in La Paz geführ- 
ten Interview). In der von Quispe bei der Parteigründung gehaltenen Anspra- 
che hieße es (Polemica 2001: 61): 


„Hier und heute setzen wir ein Ende, wir folgen nicht mehr den politischen Parteien der Wei- 
ßen, wir hören für immer damit auf, Aktivisten und Anhänger der Parteien der Weißen zu sein 
... und deshalb haben wir die Indigene Pachakuti Bewegung geschaffen, dies wird unser poli- 
tisches Instrument sein. Mit diesem Instrument werden wir kämpfen und siegen, mit diesem 
Instrument werden wir Kollasuyo regieren.“ 

Damit war die MIP eine der wenigen indigenen Parteien Lateinamerikas, die 


einen Staat innerhalb des Staates für die indigene Bevölkerung forderte. 


Proteste und Konzepte 


Die indigene Bewegung Boliviens war ein Instrument, um unpopuläre öko- 
nomische Reformen zu blockieren. Sie organisierte landesweite Aktionen, die 
diesem Ziel dienten. Der siegreiche „Wasserkrieg“ im Jahr 2000 war die erste 
in einer Serie von zivilgesellschaftlichen Erhebungen, die schließlich einen 
Bruch innerhalb des politischen Systems hervorriefen, der letztlich die Tür da- 
für öffnete, dass in Bolivien zum ersten Mal ein Indigener zum Präsidenten 
gewählt wurde (Bonifaz 2004: 15). Das Epizentrum des bolivianischen Was- 
serkrieges war die Stadt Cochabamba, wo sich ein ganzer Zyklus von Protest- 
aktivitäten daran entzündete, dass die städtischen Wasserwerke an Aguas del 
Tunarı verkauft wurde, ein multinationales Konsortium, das von der großen 
kalifornischen Technologiefirma Bechtel kontrolliert wurde. Bereits einige 
Wochen nach der Privatisierung hatten sich in einigen Fällen in Cochabamba 


4 So organisierten Quispe und die CSUTCB im September 2000 Protestaktionen, die Stra- 
ßenblockaden und landesweite Demonstrationen umfassten und die Regierung schließlich 
zu einer Reihe von Zugeständnissen zwang (vgl. Laserna 2002). 
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die Wasserpreise um 300 % erhöht (Schultz 2000: 44). Die öffentliche Entrüs- 
tung über die völlig unverantwortlichen Regelungen, die mit dieser Privatisie- 
rung einher gingen, verbreitete sich rasch auch in anderen Teilen des Landes. 
Zivilgesellschaftliche Gruppen in ganz Bolivien begannen nicht nur gegen die 
Wasserpolitik zu protestieren, sondern auch gegen die allgemeine Richtung der 
ökonomischen Politik der Regierung. Angesichts einer massiven sozialen Revolte 
löste die Regierung von Hugo Banzer im April 2000 den Vertrag mit Aguas del 
Tunari.° Die Renationalisierung von Cochabambas Wassersystem und die Ände- 
rung des Gesetzes Nr. 2029 über Trinkwasser und grundlegende sanitäre Anlagen 
stellen ein Schlüsselereignis in der Evolution des landesweiten Protestes dar (La- 
serna 2002: 15). Der bolivianische Wasserkrieg zeigte wie schwach der Staatsap- 
parat gegenüber dem organisierten Protest der Zivilgesellschaft war. 

Wie beeindruckend die Resultate des bolivianischen „Wasserkrieges“ auch sein 
mögen, zumindest dem Umfang nach wurde er vom „Gaskrieg“ übertroffen, 
der im Oktober 2003 stattfand und der zum Rücktritt von Präsident Gonzalo 
Sanchez de Lozada führte. Die Unruhen, die 59 Zivilpersonen das Leben kos- 
teten, zeigen die Erschöpfung des neoliberalen Modells an, das in Bolivien seit 
1985 am Werke war (Suärez 2003: 15). Der unmittelbare Anlass der Krise war 
die Entscheidung der Regierung Gas über Chile an die USA zu verkaufen. Das 
Thema Gas mag der auslösende Faktor der Unruhen gewesen sein, den massi- 
ven Protesten lagen aber andere Faktoren zugrunde: die enormen sozialen 
Kosten der orthodoxen neoliberalen Politik, die Kontrolle strategischer Sekto- 
ren der Wirtschaft durch das transnationale Kapital und der Legitimationsver- 
lust der demokratischen Institutionen des Landes (Bonifaz 2004: 8). Die Krise 
machte deutlich, dass die politische Klasse überhaupt nicht mehr mit der Zi- 
vilgesellschaft verbunden war. Das Ansehen der traditionellen politischen Par- 
teien Boliviens, des MNR, der ADN und des MIR, die sich seit der Rückkehr 
zur Demokratie im Jahre 1982 an der Regierung ablösten, war durch ihr er- 
gennütziges Verhalten und ihr Desinteresse an den nationalen Belangen in eı- 
ner nicht wieder gut zu machenden Weise beschädigt worden (Albö 2004: 64). 
Somit halfen die Ereignisse vom Oktober 2003, die Oppositionsparteien MIP 
und MAS ins nationale Rampenlicht zu rücken. 


Die historischen Wahlen von 2005 


Am 18. Dezember 2005 machte Evo Morales Geschichte: Als Kandidat der 
Bewegung für den Sozialismus (MAS) wurde er mit 53,7 % der Stimmen zum 
ersten indigenen Präsidenten gewählt. Dieser Höhepunkt in der Geschichte 
der indigenen Bewegung Boliviens kündigte sich bereits durch die Erfolge in- 


5 Daraufhin verklagte Bechtel beim Handelsgerichtshof der Weltbank Bolivien auf 50 Millio- 
nen Dollar Schadenersatz. Allerdings ließ Bechtel diese Klage nach massiven internationalen 
Druck am 19. Januar 2006 fallen (Shultz 2006). 
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digener Parteien bei den nationalen Wahlen von 2002 an. Diese Wahlen 
machten die ethnisch-kulturellen Spannungen in der bolivianischen Zivilgesell- 
schaft wie auch innerhalb der politischen Klasse deutlich, die seit dem Übergang 
zur Demokratie mehr oder weniger verdeckt gewesen waren (Mayorga 2005, 
64). Die MAS und die MIP brachten nicht nur eine ethnische Spaltung zum 
Ausdruck, sie führten auch zu einer klaren Trennung zwischen denen, die das 
neoliberale Modell unterstützten und denen, die es ablehnten. Die seit 2002 
gewonnene Stärke der MAS veränderte die politische Geographie des Landes 
(Mayorga 2005: 68). Obwohl die MIP im Vergleich zur MAS viel schlechter 
abschnitt, waren ihre Ergebnisse bei den Wahlen 2002 erheblich besser als die 
von allen „indianistischen“ Parteien in sämtlichen Wahlen zuvor. Bei den 
Wahlen im Dezember 2005 gewann der MIP allerdings nur 2,2 % der Stim- 
men, so dass die Zukunft der Partei unklar ist. 

Als Folge davon, dass sich Boliviens indigene Bewegungen auf die Teilnahme 
an Wahlen eingelassen haben, ist das gegenwärtige Parlament das ethnisch und 
sozioökonomisch heterogenste in der Geschichte des Landes. Zum ersten Mal 
seit langer Zeit sind Politiker wieder direkt mit sozialen Bewegungen und ihren 
Organisationen verbunden. Vertreter der MAS sind zugleich Gewerkschaftsfüh- 
rer, die weiterhin an Streiks, Blockaden und Protestmärschen beteiligt sind. Zu- 
sätzlich zur Teilnahme an den Kämpfen außerhalb des Parlaments haben die 
Vertreter der indigenen Parteien die Taktiken der sozialen Bewegungen auch in 
das Parlament eingeführt, indem sie an Hungerstreiks teilnehmen und zu De- 
monstrationen aufrufen, wenn ihre politischen Projekte niedergestimmt werden. 
Die bislang vernachlässigten Belange der Bevölkerung werden dadurch auf die 
Tagesordnung des politischen Systems gesetzt. Damit entsteht die Möglichkeit, 
dass die Regierung endlich auf die Bedürfnisse der bisher marginalisierten Grup- 
pen eingeht und sich deren Anteil am demokratischen Prozess verbessert. 


Fazit 


Indigene Bewegungen gewinnen in den lateinamerikanischen Demokratien ei- 
ne zunehmende Bedeutung. Sie organisierten landesweite Streiks und Proteste, 
und blockierten unpopuläre ökonomische Reformen, sie stürzten korrupte Po- 
litiker und in einigen Fällen haben sie ihre eigenen politischen Parteien ge- 
gründet, die darauf abzielen, die Macht innerhalb des Staates zu erlangen. Die 
indigene Bewegung Boliviens entstand ın den 1980er Jahren mit einer stark 
oppositionellen Ausrichtung. Ohne gut organisierte und autonome indigene 
Bewegungen wären die „kataristischen“ Parteien, die beim Übergang zur De- 
mokratie entstanden sind, sehr schnell untergegangen. Die Kooptation und 
Manipulation der indigenen Bewegungen, die in den 1980er vor allem von 
Seiten der oppositionellen Linken stattfand, schränkte allerdings die Möglich- 
keiten von einheitlichen Aktionen und die Fähigkeit der indigenen Organisa- 


Die Evolution indigener Politik in Bolivien 59 


tionen ihre eigenen politischen Konzepte zu entwickeln, erheblich ein. In die- 
ser Zeit war die indigene Bewegung in zwei Flügel gespalten: einen, der eher 
revolutionäre, auf der Klassenstruktur beruhende Vorstellungen hatte und ei- 
nen, der eine stärker ethnizistische Ideologie vertrat. 
Der Erfolg, den die indigenen Parteien seit den späten 1990er Jahren hatten, 
verdankte sich zu einem großen Teil der organisatorischen und ideologischen 
Autonomie, welche die indigenen Bewegungen inzwischen gewonnen hatten 
sowie deren Fähigkeit unterschiedliche Teile der Bevölkerung im Kampf gegen 
den Neoliberalismus zu vereinen, indem Forderungen und Ansprüche, die auf 
Klassenpositionen beruhten, mit solchen kombiniert wurden, die eine ethni- 
sche Grundlage hatten. Was jedoch einmal das Vermächtnis des ersten indige- 
nen Präsidenten Lateinamerikas sein wird, ist heute noch ungewiss. 

Aus dem Englischen übersetzt von Michael Heinrich 
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Ana Garcia 


Es gibt Alternativen zur ALCA 
ALBA und warum der ALCA-Prozess gestoppt wurde 


1. „Sterbend, aber nicht tot!” 
\Wo stehen wir in den ALCA-Verhandlungen? 


Die Gesamtamerikanische Freihandelszone (ALCA) ist nicht, wie seit dem 
Ministertreffen ın Santiago de Chile 1998 vorgesehen, im Jahr 2005 in Kraft 
getreten. Dieses neoimperialistische Projekt ist auf die bereits 1990 vom dama- 
ligen US-amerikanischen Präsident George Bush sen. einberufene „Enterprise 
for the Americas Initiative“ zurückzuführen, und zielt auf die Bildung einer 
Freihandelszone von Alaska bis Feuerland mit allen amerikanischen Staaten - 
mit Ausnahme Kubas - als Mitglieder. Seit 1994 wird über die verschiedenen 
Themen und Liberalisierungsgegenstände des Freihandelsblocks verhandelt. 
Als George W. Bush 2000 an die Macht kam, erklärte er die Bildung einer 
ALCA als Hauptziel seiner Lateinamerika-Politik. Dieser Prozess verläuft je- 
doch nicht widerstandslos. Ein breites kontinentales Netzwerk, das auf der 
Zusammenarbeit sozialer Basisorganisationen und Gewerkschaften aus Nord- 
und Südamerika beruht, formierte sich aus den neuen sozialen Bewegungen in 
den jeweiligen Ländern. Heute dient es als exemplarische Vernetzung linker Kräf- 
te und eine der bedeutendsten globalisierungskritischen Bündnisse weltweit. 

Das ALCA-Projekt ist eine der wichtigsten Ausdrucksformen einer neuen He- 
gemonialphase der USA - was Arrighi (1993) als „Free Enterprise System“ (im 
Vergleich zum „Free Trade Imperialism“ der britischen Hegemonialzeit) be- 
zeichnet. Als Freihandelszone soll ALCA nicht nur den Handel mit Waren 
und Dienstleistungen unter den Ländern des gesamten Kontinents liberalisie- 
ren, sowie Ex- und Importe erleichtern, sondern vor allem die mächtige Stel- 
lung US-amerikanischer Konzerne durch Regeln zu Investitionen, öffentlichen 
Regierungsaufträgen, geistigem Eigentum usw. sichern'. Sie verstärkt und ver- 


1 Insgesamt werden im ALCA-Prozess neun Themen verhandelt, nämlich Regeln der Markt- 
öffnung und des Marktzugangs, Liberalisierung des Agrarhandelns, der Handel mit Dienst- 
leistungen, Regeln über Subsidien, Antidumping-Maßnahmen und kompensatorische Rech- 
te, Wettbewerbsregeln, Regeln der Streitschlichtungsverfahren, öffentliche Auftragsvergabe, 
Investitionen und schließlich Regelungen zum Geistigen Eigentums. ALCA wäre die größte 
Freihandelszone der Welt, mit einer Bevölkerung von 800 Millionen Menschen und einem 
BIP von 11,4 Billionen US$ (vgl. Jakobsen/Martins 2002). 
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ankert die neoliberalen Regeln und Strukturen, sowie das Entwicklungsmodell, 
welches auf Freihandel, exportorientierter Agrarproduktion und auf dem Pri- 
vatsektor als zentralem Entwicklungsmotor basiert. Dabei wäre ALCA ein Ab- 
kommen zwischen extrem ungleichen Partnern: Während auf die USA und 
Kanada zusammen ca. 80 Prozent des BIP der Hemisphärische entfiele, ent- 
spricht das BIP von Jamaika, Costa Rica, Honduras, El Salvador, Paraguay, 
Panama, Guatemala, Ecuador, Haiti und Nicaragua zusammen nur ca. einem 
Prozent des hemisphärischen BIP (vgl. Jakobsen/Martins 2002). 

Darüber hinaus hat die ALCA einen wichtigen militärischen Bestandteil, der 
sich in der Etablierung militärischer Basen und Übungszonen in vielen Län- 
dern äußert, nicht zufällig gerade in Regionen, die reich an natürlichen Res- 
sourcen sind. Seit 2001 ist die Einsetzung militärischer Kräfte durch den Vor- 
wand des Kampfes gegen den Terrorismus und des Drogenhandels auch expli- 
zit in die Verhandlungsdokumente aufgenommen worden. Politisch bedeutet 
die ALCA einen weiteren internationalen Disziplinierungsmechanismus: Die 
lateinamerikanischen „Demokratien“ sollen international überwacht, der Ein- 
fluss der USA ausgebaut, sowie die juridischen Abhängigkeiten konsolidiert 
werden. Diese Bindungen dienen der Disziplinierung der Wirtschaftspolitik la- 
teinamerikanischer Länder, indem sie unerwartete Veränderungen in der Art 
der politischen Wirtschaftsführung, wie beispielsweise die Einführung von Ka- 
pitalverkehrskontrollen, verhindern, und die Einführung von Gesetzen und In- 
stitutionen nach US-amerikanischem Modell fördern, so dass multinationale 
Konzerne besseren Spielraum für Investitionen und Geschäftstätigkeiten haben 
(vgl. Guimaräes 1999). ALCA ist die Zuspitzung der US-amerikanischen Poli- 
tik für ihren „Hinterhof Lateinamerika“, und die internationale juridische 
Kristallisierung der Finanz- und Handelsordnung. 

Sie ist dennoch in ihrer ursprünglichen Form bisher gescheitert. Auch die Ver- 
suche der US-amerikanischen und der brasilianischen Regierungen, bei dem 
Ministertreffen in Miami 2003 eine Art „2-Stufen-Modell“ bei den Verhand- 
lungen einzuführen, um diese voranzubringen, ist aus unterschiedlichen 
Gründen auf Widerstand der anderen Staaten gestoßen’. Ist ALCA also tot? 


2 Die brasilianische Regierung Lula entwickelte das Konzept einer ALCA em dois trilhos, was 
von den USA in Miami unterstützt wurde: In einer ersten Stufe würde die Substanz der 
Themen Marktzugang für (Konsum- und Agrar-) Güter sowie in begrenzter Form Dienstleis- 
tungen und Investitionen bilateral mit den USA verhandelt; in einer zweiten Stufe würde der 
ALCA-Prozess in einigen Bereichen auf Grundelemente konzentrieren. „Sensiblere“ Themen, 
welche die Verhandlungen bisher erschwerten, sollten WTO-Ebene verhandelt werden. Der 
gemeinsame Vorschlag Brasiliens und der USA stieß in Miami dennoch auf den Widerstand 
der Staaten, die weiterhin eine „breitere“ ALCA, wie sie am Anfang konzipiert wurde, an- 
strebten. Staaten, die schon eine Freihandelsvereinbarung mit den USA hatten (wie Chile, 
Mexiko, Kanada, aber auch Peru, Kolumbien, Costa Rica und andere, insgesamt 13 Länder), 
sahen ihren Vorteil an gemeinsamen Konzessionen und Marktöffnungspflichten aller 34 
Länder, aber nicht an der flexiblen Version, die nur eine minimale Übereinstimmung vor- 
sieht. 
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„In Trinidad und Tobago [Treffen der technischen Verhandlungsgruppen] 
starb ALCA in der Form, wie die USA es konzipiert hat. Fünf Monate später, 
in Buenos Aires [beim nächsten Treffen der Verhandlungsgruppen], starb 
ALCA in der von Brasilien vorgeschlagenen Version. Es gibt keinen Gott, der 
diesen Toten wiederbelebt...“ - so Rafael Gentili, aus dem Laboratörio de Po- 
liticas Püblicas in Buenos Aires (2004). 


2. Warum ist ALCA in der Anfangsform gescheitert? 


Die Auseinandersetzungen um den ALCA-Prozess offenbaren grundsätzliche 
gesellschaftliche Widersprüche, Klassenstrukturen, Kräfte- und Machtverhält- 
nisse, welche einem peripheren kapitalistischen System inhärent sind. Regie- 
rungsentscheidungen werden nicht neutral, technisch oder aufgrund einer Bi- 
lanzierung verschiedener gesellschaftlicher Segmente getroffen, sondern reprä- 
sentieren oft bestimmte Klassen und Interessengruppen. Es ist daher falsch, in 
allen internationalen Verhandlungen von „dem“ Interesse Brasiliens, der Ent- 
wicklungsländer oder der USA zu sprechen. Um den ALCA-Prozess und die 
verschiedenen, teilweise widersprüchlichen Positionen der jeweiligen Regierun- 
gen nachzuvollziehen, ist es unerlässlich, die unterschiedlichen Interessen der 
Akteure wahrzunehmen, die sich sowohl in den offiziellen Gremien der ALCA 
als auch informell und in Form sozialer Mobilisierung an dem Prozess beteili- 
gen. 

Ein erster Grund, warum ALCA in ihrer ursprünglichen Form gescheitert ist, 
ist die aktive Rolle der sozialen Bewegungen, NGOs und Basisaktivitäten, wel- 
che die breite und länderübergreifende Mobilisierung und den Widerstand un- 
ter Benutzung getragen haben, wobei sie sich auch auf die Erfahrungen nord- 
amerikanischer Organisationen beim Widerstand gegen NAFTA stützen konn- 
ten. Bei dem ersten Cumbre de los Pueblos („Völkergipfel“) parallel zum 
Amerikagipfel in Santiago de Chile 1998 wurde die „Hemisphärische Sozialal- 
lianz“ (ASC-HSA) ins Leben gerufen, und der aktive Widerstand gegen ALCA 
zum vorrangigen Punkt im politischen Kampf vieler Gewerkschaften, sozialer 
Bewegungen und NGOs erklärt (vgl. Jakobsen/Martins 2002: 56). Dieses 
Netzwerk umfasst heute soziale Akteure aus allen an den ALCA- 
Verhandlungen beteiligten Ländern. Es hat den gesamten Verhandlungsprozess 
begleitet und seine antidemokratische und ausschließende Form, sowie dessen 
mögliche Auswirkungen auf die kulturelle Vielfalt und die vorhersehbare Ver- 
tiefung der Armut und der Ungleichheit kontinuierlich aufgezeigt. Es leistete 
eine Analyse des veröffentlichten Vertragsentwurfs und entwickelte systemati- 
sche inhaltliche Gegenvorschläge. Durch die ab 2002 gestartete „Kontinentale 
Kampagne gegen ALCA“ wurden wichtige soziale Gruppen in den jeweiligen 
Ländern mit dem Ziel mobilisiert, Druck auf die Regierungen auszuüben, um 
die panamerikanische Freihandelszone zu verhindern. Eine Vielzahl von In- 
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formationen und Analysen, die die Auswirkungen der ALCA auf verschiede- 
nen Ebenen und unterschiedliche Bevölkerungsgruppen anfzeigten, wurden 
mit Hilfe elektronischer Newsletters, einer eigenen Website in vier Sprachen, 
didaktischem Material in gedruckter Form, gewerkschaftlichen Medien, öffent- 
lichen Treffen und breiten Protestaktionen verbreitet. Im Zentrum dieser 
Kampagne stand die Durchführung von „Volksbefragungen“ über ALCA. In 
Brasilien konnten 2002 rund zehn Millionen WählerInnen mobilisiert werden. 
Zwar waren diese Befragungen juristisch nicht verbindlich, dennoch kann man 
von einem Erfolg der Plebiszite hinsichtlich der Aufklärung über das Thema 
innerhalb der Bevölkerung, sowie der Erhöhung des Drucks auf die Regierun- 
gen und Verhandlungsbeauftragten sprechen. Eine nicht zu unterschätzende 
Errungenschaft war, ALCA als alltägliches Thema zu der Bevölkerung zu brin- 
gen, und den Zusammenhang zwischen globalen, nationalen und lokalen Poli- 
tikentscheidungen verständlich darzustellen. 

Ein weiterer Grund, warum die ALCA nicht zustande kam, ist die Auseinan- 
dersetzung innerhalb der lokalen lateinamerikanischen Eliten, und somit die 
Interessenfragmentierung der herrschenden Klassen. Dieser Aspekt ist insbe- 
sondere in den Ländern wichtig, die über ausdifferenzierte Wirtschaftssektoren 
verfügen und eine breite Exportpalette in die USA aufweisen. Zugang zum US- 
amerikanischen Markt ist das wichtigste Anliegen für Unternehmer im ALCA- 
Prozess. Wie üblich handeln sie pragmatisch und betrachten ALCA nicht als 
politisches Projekt, sondern als Geschäftsmöglichkeit um Handel und Export 
zu steigern. Es gibt dennoch unterschiedliche Positionen zwischen Industrie 
und landwirtschaftlichen Unternehmern. In Brasilien zum Beispiel gibt es Sek- 
toren, die wettbewerbsfähig und für die ALCA vorbereitet sind, vor allem die 
Stahl- und Celluloseindustrie sowie land- und viehwirtschaftliche Exporteure. 
Diese Branchen könnten von einer Implementierung der ALCA profitieren, 
wenn die USA ihre tarifären und nichttarifären Handlungshemmnisse reduzie- 
ren würden. So fordert das brasilianische Agrobusiness die Regierung auf, sich 
für die Reduzierung der Subventionen sowie anderer handelsverzerrender 
Maßnahmen einzusetzen. Zudem spricht sich der Agrarexportsektor für ein 
„trade off“ zwischen besserem Marktzugang für Agrarprodukte und flexibleren 
Regeln in den Bereichen Investitionen, öffentliche Aufträge, Dienstleistungen 
und geistiges Eigentum aus. Für diesen Sektor verhält sich der Mercosur, ob- 
wohl er offensiv für die Öffnung des US-amerikanischen Markts eintritt, bei 
den Verhandlungen der entsprechenden „Regelungsbereiche“” zu defensiv. So 


3 Gemeint ist die Verbesserung der Investitionsbedingungen für transnationale Unternehmen 
durch Gleichstellung mit Inländern bei allen Rechtsinstanzen sowie bei öffentlichen Aufträ- 
gen; die Möglichkeit eines Unternehmen bei Verletzung dieser Bedingungen gegen einen 
Staat zu klagen; Öffnung des Finanzmarktes und Abschaffung der Kapitalverkehrskontrollen; 
Liberalisierung des Dienstleistungsmarktes nach den vier GATS-Moden der WTO, erweiterte 
Patentregeln nach dem Vorbild US-amerikanischen Regeln für geistiges Eigentum usw. 
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stimmen die Interessen des brasilianischen Agrobusiness mit den denen vieler 
US-amerikanischen Konzerne überein, welche auf die „Verbesserung“ der In- 
vestitionsregeln drängen und daher die US-Regierung zu einer teilweisen Redu- 
zierung der tarifären und nichttarifären Handelshemmnisse im Agrarbereich 
auffordern‘. 

Dem exportorientierten Agrarsektor stehen die einheimischen Industriesekto- 
ren gegenüber, die durch rasche Markteröffnung in den 90er Jahren unter 
starker ausländischer Konkurrenz, aber auch unter Deindustrialisierung und 
Entnationalisierung gelitten haben. In Brasilien gehen diese Sektoren aufgrund 
der technologischen Kluft zwischen der US-amerikanischen und der brasiliani- 
schen Industrie etwas vorsichtiger mit den möglichen Vorteilen von ALCA 
um. Sie fürchten zwar eine „Isolierung“ Brasiliens auf dem internationalen 
Markt und fordern eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Industrie- 
sektors mit der Implementierung staatlicher Strukturreformen, um den 
„Standort Brasilien“ für ALCA vorzubereiten. Gleichzeitig aber sprechen sich 
Vertreter von Sektoren wie Maschinenbau, Informatik und Elektroindustrie, 
die nicht als „ALCA-tauglich“ gelten, ausdrücklich gegen ein Abkommen mit 
den USA aus. Nach Aussage des Forschungsinstituts IEDI endet mit der Um- 
setzung einer ALCA die Möglichkeit, einen Technologiesektor in Brasilien 
weiterzuentwickeln. Die Freihandelszone würde den Spielraum für eigene Ent- 
scheidung reduzieren und die ungünstige internationale Arbeitsteilung noch 
weiter zementieren. Sektoren wie die Informatikbranche fürchten mit weiteren 
Reduzierungen von Fördermitteln und Schutzmechanismen zu verschwinden, 
da sie von der Konkurrenz aus den USA „geschluckt“ werden könnten. Das 
ALCA-Abkommen würde darauf hinauslaufen, eigenständige Entwicklungspro- 
jekte aufzugeben . 

Ein dritter Faktor, der den ALCA-Prozess in die Sackgasse brachte, war die 
Wahl (ursprünglich) links orientierter Parteien und Staatschefs in vielen Staa- 
ten Lateinamerikas. Diese neue „linke Welle“ in Lateinamerika, angefangen 


4 Eine ähnliche Taktik dieses „trade off“ ist ebenfalls bei den Verhandlungen in der WTO so- 
wie zwischen der EU und dem Mercosur zu beobachten. Es ist hierbei wichtig zu bedenken, 
dass die Forderung nach mehr Marktzugang für Agrarprodukte „aus dem Süden“ unmittel- 
bar mit den Interessen der großen Agrarexporteure, und daher mit einer strukturellen Land- 
und Machtkonzentration, in Zusammenhang steht. Die positive Handelsbilanz, der durch 
vermehrten Export landwirtschaftlicher Güter erreicht wird, dient oft der Bezahlung der Au- 
ßenschulden, um die „externe Verwundbarkeit“ der Länder zu reduzieren. In Brasilien z. B. 
besteht ein Zusammenhang zwischen der extremen Landkonzentration und der Expansion 
der exportorientierten Agrarwirtschaft. Heute kämpfen Landlose nicht nur gegen die Lati- 
fundien, sondern auch gegen das Agrobusinessmodell. Die Expansion dieses Bereiches 
knüpft folgerichtig an das herrschende Entwicklungsmodell und das Freihandelssystem an, 
das eine Spezialisierung der Produktion und der Exporte voraussetzt, die sog. Entwicklungs- 
und Schwellenländer als Agrarproduzenten fördern, und dabei eine internationale Arbeitstei- 
lung mit erheblichen sozialen und umweltschädlichen Auswirkungen verursacht. Im Hinter- 
grund dieser Problematik steht der soziale Kampf für eine sozial gerechte Landreform, der 
das Leben vieler Bauern und Bäuerinnen gekostet hat. 
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mit der Wahl von Hugo Chav£z in Venezuela, über Luiz Ignäcio „Lula“ da 
Silva in Brasilien, Nestör Kirchner in Argentinien, Tabar& Vasqu&z in Uruguay 
bis zum jüngsten Erfolg von Evo Morales in Bolivien, aber auch der Wider- 
stand in Ekuador, Mexiko und anderen zentralamerikanischen Ländern, ist auf 
die Legitimationskrise des Neoliberalismus zurückzuführen. Die neuen Regie- 
rungen setzten in unterschiedlichem Grad auf Alternativen zur Abhängigkeit 
von den USA, und suchten, die Beziehungen innerhalb Süd- und Zentralame- 
rika zu stärken, sowie Handels- und politische Beziehungen zu anderen sog. 
Entwicklungs- und Schwellenländern auszubauen. Insbesondere der „bolivari- 
sche“ Prozess in Venezuela zeigt einen klaren Weg aus der US-amerikanischen 
Hegemonie auf dem Kontinent heraus. Gleichwohl betreiben andere Regie- 
rungen eine paradoxe Politik. Brasilien spielte bei der WTO-Ministerkonferenz 
in Cancün 2003 die Rolle des „Verteidigers“ der Entwicklungsländer, des An- 
sprechpartners der NGOs und Kritikers der ungerechten Handelsregelungen. 
Zudem demaskierte es die „Heuchelei“ der Industriestaaten: Nach außen for- 
dern sie die Liberalisierung des Handels und drängen zu der Öffnung der Be- 
reiche, in denen sie wettbewerbsfähig sind; nach innen betreiben sie Protekti- 
onismus und schützen die Bereiche, wo die Entwicklungsländer einen kompa- 
rativen Vorteil haben. Indem aber Brasilien die Widersprüche der Handelspo- 
litik der Industrieländer aufzeigte, profilierte es sich gleichzeitig als Verfechter 
eines „echten“ freien Handelns. Das Land reproduzierte die Freihandelsrheto- 
rik für die eigenen Interessen und forderte so mehr Freihandel für „den Sü- 
den“, anstatt die Widersprüche der Freihandelsdoktrin und die negativen 
Auswirkungen des exportorientierten Entwicklungsmodells zu bekämpfen. Die 
Lula-Regierung vertrat somit nicht nur den hegemonialen Freihandelsdiskurs 
der zentralen Mächte, sondern auch den des brasilianischen Agrobusiness, die 
an einem exportorientiertem Entwicklungsmodell interessiert sind. 

Doch führten nicht nur die Auseinandersetzungen zwischen und innerhalb 
der lateinamerikanischen Länder zur Verlangsamung des ALCA-Prozesses. 
Auch die internen Widersprüche zwischen Interessengruppen und Sektoren 
der US-amerikanischen Gesellschaft spielen eine wichtige Rolle. Trotz des sog. 
Trade Promotion Authority ist die US-Regierung nicht frei von jeglichem in- 
ternen Druck. US-amerikanische Gewerkschaften litten stark unter dem Verlust 
und der Prekarisierung der Arbeitsplätze seit dem NAFTA-Abkommen. Die 
Bush-Administration hatte große Schwierigkeiten das Freihandelsabkommen 
mit Zentralamerika und der Dominikanischen Republik (das CAFTA-DR Ab- 
kommen) im Juli 2005 durch den Kongress zu bekommen. Für die US- 
amerikanische Industrie ist die Marktöffnung für Gewerbe- und Industriegüter 
irrelevant, da die lateinamerikanischen Industrien mit den US-amerikanischen 
nur schlecht konkurrieren können. Bei dieser Öffnung geht es vielmehr dar- 
um, dass multinationale Konzerne in den lateinamerikanischen Ländern so 
genannte Maquilas für halbfertige Produkte installieren und zollfrei in die 
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USA ausführen können. Anders ist es bei Agrarprodukten und Rohstoffen aus 
Lateinamerika, die mit der US-Produktion unmittelbar konkurrieren. Das An- 
gebot der USA im Rahmen der ALCA lässt Produktions- und Exportsubventi- 
onen sowie Dumpingmaßnahmen unangetastet. So schützt die US-Regierung 
weiterhin ihre Agrarproduzenten. Innerhalb der ALCA stellt jedoch für US- 
amerikanische Konzerne die Schaffung besserer Regeln für Investitionen, öf- 
fentliche Aufträge, Dienstleistungen und geistiges Eigentum zu ihren Gunsten 
den wichtigsten Verhandlungsgegenstand dar. Die lateinamerikanischen 
Dienstleistungs-, Waren- und Finanzmärkte sollen für sie geöffnet werden, oh- 
ne dass die jeweiligen Staaten noch eingreifen können. Ein Beispiel hierfür ist 
Kapitel XI des NAFTA-Abkommens, nach dem ein Konzern einen Staat auf- 
grund staatlicher Maßnahmen (etwa zum Schutz der lokalen Umwelt) verkla- 
gen kann. Aus diesem Grund fordert die US-amerikanische Regierung als Ge- 
genleistung für die Öffnung ihres Marktes Konzessionen in den Regelungsbe- 
reichen. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die USA unter Bush jun. in eine 
außenpolitische Legitimationskrise geraten ist. Die Ablehnung von Bush hat 
in Lateinamerika hohe Werte erreicht‘. Innerhalb der USA selbst wird die Zu- 
stimmung zur Regierung durch die Misserfolge und Verluste des Angriffskrie- 
ges gegen den Irak immer fragiler. Der Widerstand gegen den US-Imperialis- 
mus ist länder- und kontinentübergreifend. So wird die Fähigkeit der USA, 
Handels-, geopolitische und militärische Ziele hinter „guten Absichten“ zu 
verstecken, wıe es in der Deklaration von Mar del Plata versucht wurde, im- 
mer schwächer. 


3. Der Amerikagipfel in Mar del Plata: Die Positionen werden klarer 


Alle dieser internen und externen Widersprüche des ALCA-Prozesses konnten 
bis November 2005, dem Zeitpunkt des vierten Amerikagipfels in Mar del Pla- 
ta, Argentinien nicht überwunden werden. Folglich hat dieser Gipfel den Pro- 
zess nicht vorangebracht, vielmehr traten nun die Divergenzen und der Man- 
gel an Konsens zwischen den Ländern bzw. Blöcken deutlich zu Tage. Das 
Thema ALCA versteckte sich hinter vielen Worten zu Förderung von Arbeit, 
Demokratie, Wirtschaftswachstum und der Bekämpfung von Armut. Die Ab- 
schlusserklärung zeigte zwei Positionen der Beteiligten: Die erste besagt, dass 
die Wirtschaftsintegration und die Liberalisierung des Handels Voraussetzun- 
gen für die Bekämpfung der Armut und der Stärkung der Demokratie sei. Der 
Kompromiss um die Etablierung eines ausbalancierten ALCA-Abkommens - 
gerichtet auf den Ausbau der Handelsströme, den Abbau von Subventionen 
und unter Beachtung der verschiedenen Entwicklungsniveaus und mit einer 


5 Eine Umfrage der BBC London zeigte Ende 2004 79% Ablehnung gegenüber George W. 
Bush in der argentinischen Gesellschaft (vgl. Argumedo 2005). 
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besonderen Behandlung kleinerer Ökonomien - sei gewahrt. Die Beteiligten 
verpflichteten sich ab 2006 zu regelmäßigen Treffen und versuchen die 
Schwierigkeiten des Prozesses zu überwinden. Diese von der USA und ihren 
Verbündeten formulierte Position folgt dem Ziel, die ALCA-Verhandlungen 
voranzubringen. Sie unterscheidet sich kaum von den Deklarationen der letz- 
ten Staats- und Regierungsgipfel. Die zweite, neue Position besagt, dass die 
Voraussetzungen für ein ausbalanciertes Abkommen mit effektivem Marktzu- 
gang und frei von Subventionen und verzerrenden Praktiken, das die verschie- 
denen „Sensibilitäten“ der Partner tatsächlich berücksichtigt, noch nicht gegeben 
seien (vgl. Declaraciön de Mar del Plata). Die Einfügung dieser zweiten Position 
ist eine klare Auswirkung der Haltung Venezuelas in Zusammenarbeit mit den 
Mercosur-Ländern, insbesondere Argentinien. Sie ist ein Resultat der neuen au- 
ßenpolitischen Positionierung dieser Länder durch linksorientierte Regierungen. 
Obwohl der fehlende Konsens zwischen diesen Ländergruppen eindeutig war, 
sieht das Dokument trotzdem vor, dass die Verhandlungen weitergehen sollen: 
Die technischen Verhandlungsgruppen sollen sich entsprechend dem „Zwei- 
Stufen-Modell“ ab der ersten Jahreshälfte 2006 weiter treffen. Zudem macht 
die Erklärung weitere Vereinbarungen von den Ergebnissen des WTO- 
Ministertreffens in Hong Kong abhängig. Was auf regionaler oder bilateraler 
Ebene nicht durchgesetzt wird, wird auf die multilaterale verschoben und um- 
gekehrt. Auf der „Autobahn des Freihandels“ (Fuchs/Schilder 2004) versucht 
man, die Spuren zu wechseln, um das Ziel der maximalen Liberalisierungsvor- 
teile zu erreichen. 

Darüber hinaus betonten Verbündete der USA wie Mexiko dass ein Handels- 
abkommen auch ohne Venezuela und den Mercosur zustande kommen könn- 
te. In der Tat sind die bilateralen Verhandlungen zwischen den USA und zent- 
ralamerikanischen, karibischen und Andenstaaten bereits abgeschlossen oder 
werden weitergeführt. ALCA wird also in einer anderen Form umgesetzt, ohne 
dass die Mobilisierung und der soziale Widerstand das Abkommen endgültig 
stoppen könnte. 

Dies ist den sozialen Bewegungen, Netzwerken und Gewerkschaften gegen 
ALCA bewusst. Die Zerteilung von ALCA in viele bilaterale Abkommen for- 
ciert gleichzeitig eine Fragmentierung des kontinentalen Kampfes. Wie geht 
man damit um und wie kann man den Kampf gegen ALCA gegenüber den 
neuen Herausforderungen neu gestalten? Die sozialen Akteure sammelten sich 
bei dem dritten Cumbre de los Pueblos, parallel zum offiziellen Gipfel, um 
darüber zu diskutieren. Der Gegengipfel zielte zudem auf die Sichtbarkeit der 
kollektiven Ablehnung gegen die Präsenz von Bush auf dem lateinamerikani- 
schen Territorium, was auch durch die Großdemonstration mit Teilnahme be- 
rühmter Musikgruppen, Schauspielern, dem Fußballstar Maradona sowie lin- 
ken Staatschefs wie Hugo Chavez und (damals noch Präsidentschaftskandidat) 
Evo Morales erreicht wurde. Es konnte in dieser Versammlung abermals fest- 
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gestellt werden, dass sich in Lateinamerika heute einige der breitesten und or- 
ganisiertesten Widerstandskräfte gegen den US-Imperialismus befinden. Es gibt 
eine große Heterogenität zwischen den Bewegungen und Netzwerken, die die- 
sen Kampf aber nicht schwächer, sondern stärker machen. Eine neue Form 
des Kampfes gegen ALCA, die vor einigen Jahren noch nicht vorhanden war, 
ist die Öffnung von neuen Handlungsräumen durch die Zusammenarbeit von 
sozialen Akteuren mit linksorientierten Regierungen, welche in unterschiedli- 
chem Maße die sozialen Forderungen in konkrete Politikmaßnahmen umset- 
zen (vgl. Rebrip 2005). Alternativmodelle gegen und über den Neoliberalismus 
hinaus könnten durch eine neue Beziehung zwischen Regierung und Bewe- 
gung (oder Staat und Gesellschaft) aufgebaut werden. 


4. ALBA und die Alternativen: 
Erdöl - Infrastruktur - Bildung - Gesundheit 


Seitdem das ALCA-Verhandlungsdokument öffentlich gemacht wurde, entwi- 
ckelte das Netzwerk ASC-HSA zu jeder Klausel Gegenvorschläge, die in dem 
Dokument „Alternativen für die Amerikas“ 2002 zusammengefasst wurde. 
Dieses Dokument war sehr hilfreich für die internen Debatten, und öffent- 
lichkeitswirksam für den Versuch, angebliche Sachzwänge zu brechen und den 
Dialog über Alternativen zu öffnen. Er wurde dennoch nicht in konkrete Re- 
gierungspolitik umgesetzt und blieb folglich wenig kraftvoll. 

Anders entwickelte sich bisher der durch die venezolanische Regierung ange- 
stoßene Vorschlag zur Alternativa Bolivariıana para America Latina y Caribe 
(ALBA). Sie basiert auf der Schaffung von Kooperationsmechanismen, welche 
einen Ausgleich der existierenden Asymmetrien erlauben sollen. Die Integrati- 
on zwischen den Ländern soll einen solidarischen Austausch fördern. Kom- 
pensationsfonds oder strukturelle Konvergenzfonds sollen gebildet werden, 
um aktiv die asymmetrischen Entwicklungsniveaus zwischen den Ländern zu 
reduzieren. Folglich möchte man die Definition von „kleinen Ökonomien“ 
durch die Identifizierung sozialer und ökonomischer Variablen (Bevölkerung, 
Territorium, globale Produktion, Ressourcen, industrielles Entwicklungsniveau, 
durchschnittliche und variierende Prokopfeinkommen, Armutsniveau etc.) 
konkretisieren. Die Sonderbehandlung schwächerer Ökonomien soll sich 
nicht nur auf Staaten insgesamt, sondern auch auf einzelne Regionen oder 
Sektoren innerhalb eines Landes richten (vgl. Correa 2005). 

Der Vorschlag zu ALBA gibt der lateinamerikanischen Integration und den 
subregionalen Blöcken Priorität. Es sollen gemeinsame Interessen identifiziert 
werden, welche strategische Allianzen schaffen und gemeinsame Positionen bei 
internationalen Verhandlungen erlauben. Das Ziel ist, Konsens zu bilden und 
Integrationsabkommen aus der Perspektive der endogenen nationalen und re- 
gionalen Entwicklung neu zu denken. 
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ALBA folgt einer Reihe von Prinzipien, welche der Logik von ALCA and des 
aktuellen Freihandelssystems entgegenstehen - wie die Reduzierung der Sub- 
ventionen in den Industriestaaten bei gleichzeitigem Schutz der Bauern und 
der Agrarproduktion sowie der Nahrungssicherheit in den ärmeren Ländern; 
souveräne und aktive staatliche Wirtschaftspolitik; Technologietransfer und 
wechselseitige technische Hilfe; Hoheit des öffentlichen Interesses und kein 
Klagrecht ausländischer Investoren gegen staatliche Regeln; Priorität nationaler 
Firmen im Sinne der Bewahrung nationaler Produktionsstrukturen; Schutz in- 
digenen Wissens und das Recht der Staates nationalen Firmen die Generikapro- 
duktion zu erlauben u.a. Laut Valencia (2005) bedeutet ALBA die Rückkehr zur 
lateinamerikanischen Identität. ALBA soll als ein Weg verstanden werden, der 
sich aufbaut während man ihn beschreitet. Er ist eine Sammlung diverser Projek- 
te auf nationaler Ebene, und beinhaltet insbesondere die Erfahrungen des „boli- 
varischen“ Prozesses in Venezuela, sowie alternative Integrationsprojekte. 
Konkret entstand ALBA seit dem Kooperationsabkommen zwischen Venezuela 
und Kuba: Im Dezember 2004 vereinbarten beide Staaten in Havanna das ers- 
te Integrationsabkommen, das sich mit dem Strategieplan von Juni 2005 noch 
weiter konkretisierte. Das Abkommen etablierte einen kompensatorischen 
Handelsaustausch, wechselseitige Investitionen unter gleichen Bedingungen 
und ein wechselseitiges Kreditabkommen zwischen staatlichen Finanzinstitu- 
tionen. Alle tarifären und nichttarifären Handelshemmnisse für Importe zwi- 
schen beiden Ländern wurden eliminiert, Schiffen und Fluglinien durch beide 
Seite die gleiche Behandlung wie den nationalen Unternehmen zugesichert, und 
staatliche Investitionen in dem anderen Land gegenseitig steuerlich befreit. 

Kuba verpflichtete sich zum Kauf von venezolanischem Erdöl zum Markt- 
preis, wobei es Venezuela aber einen Preis von mindestens 27 US-Dollar pro 
Barrel garantiert, falls der Marktpreis drastisch fallen sollte. Im Bildungsbe- 
reich bietet Kuba 2.000 Stipendien für venezolanische Jugendliche in kubani- 
schen Hochschulinstitutionen an, und weitete die Kooperation und den Aus- 
tausch auch auf die Ausbildung der Dozenten aus. Im Gesundheitsbereich 
stellt Kuba 15.000 Fachkräfte für die „Misiön Barrio Adentro“ bereit, welche 
die venezolanischen Gesundheitskräfte technisch unterstützen und weiterbil- 
den soll. Außerdem wird Studenten der „Misiön Sucre“ ein Weiterbildungs- 
platz an kubanischen Medizinfakultäten angeboten‘. Der Austausch von Ge- 
sundheits- und Bildungsfachkräften im Rahmen der „Misiones“ hat sich seit- 
dem intensiviert, und medizinische Dienstleistungen wie Diagnostik, Rehabili- 
tierung und Augenchirurgie können jetzt in höherem Umfang angeboten wer- 
den. Über 7.000 Kranke aus Venezuela wurden 2004 in Kuba behandelt (siehe 
Declaraciön final de la primera reuniön Venezuela-Cub). 


6 Die sog. „Misiones“ sind Sozialprogramme der venezolanischen Regierung in Zusammenar- 
beit mit der Bevölkerung in den ärmeren Vierteln („barrios“). 
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Venezuela verpflichtete sich im Gegenzug zum Technologietransfer im Ener- 
giebereich und bot ebenfalls Hochschulstipendien für kubanische Studenten 
in diesem Bereich an. Es stellte Kredite zur Finanzierung der Produktions- und 
Infrastrukturprojekte zur Verfügung und bot außerdem die Nutzung venezo- 
lanischer Infrastrukturen für den Luft- und Seetransport an. Das Land möchte 
mit Kuba in der Biodiversitätsforschung kooperieren und Telekommunikati- 
onsprojekte, inklusive Satellitenbau, entwickeln. Ein Büro der venezolanischen 
Erdölfirma PDVSA wurde in Havanna mit dem Ziel eröffnet, Erdölforschung, 
-transport und -lagerung zu leisten. Eine Reihe von Projekten zur endogenen 
Entwicklung, sowie Projekte zur Etablierung gemischter Firmen aus beiden 
Ländern sind in Gang gesetzt worden (vgl. Estado de Säo Paulo, 29. April 05). 
Zentral in der Frage strategischer Allianzen in Südamerika ist Erdöl und Gas. 
Ein weiterer Schritt in Richtung ALBA ist die Gründung von Petrocaribe 
durch Venezuela und die Karibikstaaten im Juni 2005 gewesen. Petrocaribe 
soll als supranationales Organ die Energiepolitik zwischen diesen Ländern ko- 
ordinieren und die effiziente Nutzung von Erdöl, Gas und Elektrizität, sowie 
die technologische Kooperation, infrastrukturelle Entwicklung, Ausbildung, 
aber auch die Nutzung von alternativen Energiequellen wie Solar- und Wind- 
energie verbessern. Dazu sollen Programme, Technologie und Kredite für die 
Einsparung von Energie entwickelt und ausgetauscht werden. Dafür wurde ein 
„Wirtschaftlicher und Sozialer Entwicklungsfonds ALBA-Karibik“ gebildet. 
Soziale und Wirtschaftsprogramme sollen durch Mittel aus Erdölgewinnen 
und aus dem direkten Handelsaustausch finanziert werden. Venezuela zahlte 
als Anfangskapital 50 Millionen US-Dollar ein, darüber hinaus wird es mit 
den weniger entwickelten karibischen Staaten über Erdölquoten bilateral ver- 
handeln (vgl. Acuerdo de cooperaciön energetica)'. 

In Richtung ALBA sind zwischen Venezuela und Brasilien, Argentinien sowie 
Uruguay auch andere bilaterale Abkommen in strategischen Sektoren ge- 
schlossen worden. Sie fördern meistens die Kooperation zwischen staatlichen 
Firmen bei Infrastruktur- und Energieprojekten, aber auch in den Bereichen 
Gesundheit, Tourismus und Telekommunikation. 2005 wurde der zwischen- 
staatliche lateinamerikanische Fernsehsender Telesur gestartet. Im Sinne der 
„Rückkehr zur lateinamerikanischen Identität“ will Telesur ausdrücklich Kon- 
kurrenz zu US-amerikanischen, europäischen und nationalen Privatsendern 
machen. Er soll mittels unabhängigen audiovisuellen Produktionen einen al- 
ternativen Raum öffnen, sowie Mediengenossenschaften und Mikrofirmen 
fördern. Vor allem soll der Sender den Lateinamerikanern ihre eigene Realität 
zeigen und konsequent alternative Nachrichten anbieten. 


7 Weitere Projekte im Sinne der Erdölintegration werden als Absichtserklärung zwischen süd- 
und lateinamerikanischen Ländern verabschiedet, wie Petrosur (Absichtserklärung Iguazu 
2004) und Petroamerica (Absichtserklärung von Trinidad and Tobago 2003). 
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Auch der Beitritt Venezuelas in den Mercosur im Dezember 2005 verstärkte 
die „Achse“ der mehr oder weniger linksorientierten Regierungen in diesem 
Block. Damit verlässt Venezuela praktisch den Andenpakt und entfernt sich 
von einem möglichen Freihandelsabkommen mit dem USA. Die Wahl von 
Evo Morales in Bolivien erweckt ebenfalls große Hoffnungen auf eine Annä- 
herung an den Südblock. Der Mercosur gewinnt seinerseits einen erdölreichen 
linkspolitischen Partner, der seine gemeinsame Position in den ALCA- 
Verhandlungen stärkt, und Paraguay noch weiter ideologisch isoliert‘. 

Die sog. „physische“ südamerikanische Integration konkretisiert sich bisher 
am deutlichsten bei dem Projekt Integragäo de Infraestrutura Regional da 
America do Sul (IIRSA). Das IIRSA beinhaltet 22 Infrastrukturprojekte in 
zwölf südamerikanischen Ländern, und wurde schon bei dem ersten Südame- 
rikagipfel 2000 in Brasilia beschlossenen. Es sind Eisenbahn-, Autobahn- und 
Wasserstrecken, Erdöl- und Gasleitungen, Häfen, Fabriken und Wasserkraft- 
werkprojekte, die in verschiedenen zwischenstaatlichen bzw. regionalen Ach- 
sen organisiert sind, und von einer Zusammensetzung von Fonds aus den na- 
tionalen und regionalen Entwicklungsbanken BNDES, BID, CAF und 
FONPLATA finanziert werden (vgl. IIRSA). Aus der politischen Perspektive 
im Sinne einer endogenen südamerikanischen Entwicklung und Verstärkung 
regionaler Strukturen wird IIRSA zu den gegen-hegemonialen ALBA-Projekten 
gezählt. Doch ist das Vorhaben aus der Umweltperspektive nicht unumstrit- 
ten. Umweltorganisationen aus ganz Amerika kritisieren es heftig und fordern, 
dass sozioökonomische und Nachhaltigkeitsaspekte berücksichtigt werden 
sollten. Doch die Umweltministerien beteiligen sich wenig bei den techni- 
schen Umsetzungsgruppen, noch seltener werden zivilgesellschaftliche Organi- 
sationen konsultiert. 

Das Beispiel IIRSA zeigt, dass die lateinamerikanischen Integrationsprojekte 
als Alternative zur ALCA auch nicht frei von Widersprüchen sind. Die „Wän- 
de“ und der „Boden“ für (Handlungs)Räume aus der Konvergenz zwischen 
linksorientierten Regierungen und sozialen Kräften gegen ALCA sind bereits 
aufgebaut worden, doch Räume dieses neuen „Hauses“ müssen noch mit In- 
halt gefüllt werden. ALBA und alle Versuche, solidarische Gegenmodelle zur 
ALCA zu entwickeln, werden von sozialen Bewegungen und linken Akteuren 
gegen die ALCA breit unterstützt, doch sind andere reine Regierungsprojekte 
ohne Beteiligung sozialer Organisationen, was die Partizipation und demokra- 
tische Kontrolle großer Energie- und Infrastrukturprojekte erschwert. In Brasi- 
lien mobilisieren Regierungsinstanzen die sozialen Bewegungen, um den Rü- 
cken bei härteren internationalen Verhandlungen gestärkt zu bekommen; 


8 Die USA und Paraguay schlossen bereits Vereinbarungen über US-amerikanische militärische 
Übungen ab. Die paraguayische Regierung räumte ein, mit den USA ein bilaterales Freihan- 
delsabkommen schließen zu wollen, was praktisch den Austritt aus dem Mercosur darstellen 
würde (vgl. Folha de Säo Paulo, 16 September 05). 
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wenn die Mobilisierung aber „zu laut“ wird, will man die Lautstärke am liebs- 
ten mit einem Schalter herunter drehen”. 


6. Fazit 


Die Variable „Umwelt“ stellt viele Regierungsmaßnahmen und Alternativmo- 
delle wieder auf den Kopf. ALBA und die regionale strategische Integration 
stellen ohne Zweifel ein Gegenmodell zu US-amerikanischer Hegemonie in 
Lateinamerika dar. Parallel zum zerstörerischen Rennen ums irakische Öl wer- 
den in Lateinamerika Alternativmodelle entwickelt, welche zur energetischen 
Autonomie führen könnten, und somit einen ökonomischen Sprung aus dem 
„Hinterhof“ nicht nur auf der ideologischen Ebene, sondern auch in der Pra- 
xis bedeuten würden. Sind dies jedoch echte linkspolitische Alternativen, wel- 
che ein auf fossilen Energieträgern basierendes Konzept der Entwicklung ü- 
berwinden, und den Weg zu einer echten sozialen aber auch nachhaltigen 
Transformation zeigen? Viel Arbeit muss noch in dieser Richtung geleistet 
werden, insbesondere ein Umdenken im Sinne nachhaltiger erneuerbarer E- 
nergien, sowie im Bereich einer breiteren, vertieften Partizipation der involvier- 
ten Sektoren und lokal betroffener Bevölkerungsgruppen. Ein Anfang ist aber 
schon gemacht. 
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Die Notwendigkeit einer alternativen 
Entwicklungsstrategie 
Der Ansatz von Celso Furtado 


„Ich kann heute sagen, dass ich heterodox gewesen bin. Und hinzufü- 
gen, dass die Heterodoxien ebenso wie die Häresien eine wichtige Rol- 
le in der Menschheitsgeschichte spielen. Wenn in einer Gesellschaft 
Konsens herrscht, dann weil sie eine unkreative Phase durchläuft. Der 
junge Ökonom, der sich vom Konsens entfernt, wird feststellen, dass 
die von anderen bereits beschrittenen Pfade, wenig Wert besitzen. Er 
wird merken, dass die Phantasie ein mächtiges Arbeitsinstrument dar- 
stellt, das man pflegen sollte. Nach kurzer Zeit wird er die Hochach- 
tung vor dem etablierten Kanon verlieren. Und in dem Maße, in dem 
er eigenständig und unabhängig denkt, wird er Selbstvertrauen und 
Klarheit gewinnen.“ Celso Furtado (2002) 


1. Einleitung 


Das Ziel dieses Textes ist es, die Ideen Celso Furtados hinsichtlich der Ent- 
wicklung und Umsetzung einer zum Neoliberalismus alternativen Entwick- 
lungsstrategie in Lateinamerika zu diskutieren. Ich werde mich dabei auf drei 
Themen konzentrieren, die im ganzen Werk Furtados einen zentralen Platz 
einnehmen und die sein alternatives Konzept definieren: die Konzentration 
der Einkommen und ihre Auswirkung auf die Dynamik des brasilianischen und 
lateinamerikanischen Kapitalismus, die Tendenz der externen Überschuldung, 
und die Rolle von Geld- und Wechselkurspolitik im Entwicklungsprozess. 

Raul Prebisch und Celso Furtado waren die wichtigsten lateinamerikanischen 
Ökonomen des 20. Jahrhunderts, und zwar nicht nur weil sie eine theoretische 
Strömung begründeten, den lateinamerikanischen Strukturalismus, der eine 
zentrale Rolle in der Entwicklungstheorie spielte und großen Einfluss auf das 
lateinamerikanische Denken ausübte. Ihre Ideen beeinflussten auch die Wirt- 
schaftsstrategien der Regierungen Lateinamerikas in der Nachkriegszeit, als die 
Länder der Region die stärkste Entwicklung und den stärksten sozialen Fort- 
schritt in ihrer modernen Geschichte erlebten. Zudem waren die Theorien der 
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CEPAL! und die Dependenztheorie die einzigen aus Ländern der Peripherie 
stammenden Theorien, die aufgrund einer eigenen und originellen Perspektive 
zum Verständnis der kapitalistischen Dynamik als Weltsystem beitrugen. 
Prebisch (1948) wurde mit seiner Theorie sich verschlechternder realer Aus- 
tauschverhältnisse (Terms of Trade) zwischen primären und verarbeiteten Pro- 
dukten und mit der Einführung der Kategorien von Zentrum und Peripherie 
in die Studien zur Unterentwicklung zum Begründer des (entwicklungstheore- 
tischen) Strukturalismus. Aber auch der Beitrag Furtados zur Entwicklungs- 
theorie der CEPAL und zur Dependenztheorie war entscheidend. Prebisch 
(1981) hebt in seiner letzten Arbeit die Rolle Furtados hervor: 


„Dieses Denken beginnt sich mit den Ursprüngen der CEPAL zu entwickeln. Ich hatte damals 
das Glück auf junge Leute zu treffen, mit denen ich fruchtbare und stimulierende Auseinander- 
setzungen hatte ... Ganz besonders Celso Furtado. Celso hatte sich bereits in seine Arbeit bei der 
CEPAL gestürzt, als er mich nach Santiago einlud, um die Einführung zum ersten Estudio Eco- 
nömico zu schreiben. Er beeindruckte mich mit seinem außerordentlichen Talent ... Niemand ist 
tiefer in das Thema der Entwicklung eingedrungen.“ 

Furtados Konzept einer Alternative zum Neoliberalismus lässt sich nicht wirk- 
lich verstehen, wenn sie nicht in Beziehung zu seinem Entwicklungskonzept 
gesetzt wird. Sein Verständnis der Unterentwicklung verabschiedete sich bald 
von den damals herrschenden Lehrmeinungen, die jene als eine zu durchlau- 
fende, der Entwicklung vorhergehende Phase missverstanden (Rostow 1960) 
und Wachstum mit Entwicklung verwechselten, indem sie sich - wie etwa 
Harrod und Domar - ausschließlich auf den Akkumulationsprozess und seine 
Determinanten konzentrierten. Für Furtado war Unterentwicklung eine spezi- 
fische, strukturelle Bedingung und Ergebnis der Form, wie sich der Kapitalis- 
mus als ein aus Zentren und Peripherien bestehendes Weltsystem historisch 
entwickelt hatte. Die entscheidenden Charakteristika der unterentwickelten 
Länder - also die Kennzeichen, die sie als solche definierten - waren Furtado 
zufolge externe Abhängigkeit und strukturelle Heterogenität, die beide dazu 
tendierten sich zu perpetuieren und zu reproduzieren. 

Furtados Entwicklungsbegriff deckt sich damit am ehesten mit dem des fran- 
zösischen Ökonomen Francois Perroux (1984)?, der in Paris Furtados Lehrer 
gewesen war. Für beide sind die Kategorien Wachstum, Entwicklung und sozi- 
aler Fortschritt zwar unterschiedlicher Natur, aber wechselseitig voneinander 
abhängig. Akkumulation und technischer Fortschritt sind seit dem Moment 
notwendiger Bestandteil der Entwicklung, als das Wachstum zur materiellen 
Grundlage der Entwicklung wurde. Aber Wachstum ist nur eine Voraussetzung 
für Entwicklung, nicht bereits Entwicklung an und für sich. Für Furtado wur- 


1 Die Comisiön Econömica para America Latina y el Caribe (CEPAL) ist eine Organisation 
der Vereinten Nationen und soll die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Region 
fördern. In den 1950er Jahren wurde die CEPAL zur Denkschule einer binnenmarktzentrier- 
ten, sozial orientierten Entwicklungspolitik (Anm. d. Übersetzers). 

2 Zu Perroux’ Entwicklungskonzept vgl. Guillen (2004). 
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de bei der Untersuchung der brasilianischen Geschichte deutlich, dass Wachs- 
tum in einer der internationalen Arbeitsteilung unterworfenen Ökonomie kei- 
ne Entwicklung nach sich zieht und die Arbeitsteilung diese vielmehr dazu 
verdammt, Hersteller von Primärprodukten zu bleiben. In diesen Ökonomien 
kann der moderne Exportsektor die Früchte seines technischen Fortschritts 
weder bewahren noch strahlt er auf jene Wirtschaftszweige aus, die den „Sub- 
sistenzsektor“ bilden. Entwicklung konnte daher nicht das spontane Ergebnis 
von Marktgesetzen sein, sondern nur durch einen strukturellen Transformati- 
onsprozess erreicht werden, der die Schaffung einer produktiven Struktur, d.h. 
eines produktiven Systems impliziert, welches wiederum eine sich selbst tra- 
gende, endogene Entwicklung gewährleistet. Daraus ergab sich die Notwen- 
digkeit zum einen zur Industrialisierung und zum anderen zur Steuerung der- 
selben durch den Staat - und zwar nicht nur in Form von Förderpolitiken, 
sondern auch mit Hilfe von Entwicklungsplänen, die die grundlegenden, in 
jeder Etappe spezifisch benötigten Investitionen festlegten. Furtado stellte in 
seinem bekanntesten Buch Teoria y politica del desarrollo econömico (Furta- 
do, 1967: 244) fest: „Das Hauptproblem in den Entwicklungsstaaten besteht 
in der Wahl einer Strategie zur Strukturtransformation.“ 

Das Entwicklungskonzept definierte er ın seiner Dialectica del Desarrollo aus- 
führlicher: 

„Die ökonomische Entwicklung, die im wesentlichen ein Prozess der Eingliederung und Verbrei- 
tung von neuen Techniken ist, macht strukturelle Modifikationen sowohl im Produktionssystem 
als auch hinsichtlich der Einkommensverteilung notwendig. Die Form, wie diese Modifikationen 
umgesetzt werden, hängt zu einem guten Teil von der Flexibilität des institutionellen Rahmens 
ab, in der die Wirtschaft operiert. Dieser Grad der Flexibilität ist seinerseits von der Fähigkeit der 
führenden Klassen abhängig, die Beschränkungen ihres ideologischen Horizonts zu überwinden.“ 
(Furtado 1964: 65) 

Entwicklung war für Furtado also kein Ziel an und für sich, sondern ein Mit- 
tel, um die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Situation der Mehrheiten? zu 
verbessern. Als ein in den Ideen der Aufklärung geschulter Intellektueller war 
er der Überzeugung, dass Gesellschaften eine Evolution in Richtung Fort- 
schritt erlebten. Entwicklung bedeutete nicht nur die Verbesserung der Lage 
der Produzenten hinsichtlich der Produktionsmittel, sondern auch hinsicht- 
lich ihrer Rolle als Subjekte der Geschichte. Ein Fortschritt zugunsten der 
Mehrheiten würde nicht mit Hilfe des Marktes erzielt werden können, son- 
dern war das Ergebnis staatlicher Umverteilungspolitik, der Organisation der 
Produzenten und der Schaffung und Veränderung von Institutionen. Für Fur- 


3 In der lateinamerikanischen Linken wird häufig von „Mehrheiten“ im Plural gesprochen. 
Damit wird auf die Heterogenität der Armut verwiesen: Slumbewohner, Indigene, Landlose, 
Frauen, Straßenkinder etc. Der Begriff impliziert eine frühe Kritik an der Zentralität der Ar- 
beiter und nımmt damit in gewisser Hinsicht die Kategorie der „Multitude“ vorweg, ohne 
wie dieser auf zweifelhafte Weise ein neues, leicht operables Subjekt festzuschreiben (Anm. 


d. Übersetzers). 
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tado war Entwicklung somit ein sozialer Prozess kultureller Veränderung, der 
die Transformation ökonomischer Strukturen genauso beinhaltete wie die so- 
zialer Werte: 

„Wirtschaftliche Entwicklung kann als Prozess sozialen Wandels definiert werden, dank dem eine 
wachsende Zahl menschlicher Bedürfnisse - schon bestehender und neuer, erst durch die Verän- 
derung geschaffener - befriedigt werden. Möglich wird diese Befriedigung von Bedürfnissen 
durch die aus technologischen Innovationen resultierende Differenzierung des Produktionssys- 
tems.“ (Furtado 1964: 39-40) 

Deshalb schrieb Furtado in einer seiner letzten Arbeiten (2002: 31) auch über 
die brasilianische Erfahrung in der von hohen Wachstumsraten bestimmten 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts: 


„Brasilien hat eine heute zehn Mal höhere Rente als zu dem Zeitpunkt, als ich diese Probleme zu 
untersuchen begann, aber gleichzeitig auch größere soziale Ungleichheit und die Armen sind 
immer noch genauso arm wie damals. Deshalb stellt sich die Frage: Gab es überhaupt eine Ent- 
wicklung? Nein: Brasilien hat sich nicht entwickelt, sondern nur modernisiert. Eine echte Ent- 
wicklung findet nur dann statt, wenn die ganze Bevölkerung davon profitiert.“ 

Entwicklung, wie sie Furtado versteht, wird also nicht automatisch über den 
Markt und die Übertragung von Techniken und Kapital aus den Zentren her- 
vorgebracht, sondern ist das Resultat eines gesellschaftlichen Projekts, das eine 
strukturelle Transformation des Produktionssystems erlaubt und gleichzeitig 
die kulturelle Identität der beteiligten Völker wahrt. Sie ist damit ein multidi- 
mensionaler Prozess, der Okonomie, Gesellschaft, Politik und Kultur glei- 
chermaßen erfasst.‘ Vor diesem Hintergrund ist verständlich, warım Furtado, 
der in den 80er Jahren die passive, auf fundamentalistischen Marktdoktrinen 
beruhende Eingliederung Brasiliens und Lateinamerikas in die neoliberale 
Globalisierung miterlebte, auf der Dringlichkeit eines neuen nationalen Ent- 
wicklungsprojekts bestand. 


2. Die Rolle der Einkommenskonzentration in der Dynamik 
des lateinamerikanischen Kapitalismus 


Celso Furtado hat der Einkommenskonzentration bei der Analyse der latein- 
amerikanischen Unterentwicklung stets besondere Bedeutung beigemessen. 
Seiner Meinung handelt es sich dabei um ein strukturelles Kennzeichen, das 
sich tendenziell in den verschiedenen von den lateinamerikanischen Ökono- 
mien durchlebten Entwicklungsmodellen perpetuierte. Die anhaltende Reich- 
tumskonzentration in den Händen heimischer Eliten fördert eine Lebensweise 
basierend auf dem Konsum von Luxusgütern, das nicht mit dem Entwick- 
lungsgrad der Produktivkräfte übereinstimmt. Dies führt zu einem spezifi- 


4 Aufgrund des multidimensionalen Charakters des Entwicklungsprozesses war Furtado (1964: 
77) der Ansicht, dass eine ökonomische Analyse dieses Prozesses ungenügend sei. „Es wäre 
hingegen völlig falsch zu glauben, dass die Ökonomen mit dem ihrem Fachbereich eigenen 
Instrumentarium dieses Feld erschöpfend behandeln könnten. Es stellen sich hier Fragen, 
die vielmehr soziologisch und politikwissenschaftlich erörtert werden müssten.“ 
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schen, diesem Konsummuster entsprechenden Produktionssystem’: die wirt- 
schaftlichen Überschüsse werden für andere Zwecke als die Akkumulation von 
Kapital verwendet und die Beschränkung der Einkommenszuwächse für Arbei- 
ter und die Mehrheiten im Land behindert das Wachstum des Binnenmarktes, 
was tendenziell eine wirtschaftliche Stagnation nach sich zieht. 

Der Grund für die Reichtumskonzentration ist letztlich das unbegrenzte An- 
gebot von Arbeitskraft aus dem Subsistenzsektor, was Lohnsteigerungen im 
modernen exportorientierten Sektor verhindert. Diese Idee entwickelte Furta- 
do in seiner Studie über die brasilianische Wirtschaft (1955).° Darin legte er 
mit großer theoretischer Strenge dar, dass im Fall der brasilianischen Kaffee- 
ökonomie (die vorherrschende Aktivität während des von Rohstoffexporten 
geprägten Modells), die erzielten Exportgewinne nicht zur Produktivitätsstei- 
gerung der Plantagen genutzt, sondern ins Ausland geschafft wurden, was die 
Terms of Trade verschlechterte, oder aber sich als Luxuskonsum der Landoli- 
garchie verflüchtigten. Umgekehrt sorgte der Einkommensverlust der Kaffee- 
oligarchie in Phasen der Rezession für ein Ungleichgewicht in der Zahlungsbi- 
lanz, was wiederum die Abwertung der brasilianischen Währung nach sich 
zog. Diese Abwertungen jedoch schützten die Exporteure relativ, während die 
Arbeiter und die Konsumenten die Lasten aufgrund steigender Preise und sin- 
kender Reallöhne zu tragen hatten. Furtado schreibt dazu: 


„Der Unternehmer konnte die im Exportsektor erzielten steigenden Gewinne einbehalten, da es 
im System keinen Druck gab, sie teilweise oder ganz an die Lohnabhängigen zu übertragen. Die 
Gewinnsteigerungen des Exportsektors waren zudem rein wirtschaftlicher Natur und spiegelten 
die Kaffeepreisschwankungen wider. Zur Steigerung der physischen Produktivität sowohl der Ar- 
beitskraft als auch des Bodens wäre eine Verbesserung der Anbaumethoden oder eine Intensivie- 
rung des Kapitaleinsatzes durch die Unternehmer nötig gewesen, d.h. sie hätten eine größere 
Menge Kapital pro Einheit Land oder Arbeitskraft einsetzen müssen. Da es seitens der Arbeits- 
kraft keinen Druck zur Steigerung der Löhne gab, war der Unternehmer jedoch nicht daran inte- 
ressiert, Arbeitskraft durch Kapital zu ersetzen.“ (Furtado 1957: 167) 


Die Importsubstituierende Industrialisierung (ISI) änderte weder an der Exis- 
tenz des unbeschränkten Arbeitskräfteangebots noch am heterogenen Charak- 
ter des Produktionssystems und der Sozialstruktur etwas. Der strukturelle Ar- 
beitskräfteüberschuss verlagerte sich in die großen Städte - ohne im ländli- 
chen Sektor zu verschwinden. Trotz seiner Dynamik konnte der industrielle 
Sektor aus Gründen, die in diesem Text nicht weiter diskutiert werden kön- 


5 „Die Übertragung von Konsummodellen aus den dominanten Ökonomien auf periphere 
Subsysteme übt bei der Zuteilung von Ressourcen in den Peripherien eine entscheidende 
Rolle aus.“ (Furtado, 1967: 221). 

6 Die These wurde mit der Veröffentlichung des berühmten Artikels von Arthur Lewis (1954) 
über das unbegrenzte Arbeitskraftangebot sehr populär. Furtado weist in seiner Autobiogra- 
fie darauf hin (1985: 61), dass sie bereits in den ersten Versionen seiner Untersuchungen der 
brasilianischen Ökonomie enthalten war: „An dieser Stelle entwickelte ich das (Jahre später 
von Arthur Lewis zum zentralen Element seines Modells gemachte) Konzept eines völlig ela- 
stischen Arbeitskraftangebots als Ursache der Lohnträgheit in der expansiven Phase.“ 
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nen, die enormen, nun in Großstädten lebenden Massen von Arbeitskräften 
nicht absorbieren, was zu einer urbanen Unterbeschäftigung und neuen For- 
men der Marginalisierung führte. Diese Unzulänglichkeit des importsubstituie- 
renden Modells manifestierte sich selbst in den Ländern mit der vergleichswei- 
se stärksten Entwicklung wie Brasilien, Mexiko oder Argentinien. Im Unter- 
schied zu Lewis, der davon ausging, dass der Überschuss beim Arbeitskräfte- 
angebot nach dem Einsetzen der Kapitalakkumulation verschwinden würde, 
war Furtado der Überzeugung, dass die ISI unabhängig von den erzielten Wachs- 
tumsraten neue Formen der Unterentwicklung reproduzieren würde, weil es kei- 
ne adäquate Binnenstruktur für eine Kapitalakkumulation hervorbrachte: 


„Die unterentwickelten Ökonomien können lange Wachstumsphasen ihres Gesamt- oder Pro- 
Kopf-Produkts durchleben, ohne ihre externe Abhängigkeit und strukturelle Heterogenität, bei- 
des wesentliche Charakteristika der Unterentwicklung, zu verringern.“ (Furtado 1967: 176, 
Hervorhebung vom Autor) 

Der Luxusgüterkonsum reproduzierte sich während der ISI durch das Verhal- 
ten der transnationalen Unternehmen. Sie übertrugen die Konsumnormen, die 
sich in der Wachstumsphase der Nachkriegsjahre in den Zentren ausgebreitet 
hatten, in die Peripherie. 

Die Reproduktion von Furtados „wesentlichen Charakteristika der Unterent- 
wicklung“, ergab sich dabei nicht nur aus wirtschaftlichen, sondern auch aus 
politischen Gründen. Die lateinamerikanische Industrialisierung erfolgte im 
Unterschied zum klassischen europäischen Modell ohne vorhergehenden 
Bruch zwischen Exportoligarchie und industrieller Bourgeoisie. Die Industria- 
lisierung ging weniger mit einer Verdrängung der alten Eliten als vielmehr mit 
einer Rekonfiguration des dominanten Blocks einher.’ 

Zu einem ähnlichen Neuformierungsprozess ist es nun mit dem neoliberalen 
Modell gekommen. Das Bündnis zwischen Landoligarchie und industrieller 
Bourgeoisie hat die Umsetzbarkeit der von der CEPAL vorgeschlagenen Re- 
formen - wie der Agrar- oder der Steuerreform - stark eingeschränkt, wodurch 
die extreme Rentenkonzentration in den Händen interner Eliten weiter festge- 
schrieben wurde. Obwohl in Mexiko, Brasilien und anderen Ländern die ISI 
zu Lohnsteigerungen und einem gewissen sozialen Fortschritt geführt hat, er- 
reicht die Einkommenskonzentration in diesen Ländern noch extremere Aus- 
maße als in anderen Teilen der Region. 

Mit dem Übergang von der „einfachen“ zur „komplizierten“ Substitution ver- 
lor das Wachstum in Lateinamerika an Elan, was Furtado von einer endoge- 


7 Eine Ausnahme stellt möglicherweise Mexiko dar, wo die bewaffnete Revolution die 
Landbesitzeroligarchie der Porfirio-Diktatur von der Macht vertrieb. Aber selbst in diesem 
Land wurde bald ein Bündnis zwischen einer neuen, aus den Revolutionsregierungen 
hervorgegangenen Agrarbourgeoisie und einer aufstrebenden Industrie und 
Finanzbourgeoisie geschlossen. Die Reformen, die ihren Höhepunkt während der Regierung 
von Läzaro Cärdenas erreichten, wurden zu Ende des Zweiten Weltkriegs wieder rückgängig 
gemacht. 
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nen Tendenz zur wirtschaftlichen Stagnation sprechen ließ. Er legte diese The- 
se zuerst in Dialectica del Desarrollo (1964) und detaillierter 1965 in Subde- 
sarrollo y estancamiento en America Latina dar. In letzterem Buch bekräftigte 
er, dass zum Frreichen eines höheren Industrialisierungsgrades, der die Pro- 
duktion von langlebigen Konsumgütern, intermediären Vorprodukten und 
Kapitalgütern impliziert, der Einsatz kapitalintensiver Techniken nötig sei. Ein 
Überangebot an Arbeitskraft und stabile Reallöhne vorausgesetzt, hat die stei- 
gende Kapitalintensität zur Folge, dass auch der Kapitalkoeffizient (das Ver- 
hältnis von Kapitaleinsatz und Produktionswert) zunimmt. Dies geht zwangs- 
läufig mit dem Fall der Profitrate einher. Um unter diesen Bedingungen die 
Wachstumsrate zu wahren, ist eine steigende Investitionsrate vonnöten. Dies 
stößt aber auf durch die Importkapazität gesetzte Grenzen, also auf das, was 
wir heute als externe Restriktion bezeichnen. In Dialectica heißt es: 


„Aber in dem Maße, in dem die Realisierung von Investitionen von den Importen abhängt, legt 
die Importkapazität auch die Gestaltung der Investitionsrate fest. Wenn die Grenzen der Import- 
kapazität höher werden, sollten die Sparanstrengungen zunehmen, um die relative Preiserhöhung 
bei den Kapitalgütern auszugleichen. Auf diese Weise ergibt sich eine fallende Tendenz der 
Wachstumsrate, was genau jene strukturelle Modifikationen erschwert, die notwendig wären, um 
die Grenzen der Importkapazität zu überwinden.“ (Furtado 1964: 115) 

Ich möchte hier nicht näher auf die Stagnationsthese und auf die von ihr aus- 
gelöste Debatte eingehen. Es reicht darauf hinzuweisen, dass Furtados These 
umstritten war, weil sie die Wachstumschancen der lateinamerikanischen Öko- 
nomien gering zu schätzen schien. In der vielleicht umfassendsten Kritik äu- 
ßerten Tavares/Serra (1970), die Ansicht, dass Furtado die Akkumulations- 
möglichkeiten der dominanten Gruppen unterschätzt und nicht zwischen die- 
ser Gruppe und dem Nationalinteresse unterschieden habe. Für Tavares/Serra 
(1970: 584) besteht das Hauptproblem nicht in den Schwierigkeiten der Pro- 
duktionssteigerung, „sondern eher in Problemen, die mit Nachfrage- und Fi- 
nanzierungsstrukturen zu tun haben.“ 

Was mich unabhängig von der Frage, ob Furtado die lateinamerikanischen 
Wachstumschancen nun unterschätzt hat oder nicht, an der Stagnationsthese 
interessiert (die im übrigen auch für die Analyse heutiger Probleme von Be- 
lang ist), sind zwei zentrale Ideen: erstens die Existenz eines sich selbst ver- 
stärkenden Prozesses, der die Einkommenskonzentration verschärft und die 
strukturelle Heterogenität reproduziert, und zweitens die Unzulänglichkeiten 
der ISI bei der Konsolidierung einer endogenen Grundlage der Kapitalakku- 
mulation. Bei Furtado heißt es: 


„Zusammengefasst verhält es sich, als legte das Zusammenwirken eines semifeudalen kapitalisti- 
schen Sektors einerseits und eines industriellen Sektors (der die von schnell wachsenden Kapital- 
koeffizienten charakterisierte Technologie absorbiert) auf der anderen eine spezifische Struktur 
der Einkommensverteilung fest, die die produktiven Ressourcen tendenziell so verteilt, dass es zu 
einem sich selbst verstärkenden Prozess kommt: Die wirtschaftliche Effizienz der Ressourcen wird 
verringert und das Einkommen noch stärker konzentriert. Im Allgemeinen führt die Senkung der 
wirtschaftlichen Effizienz direkt zu ökonomischer Stagnation. In spezifischeren Fällen rufen die 
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wachsende Einkommenskonzentration und die Binnenmigration der unterbeschäftigten Bevölke- 
rung in die Städte soziale Spannungen hervor, die bereits für sich genommen den Wachstums- 
prozess unmöglich machen können.“ (Furtado 1965: 97) 

Tatsächlich konnten Brasilien, Mexiko und andere Länder hohe wirtschaftli- 
che Wachstumsraten in den 1960er und selbst noch der während der 1970er 
aufrecht erhalten, was deutlich machte, dass, wie Tavares richtig begriffen hat- 
te, sehr wohl Akkumulationsmöglichkeiten der dominanten Gruppen existier- 
ten. In beiden Fällen war jedoch die Grundlage die Eingliederung Lateiname- 
rikas in die internationale Verschuldungsökonomie, die nach der Schaffung 
eines Eurodollar-Markts entstanden war. Doch die externe Überschuldung 
brachte, wie Furtado frühzeitig bemerkte, schon bald die ISI zum Zusammen- 
bruch und liefert uns dem Neoliberalismus aus. 


3. Das neoliberale Modell: Einkommenskonzentration 
und strukturelle Heterogenität 


Das neoliberale Modell (NM) und die Globalisierung reproduzierten die „we- 
sentlichen Charakteristika der Unterentwicklung“ (strukturelle Heterogenität 
und externe Abhängigkeit) und die Tendenz zur Einkommenskonzentration, 
von denen Furtado gesprochen hatte. 

Die mit der Schuldenkrise 1982 erfolgte Ingangsetzung des NM und der Pa- 
rameter des Washington-Konsenses - der den lateinamerikanischen Ökono- 
mien angeblich neuen Elan verschaffen, die wirtschaftliche Situation verbes- 
sern und den Mehrheiten Wohlstand bescheren sollte - führte zu mittelmäßi- 
gen Ergebnissen bei Wachstum und Beschäftigung. Die Einkommenskonzent- 
ration und die soziale Marginalisierung nahmen stark zu. 

Auch wenn Furtado die neoliberale Globalisierung und ihre Auswirkungen auf 
die lateinamerikanischen Ökonomien nicht ausführlich untersuchte, so ging er 
doch in seinen letzten Büchern (1998 und 2002) mit der ihm eigenen Genauig- 
keit den Folgen der neuen weltwirtschaftlichen Prozesse nach. Furtado hielt die 
Globalisierung für einen „von technischen Imperativen“ geleiteten, unumkehrba- 
ren Prozess, der negative Konsequenzen für die soziale Gleichheit nach sich zog. 


„Die Verknüpfung der Märkte und die daraus folgende Schwächung der die wirtschaftlichen Ak- 
tivitäten regulierenden staatlichen Systeme führen zu wichtigen strukturellen Veränderungen, die 
sich in allen Ländern in Einkommenskonzentration und sozialer Exklusion niederschlagen. (...) 
Das durch den sozialen Ausschluss von immer größeren Teilen der Bevölkerung verursachte Un- 
gleichgewicht wird tendenziell sowohl in den reichen als auch in den armen Nationen zum größ- 
ten Problem. Dieses Ungleichgewicht hat nicht nur mit der Ausrichtung des technologischen 
Fortschritts zu tun, sondern resultiert auch aus der indirekten Inkorporation der schlecht ent- 
lohnten Arbeitskraft der spät industrialisierten Länder v.a. Asiens in das Produktionssystem.” 
(Furtado 1998: 32 und 40). 


Tatsächlich hat die passive Integration Lateinamerikas in die neoliberale Glo- 
balisierung die strukturelle Heterogenität der Produktionssysteme und Sozial- 
strukturen verschärft und die schon zuvor abgrundtiefen Finkommensgegen- 
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sätze noch weiter vergrößert. Ich habe in einer jüngeren Arbeit (Guillen 2004) 
die - meiner Ansicht nach trotz nationaler Unterschiede auch auf andere la- 
teinamerikanische Länder anwendbare - These aufgestellt, dass das NM ein 
noch unzusammenhängenderes und verletzlicheres Produktionssystem hervor- 
bringt als es bereits während der ISI der Fall war. Der Exportsektor, der den 
dynamischen Kern des neuen Modells bildet, ist vom Rest des Produktions- 
systems praktisch abgetrennt und daher nicht in der Lage, die Gesamtheit der 
Wirtschaft mitzuziehen. Da der Ökonomie ein interner Motor, also eine en- 
dogene Basis für die Kapitalakkumulation fehlt, ist sie unfähig, den technischen 
Fortschritt aufzunehmen und ihn auf den Rest des Systems auszubreiten. 
Auch die Beziehungen zwischen dem „modernen“ und dem „rückständigen“ 
Sektor sind komplexer geworden. Aufgrund der Veränderungen im Produkti- 
onssektor wurde die Sozialstruktur heterogener und Phänomene wie Informa- 
lität oder Migration in die USA (oder wie ım Fall der Andenländer nach Eu- 
ropa) haben eine ungewöhnlich große Bedeutung erlangt. Die Eingliederung 
in die neoliberale Globalisierung hat keine Beschäftigung „höherer Qualität“ 
nach sich gezogen, sondern die informelle Wirtschaft in einer noch nicht da 
gewesenen Weise expandieren lassen und zudem den formalen Sektor der 
Wirtschaft „informalisiert“. Außerdem gibt es kaum eine Dynamik bei der 
Schaffung von Beschäftigung. 

Die Schwäche des Arbeitsmarkts im formalen Sektor hängt mit dem niedrigen 
Investitionsniveau und mit diversen die Investitionen schwächenden Faktoren 
zusammen, unter anderem: der niedrigen Ausstrahlungskraft des Exportsek- 
tors; der Zusammensetzung der ausländischen Direktinvestitionen, die sich - 
anstatt die Produktionsfähigkeit auszubauen - zum größten Teil auf den Kauf 
existierender Passiva beschränken; der Anwendung einer restriktiven Geld- und 
Fiskalpolitik; dem Druck der externen und internen Verschuldung auf die öf- 
fentlichen Ausgaben und Investitionen; sowie den mit der finanziellen Öff 
nung und der Deregulierung zusammenhängenden Krisen. 

In erster Linie für die Zunahme der Armut verantwortlich sind die geringe 
Dynamik des Arbeitsmarktes sowie die Expansion der informellen Ökonomie. 
Die informelle Wirtschaft gibt als objektiver Rahmen das niedrige Niveau der 
Reallöhne vor. Weil es ein Überangebot an Arbeitskraft gibt, kommt es zu ei- 
ner Kapitalakkumulation ohne Steigerung der Reallöhne. Die informelle Wirt- 
schaft wird nicht nur zum Zufluchtsort für diejenigen, die in der formalen 
Wirtschaft keinen Platz finden, sondern legt auch den niedrigsten Wert der 
Arbeitskraft fest. Der lohndrückende Effekt des enormen Arbeitskräfteüber- 
schusses besteht fort. Dieser Prozess wird von institutionellen Einflüssen ver- 
stärkt: der Existenz von Lohnobergrenzen, dem zurückgehenden gewerkschaft- 
lichen Organisierungsgrad und der geringen Bereitschaft der Arbeiter, für Ver- 
besserungen einzutreten, was sich wiederum aus der Unsicherheit der Beschäf- 
tigungsverhältnisse und der Angst vor Arbeitsplatzverlust erklärt. 
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4. Die Überschuldung als Entwicklungshindernis 


In Lateinamerika wurde versucht, die Widersprüche des ISI mit einer Aus- 
landsverschuldung bei privaten Kreditgebern zu lindern. Diesen Weg schlugen 
Mexiko, Brasilien und die Mehrheit der lateinamerikanischen Länder ein, um 
die durch die Importkapazität auferlegten und für das Zahlungsbilanzdefizit 
verantwortlichen Schranken der Entwicklung zu umgehen. Furtado wies zu ei- 
nem Zeitpunkt, als die Außenverschuldung bei transnationalen Banken erst 
einsetzte, bereits auf die damit verbundenen Probleme hin (1964: 113): 


„Im Augenblick sind die zur Substitution von Importen bestimmten Investitionen am 
schwersten zu realisieren. Es sind Investitionen hoher Kapitalintensität mit langen Fristen der 
Ausreifung und Amortisation Auf diese Weise hat sich die begrenzte Importkapazität in ein 
echtes Entwicklungshindernis verwandelt. Die Anstrengungen zur Umgehung dieses Prob- 
lems haben das Land in eine wachsende Auslandsverschuldung getrieben. Die Folgen der 
Außenverschuldung müssten mittel- und langfristig spürbar werden und zu einer noch größeren 
Kontraktion der Importkapazität führen. Nur so könnte der umfangreiche Schuldendienst geleis- 
tet werden. Dies hätte einen Teufelskreis zur Folge. Maßnahmen zur Überwindung der Kapazi- 
tätsengpässe für den Akkumulationsprozess führten dazu, dass diese noch größer wurden.“® 

Wir alle kennen den weiteren Verlauf der Geschichte. In den 70ern, als in den 
wichtigsten kapitalistischen Ländern die Krise bereits eingesetzt hatte, erreichte 
die Ponzi-Auslandsverschuldung (d.h. die rein spekulative Finanzierung zur 
Refinanzierung früherer Kredite) extreme Ausmaße. In den 1980er Jahren, 
führte die zum Ende der Amtszeit Jimmy Carters begonnene und unter Ro- 
nald Reagan intensivierte Verschärfung der Geldpolitik zum Zusammenbruch 
des in mehr als einem Jahrzehnt entstandenen Kartenhauses. Die Überschul- 
dung wurde offensichtlich. Mexiko erklärte sich 1982 zahlungsunfähig und so 
fielen nach und nach alle Dominosteine in Lateinamerika und der gesamten 
verschuldeten Peripherie. 

Die 80er Jahre waren nicht nur ein verlorenes Jahrzehnt, sie repräsentierten 
auch das Ende der nationalen Entwicklungsprojekte und den Übergang zum 
Neoliberalismus. Die mit dem IWF vereinbarten Neuverhandlungen der 
Schulden und der fehlende Zugang zur Refinanzierung akkumulierter Aus- 
landsschulden verursachten eine wirtschaftliche Stagnation in der Region, oh- 
ne dass sich auf der anderen Seite die in den Anpassungsprogrammen vorge- 
sehenen Maßnahmen zur Dämpfung der kaufkräftigen Nachfrage bei der In- 
flationsbekämpfung positiv bemerkbar gemacht hätten. Die Neuverhandlung 


8 Die Außenverschuldung 1960-1980 war kein neues Phänomen in der Geschichte des lateın- 
amerikanischen Kapitalismus. Während der 20er Jahre, also noch vor Beginn der großen 
Weltwirtschaftskrise, war die Region hochverschuldet und der Zinsendienst beschränkte den 
Handlungsspielraum der Regierungen erheblich. Furtado schreibt über die 20er Jahre, dass 
„der Schuldendienst die öffentlichen Finanzen völlig bestimmte und die Wechselkurse das 
Hauptproblem der Regierungen darstellten. Mitte der 20er Jahre dekretierte ein um dieses 
Thema besorgter Präsident die Einstellung aller öffentlichen Bauprojekte, weil er davon ü- 
berzeugt war, dass der Wohlstand der Nation stärker vom Schuldendienst als vom Beschäfti- 
gungsgrad im Land abhing“ (Furtado 1964: 106). 
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der Auslandsschulden im Rahmen des Brady-Plans brachte nur eine temporäre 
und unzureichende Verminderung des drückenden Schuldendienstes. Wäh- 
renddessen bereitete die vom IWF skizzierte Anpassung das Terrain für eine 
Orientierung der Ökonomien am Weltmarkt und für strukturelle Reformen 
die den IWF- und Weltbankvorstellungen entsprachen. 

Gerard de Bernis (2000) bekräftigt, dass die Schuldenkrise eine der wichtigsten 
Ursachen für die globale Finanzkrise ab Ende der 80er Jahre war. Die Öffnung 
der Finanzmärkte war zum einen notwendig, um die enormen liquiden Mittel 
zirkulieren zu lassen, die das wachsende Defizit der Leistungsbilanz der USA 
freisetzte, und zum anderen, um die verschuldeten Ökonomien durch den 
neuen Zugang zu den internationalen Kapitalmärkten zu reaktivieren. Dieser 
Zugang erfolgte v.a. in Form von Obligationen (die so genannte securitization 
der internationalen Kapitalmärkte). 

Im Rahmen der Globalisierung initiierten die fälschlicherweise als aufstrebende 
Märkte (emerging markets) bezeichneten Ökonomien, darunter die Länder mit 
der relativ höchsten Entwicklung in der Region: Argentinien, Brasilien und 
Mexiko, einen neuen Verschuldungszyklus auf den privaten Kapitalmärkten. 
Die neoliberalen Regierungen von Salinas de Gortari in Mexiko, Carlos Me- 
nem in Argentinien und Collor de Mello und Cardoso in Brasilien öffneten 
die Kapitalmärkte. In der ersten Hälfte der 90er Jahre strömten große Mengen 
von spekulativem liquidem Kapital in diese Länder. Dies ermöglichte eine vo- 
rübergehende und labile ökonomische Erholung. Um die finanziellen Ressour- 
cen ins Land zu locken, hielt man an hohen Leitzinsen und einer überbewerte- 
ten Währung fest. Das ist der Preis, den das spekulative Finanzkapital verlangt, 
um sich in unseren Ländern niederzulassen: eine höhere Rentabilität als auf den 
Märkten der Zentren! Eine Risikoprämie, würden die Neoliberalen sagen. 

Wenig später zeigten sich die Resultate des neuen Verschuldungszyklus’. Die 
Krisen in Mexiko 1994-95, Brasilien 1999 und Argentinien 2001 zeigten - mit 
den dazu gehörigen hohen ökonomischen und sozialen Kosten -, welche 
fürchterlichen Folgen der unkontrollierte Zustrom von spekulativem Kapital 
nach sich zieht. Parallel zur Außenverschuldung kam es auch zu einer umfas- 
senden Binnenverschuldung, die nicht nur mit der Emission von staatlichen 
Papieren zu tun hatte, sondern auch mit kostspieligen Programmen zur Ret- 
tung von Banken und mit gescheiterten Privatisierungen. 

Tatsache ist, dass sich die lateinamerikanischen Länder heute mit einem ho- 
hen Niveau von Außen- und Binnenschulden konfrontiert sehen. In den Fi- 
nanzkreisen akzeptiert man, dass die Verschuldung hoch ist, aber man be- 
hauptet, dass diese mit einer gesunden Geld- und Steuerpolitik handhabbar 
sei. Was nicht verstanden oder vertuscht wird, ist der immense negative Fffekt, 
den die verlässliche Zahlung des Schuldendienstes auf die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung der verschuldeten Länder ausübt. Furtado war sich im 
klaren darüber, dass die Verschuldung das größte Entwicklungshindernis für 
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Brasilien darstellt. In seinem letzten Buch heißt es: 


„Im Augenblick ist Brasiliens größtes Problem die Rezession, die zu einem großen Teil auf die 
Finanzierung des beträchtlichen Schuldendienstes zurückzuführen ist. Ressourcen, die im Land 
investiert werden sollten, werden ins Ausland transferiert.“ (Furtado 2002: 33) 

Kurz vor seinem Tod äußerte sich Furtado besorgt über die Kontinuität der 
neoliberalen Politik unter der Lula-Regierung: 


„Ein Land, das die grundlegendsten Bedürfnisse seiner Bevölkerung nicht befriedigt, dazu zu zwin- 
gen, die modernsten Sektoren seiner Wirtschaft still zu legen und Investitionen in grundlegenden Be- 
reichen wie Gesundheit und Erziehung einzufrieren, nur um die von den Profiteuren einer hohen 
Zinsrate gewünschte Anpassung der Zahlungsbilanz zu garantieren, widerspricht jeder Vernunft. 

Es ist verständlich, dass die Nutznießer hoher Zinsen ihre Interessen verteidigen. Was hingegen 
unverständlich bleibt, ist, dass wir nicht mit der gleichen Entschlossenheit das Recht zur Ent- 
wicklung des Landes verteidigen. Wenn wir weiter den Anhängern der Rezession folgen, die die 
Interessen der Gläubiger zum einzigen Kriterium der Wirtschaftspolitik machen, dann müssen 
wir uns auf eine lang andauernde Phase wirtschaftlicher Kontraktion gefasst machen, die wesent- 
liche Teile dessen, was wir in der Vergangenheit aufgebaut haben, wieder zerstören wird. Die Er- 
fahrung zeigt uns, dass, wenn wir die grundlegenden Probleme nicht direkt angehen, die Akku- 
mulationsanstrengungen eine nachteilige Entwicklung reproduzieren und verschärfen. Dagegen 
wird, wenn wir die grundlegende Voraussetzung für Entwicklung schaffen, nämlich unser Recht 
auf eine eigenständige Entwicklungspolitik durchsetzen, für uns die Stunde der Wahrheit anbre- 
chen.“ (Furtado 2005) 


5. Die Rolle der Geld- und Wechselkurspolitik 
im Entwicklungsprozess 


Die historischen Studien Furtados zur brasilianischen Wirtschaft sind genaue 
Reflexionen über die Rolle der Geld- und Wechselkurspolitik im Prozess öko- 
nomischer und sozialer Entwicklung. In Formaciön econömica del Brasil 
(1959) und Dialectica del Desarrollo (1964) hebt er die Bedeutung hervor, die 
die Abwertung der brasilianischen Währung und die Subventionspolitik bei 
der Verteidigung der Kaffeeökonomie, des damaligen Kerns des Produktions- 
systems, während der Depression der 1930er Jahre und bei der Förderung der 
importsubstituierenden Industrialisierung spielten. 

Die auf die Depression der 30er Jahre folgende Abwertung der Währung fing 
die Effekte der Verschlechterung der Terms of Trade und des Zusammen- 
bruchs der internationalen Kaffeenachfrage auf. Die Entscheidung der damali- 
gen brasilianischen Regierung, die Abwertung mit direkten Subventionen für 
die Kaffeeproduzenten zu verbinden (z.B. durch den Aufkauf von Lagerbe- 
ständen), stabilisierte das Einkommen der Exporteure in der Nationalwährung 
und sicherte damit die produktive Kapazität des Sektors. Furtado schreibt: 


„In dem Maße, in dem die Regierung Kaffee kaufte, um Vorräte anzulegen oder den Kaffee zu 
vernichten, und das Geldeinkommen wuchs, verlor die brasilianische Währung international an 
Wert, was den Kaffeeproduzenten ebenfalls zugute kam, weil der Kaffeepreis trotz des internatio- 
nalen Verfalls in der abgewerteten Lokalwährung stieg.“ (Furtado 1964: 10) 


Auf diese Weise stimulierte die Abwertung, indem sie die Substitution von Im- 
porten förderte, auch die Industrialisierung. Auch wenn die Regierungspolitik ei- 
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ne „von den Kaffeeinteressen inspirierte bzw. der Befriedigung dieser Interessen 
dienende Politik war“, kam sie auch der Industriebourgeoisie zugute, indem 
sie die Struktur der relativen Preise zugunsten der internen Produktion und zu 
Lasten der Importe (aufgrund der sinkenden Importkapazität) modifizierte. 


„Dadurch dass die Geldeinkommen innerhalb des Landes stabil gehalten wurden, während 
gleichzeitig die Importkapazität abnahm, wirkte sich die den Interessen des Kaffeesektors ge- 
schuldete Politik letztlich als eine Industrialisierungspolitik aus. Die schnelle Geldentwertung ließ 
die relativen Preise der importierten Güter steigen, wodurch extrem günstige Bedingungen für die 
Binnenproduktion geschaffen wurden.” 

Im Werk Furtados und im Denken der CEPAL-Anhänger insgesamt gibt es 
zudem zahlreiche Hinweise auf die positive Rolle, die die Inflation in der ers- 
ten Phase der importsubstituierenden Industrialisierung und die Währungssta- 
bilisierung in einer entwickelteren Phase der Importsubstitution spielten, in- 
dem sie die Nachfrage nach Kapitalgütern stimulierten. 

Dies alles ist bemerkenswert, wenn man berücksichtigt, welche Rolle die Geld- 
und Wechselkurspolitik heute, nach der Liberalisierung der Handels- und Fi- 
nanzmärkte als Instrumente zugunsten des internationalen Finanzkapitals und 
bei der Konzentration der Einkommen ın den Händen einiger weniger natio- 
naler und ausländischer Rentiers spielt. Diese Politik entspricht den Rezepten 
des Washington-Konsensus, die ın ganz Lateinamerika angewandt worden 
sind. Unter dem Deckmantels der Inflationsbekämpfung werden den aufstre- 
benden Ländern permanent ein hohes Zinsniveau (oberhalb dem des Zent- 
rums) und überbewertete Wechselkurse aufgezwungen. 

Die Geld- und Wechselkurspolitiken von heute haben prozyklischen Charak- 
ter. Das heißt, die Zinsraten und Wechselkurse steigen in den Rezessionspha- 
sen des ökonomischen Zyklus, um - wir befinden uns in einer Welt globali- 
sierter Finanzen - die Kapitalflucht aus den peripheren Ländern zu verhindern 
und den Kapitalimport aus den Zentren zu stimulieren. In Wachstumsphasen 
bleiben die Realzinsen, auch wenn die nominale Zinsrate fällt, hoch und zwar 
oberhalb der Rate in den Ländern des Zentrums. Es ist offensichtlich, dass ei- 
ne derartige Politik das produktive Kapital schwächt und im Widerspruch zur 
Stärkung des Binnenmarkts steht. 

Aus diesem Grund glaube ich, dass die im Text behandelten Aspekte des ö- 
konomischen Denkens bei Furtado zentrale Elemente bei der Entwicklung ei- 
ner zum Neoliberalismus alternativen Entwicklungsstrategie darstellen. Ein- 
kommenskonzentration, externe und interne Überschuldung, restriktive Geld-, 
Wechselkurs- und Steuerpolitik, die zwangsläufig Stagnationstendenzen und 
die soziale Exklusion in Lateinamerika fördern, sind konstituierende Bestand- 
teile des neoliberalen Modells und deshalb die Haupthindernisse, die im 
Rahmen eines nationalen Entwicklungsmodells überwunden werden müssen. 
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6. Kernpunkte einer alternativen Strategie bei Furtado 


Die neoliberale Globalisierung hat die Entwicklungsprobleme Lateinamerikas 
nicht gelöst. Die marktfundamentalistische Ausrichtung und die passive, un- 
tergeordnete Rolle, die den lateinamerikanischen Ökonomien innerhalb des 
Weltmarkts zugewiesen wird, haben ein niedriges Wachstum, einen geringen 
Beschäftigungsgrad in der formalen Ökonomie, das Auseinanderfallen von 
Produktions- und Finanzsystemen, eine größere externe Abhängigkeit und die 
Zunahme von Armut und sozialer Exklusion nach sich gezogen. Man könnte, 
wie es die Anhänger des Neoliberalismus tun, argumentieren, dass Chile mit 
seiner Eingliederung in den Weltmarkt positive Resultate vorzuweisen hat und 
dass diese Ergebnisse Folge der richtigen Wirtschaftspolitik sind. Dabei wird 
allerdings vergessen, dass es sich um ein relativ kleines Land handelt und sich 
sein Modell in verschiedener Hinsicht mit den extremen Vorstellungen des 
Neoliberalismus nicht deckt (Cypher 2005). 

Das Entwicklungskonzept bei Furtado ist nie von einer Laissez-Faire-Politik 
ausgegangen. Für Furtado bedeutet Entwicklung, wie wir oben gesehen haben, 
„eine Strategie zur Modifikation von Strukturen“, ein nationales Projekt mit 
sozialen und kulturellen Aspekten, das die Transformation in geplanter Weise 
herbeiführt. Entwicklung impliziert für Furtado deshalb auch, Tendenzen zur 
Einkommenskonzentration und zur sozialen Exklusion zu bekämpfen. 

Ende der 70er Jahre war Furtado sich der Grenzen des desarrollismo, also der 
Entwicklungstheorie, und der in Lateinamerika benötigten Reformen bewusst. 
Die Projekte struktureller Transformation setzten seiner Meinung tief greifen- 
de politische Transformationen voraus. In La economia latinoamericana 
schrieb er: 

„Der gemeinsame Nenner scheint die Überzeugung zu sein, dass eine Politik des Laissez-Faire im 
Kontext der Abhängigkeit notwendigerweise zur Verschärfung der sozialen Ungleichheiten führt 
und der strukturelle Wiederaufbau sehr viel mühsamere politische Anstrengungen nötig macht 
als früher gedacht. Auf den Optimismus, der den Desarrollismo in den 50er Jahren prägte, folgten 
im darauf folgenden Jahrzehnten Bedenken, Ungeduld und Enttäuschungen.“ (Furtado 1969: 351) 
Die Notwendigkeit eines nationalen Projekts tief greifender sozialer Transfor- 
mation hat mit der neoliberalen Globalisierung zugenommen. Die Globalisie- 
rung wird sich, so Furtado, weltweit fortsetzen, weil sie „technologischen Im- 
perativen“ folgt. Damit jedoch werden die Handlungsspielräume der National- 
staaten eingeschränkt und die strategischen Akkumulationsentscheidungen in 
die Hände transnationaler Unternehmen übertragen. 

Die Herausforderungen heute sind deshalb grundsätzlich eher sozialer und po- 
litischer als ökonomischer Natur. Furtado zufolge darf ein nationales Entwick- 
lungsprojekt heute nicht mehr so sehr von einer Logik der Mittel und der Ka- 
pitalakkumulation ausgehen als vielmehr von einer Logik der Ziele. 


„Wir müssen eine Entwicklungspolitik formulieren, die auf einem klaren Manifest der von uns 
angestrebten Ziele beruht und nicht auf einer Logik der Mittel, wie sie durch den von transnati- 
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onalen Unternehmen dirigierten Akkumulationsprozess durchgesetzt wird. Um die Sackgasse, in 
der wir stecken, zu verlassen, ist eine Entwicklungspolitik nötig, die eine Homogenisierung unse- 
rer Gesellschaft ermöglicht und Raum für unsere kulturellen Potenziale schafft.“ (Furtado 2002: 
47). 

Der Schritt von einer auf der Logik der Kapitalakkumulation beruhenden Stra- 
tegie zu einer die Befriedigung sozialer Bedürfnisse verfolgenden Strategie wird 
alles andere als einfach sein. Für lange Zeit werden zwei gegensätzliche Logi- 
ken fortbestehen: die Logik der Akkumulation und des Profits und die Logik 
der nationalen Entwicklung und der sozialen Bedürfnisse (Aguilar 1999). Der 
Erfolg eines Entwicklungsprojekts ist damit abhängig vom Entstehen einer 
fortschrittlichen Demokratie, eines politischen Systems, in dem das Volk aktiv 
an der Entscheidungsfindung teilhat und Demokratie nicht auf die Durchfüh- 
rung von Wahlen reduziert wird. 


„Grundlage für das Entstehen eines kollektiven Willens ist die Rückkehr der politischen Führer 
zu den Werten unserer Kultur. Der Ausgangspunkt unseres Rekonstruktionsprozesses muss des- 
halb eine größere Beteiligung des Volks am Entscheidungssystem sein. Ohne diese wird sich die 
zukünftige Entwicklung nicht von einer authentischen Kreativität bereichern lassen und wenig 
zur Befriedigung der legitimen Wünsche der Nation beitragen.“ (Furtado 2002: 47) 

Furtado hat keine alternative Strategie entwickelt und hätte das auch gar nicht 
machen können (weder er noch sonst eine Einzelperson). Diese Strategie kann 
nur das Ergebnis eines breit getragenen sozialen und politischen Kampfes sein, 
der die an einer Veränderung interessierten sozialen Gruppen an die Macht 
bringt. Dennoch hat Furtado ein Ensemble von wertvollen Ideen für die Diskus- 
sion eines nationalen Entwicklungsprojekts geliefert. Ich möchte mich auf vier 
Thesen konzentrieren (die Probleme nachhaltiger Entwicklung lasse ich aus). 


- Ausrichtung der wirtschaftlichen Dynamik am Binnenmarkt, 

- Beendigung der Rentenkonzentration und Eliminierung der extremen Armut, 

- Finanzierung der Entwicklung durch interne Sparvermögen und Reduzierung 
des Schuldendienstes, 

- Anwendung einer mit dem Entwicklungsprozess kompatiblen Geld-, Wech- 
selkurs- und Steuerpolitik. 


Bei dem Aufruf, den Binnenmarkt ins Zentrum der Entwicklungsstrategie zu 
stellen, handelt es sich nicht um eine - im übrigen unmögliche - Rückkehr in 
die Vergangenheit und zur Neuauflage von Bedingungen, die einst die ISI er- 
möglichten. Es handelt sich eher um die Umsetzung einer Strategie, die die 
Förderung von Exporten und die Suche nach externen Märkten mit Import- 
substitution und mit der Entwicklung des Binnenmarkts verbindet. Letztlich 
wäre das Ziel die Schaffung einer endogenen Akkumulationsgrundlage, die in 
der Lage ist, die Entwicklung, Assimilation und Verbreitung von Technologien 
zu stimulieren. 


„Eine weitergehende Eingliederung der Ökonomie in den Weltmarkt ist nur gerechtfertigt (...), 
wenn diese Anstrengungen Teil einer echten wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungspolitik 
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sind. Dies ist nicht der Fall, wenn die Steigerung der Exporte mit der Kontraktion des Binnen- 
markts einhergeht.“ (Furtado 1998: 50-51). 

Eine derartige Strategie muss nicht implizieren, sich von der Globalisierung 
abzuwenden und zu isolieren. Tatsächlich hat sich Lateinamerika immer im 
Rahmen einer Weltökonomie entwickelt. Das Problem ist nicht die Globali- 
sierung an sich, sondern die Art und Weise, wie sich jedes Land darin einglie- 
dert. Eine binnenmarktzentrierte Strategie, wie sie Furtado stets verteidigte, 
braucht die überlegte Intervention des Staates, die Anwendung einer aktiven 
Industriepolitik und von Planungstechniken, um sich auf diese Weise auf die 
für jede Phase des Prozesses entscheidenden Grundinvestitionen konzentrieren 
zu können. 

Die in der Mehrheit der lateinamerikanischen Länder, aber v.a. in Brasilien 
und Mexiko offensichtliche Konzentration der Renten in den Händen weniger 
muss gestoppt werden - einerseits aus wirtschaftlichen Gründen, um eine bin- 
nenmarktzentrierte Entwicklungsstrategie zu ermöglichen, andererseits aber 
auch aus sozialen und politischen Motiven: Die Perspektive einer durch sozia- 
le Ungleichheiten hervorgerufenen Unregierbarkeit ist, wie Furtado bemerkte 
(1998: 40), durchaus real. Auf der Agenda der in Lateinamerika notwendigen 
Transformationen ganz oben stehen damit eine Agrarreform, die den Boden in 
Ländern wıe Brasilien verteilt, und eine umverteilende Steuerreform. Die einzi- 
ge effektive Methode zur Umverteilung der Einkommen ist ein substanzielles 
und dauerhaftes Wachstum der Investitionsrate, auf dessen Grundlage allmäh- 
lich der strukturelle Arbeitskräfteüberschuss in den Städten absorbiert werden 
kann, denn dieser ist die Ursache für die niedrigen Reallöhne und damit auch 
für die Einkommenskonzentration. 

Die Finanzierung der Entwicklung muss mit internen Sparvermögen erfolgen 
(Bresser-Pereira, 2005): Das hohe Niveau der privaten und öffentlichen exter- 
nen Verschuldung Lateinamerikas zieht einen kostspieligen Schuldendienst 
nach sich. Wie oben bereits dargelegt, besteht das Problem nicht darin, ob der 
Schuldendienst bezahlbar ist, sondern in den Auswirkungen, die dieser Schul- 
dendienst auf die Investitionsprogramme und die Sozialausgaben der Regie- 
rungen hat. Die Primärüberschüsse der öffentlichen Finanzen, die im Fall Bra- 
siliens 5% erreichen, stellen eine Art Tribut an den IWF dar und besitzen nur 
die Funktion, die Zinszahlungen der Auslandsschuld zu garantieren. Furtado 
(1998: 34) war der Überzeugung, dass im brasilianischen Fall „einer vollstän- 
digen Neuverhandlung dieser Schuld ins Auge gesehen“ werden müsse. Ande- 
re, darunter auch der Autor dieses Artikels, denken, dass die einzige dauerhafte 
Lösung für die Länder der Peripherie eine Streichung der Auslandsschulden 
wäre. Wirtschaftliche Entwicklung und die Aufrechterhaltung der Verschul- 
dung sind miteinander nicht kompatibel (De Bernis 2000). In diesem Sinne ist 
die Streichung der Schulden Voraussetzung für eine alternative Strategie. 

Man kann mit Recht hiergegen einwenden, dass für eine derartige Streichung 
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der Schulden eine für die Peripherie vorteilhafte internationale Kräftekonstella- 
tion notwendig wäre - eine Situation, die im Moment nicht existiert. Unmög- 
lich ist hingegen, die Augen vor dem Problem zu verschließen, wie es einige 
lateinamerikanische Regierungen, darunter auch solche der Linken tun, um ei- 
ne Revision des Schuldendienstes zu vermeiden. Die Realität ist der beste Rat- 
geber: Es ist keine Frage, dass Argentinien die wirtschaftliche Stagnation und 
Deflation in dem Moment überwand, als es sich entschloss, die Zinszahlun- 
gen an die externen Privatgläubiger unilateral einzustellen und die Zwangsja- 
cke der Konvertibilität (des „currency board“”) abzustreifen””. 

Ebenso dringend ist es, die Geld- und Wechselkurspolitik grundlegend zu 
modifizieren. Die Überbewertung der Währungen (die im mexikanischen und 
brasilianischen Fall zur Zeit bei 30-40% liegt) und die exorbitant hohen realen 
Zinsraten sind Tributzahlungen an das spekulative Finanzkapital - die beson- 
ders im Fall stagnierender, dringend neue Entwicklungsimpulse benötigender 
Ökonomien nicht vertretbar sind. Zudem ist die restriktive und prozyklische 
Politik, wie wir sie heute erleben, auch langfristig nicht tragbar. Die Geschich- 
te Lateinamerikas zeigt, dass eine anhaltende Überbewertung der Währung 
und hohe Auslandsverschuldung zwangsläufig auch zu einer Krise der export- 
orientierten Wirtschaftszweige führen. 

Von besonderer Bedeutung wird es sein, die monetäre Souveränität wiederzu- 
erlangen. Mit dem neoliberalen Modell und seinen Krisen sind die Finanzsys- 
teme ausländischem Kapital überlassen worden (einen Extremfall stellt Mexiko 
dar, wo sich heute mehr als 90% der Handelsbanken in Händen transnationa- 
ler Unternehmen befinden). Ein vielleicht noch größeres Problem ist die ver- 
meintliche „Unabhängigkeit“ der Zentralbanken. In einigen Ländern der Regi- 
on hat sich diese Gegenreform - die der Zentralbank angeblich eine techni- 
sche Autonomie verlieh, um sie von jeder „unangebrachten Instrumentalisie- 
rung durch politische Interessen“ zu befreien und „Populismus“ zu verhindern 
- bereits in Verfassungsänderungen niedergeschlagen; in anderen Ländern gibt 
es vergleichbare Gesetzesinitiativen. Die Zentralbanken hören in dem Mo- 
ment, in dem sie nicht mehr länger als eine Einrichtung der Exekutive fungie- 
ren, auf, zum Nationalstaat zu gehören und verwandelten sich in Transmissi- 
onsriemen des Washington-Konsensus (der nichts Anderes ist als die Macht 


9 Das „currency board“ war eine Regelung, nach der der argentinische Peso 1:1 an den US- 
Dollar gebunden war und Pesos durch die argentinische Nationalbank nur in dem Maße in 
die Geldzirkulation gebracht werden konnten, wie US-Dollar durch Exporteinnahmen oder 
Kapitalanlagen hereinkamen. Als Ende der 1990er Jahre die Leistungsbilanz defizitär wurde 
und ausländisches Kapital trotz extrem hoher Zinsen nicht mehr hereinkam, kontrahierte 
die Geldmenge und trug als „Zwangsjacke“ dazu bei, dass die Wirtschaft zusammenbrach 
(Anm. d. Übers.) 

10 Die argentinische Wirtschaft wuchs (in realen Werten) um 8,8% im Jahr 2003, um 9% im 
Jahr 2004 und um 10% im ersten Halbjahr 2005. Die Arbeitslosen- und Armutsquote ist 
gleichzeitig gesunken. 
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der Zentren). Dieser übt seinen Einfluss mittels multilateraler Organisationen 
und des US-Finanzministeriums aus. Es ist unverzichtbar, die staatliche Kon- 
trolle über die Zentralbanken zurückzuerlangen, damit diese nicht nur Preis- 
stabilität herstellen, sondern sich auch um wirtschaftliches Wachstum und Be- 
schäftigung kümmern. Und wenn uns das Problem der Demokratie interes- 
siert, muss schließlich auch die Frage gestellt werden: Wer wählt die Präsiden- 
ten der Zentralbanken? Denn ob gut oder schlecht, populistisch oder nicht - 
die Regierenden auf föderaler und lokaler Ebene müssen sich dem Wählervo- 
tum unterwerfen, wollen sie Legitimität beanspruchen. 

Übersetzung aus dem Spanischen von Raul Zelik 
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Enrique Dussel Peters 


China und Lateinamerika 
Hat die”Exportorientierte Entwicklung” angesichts 
der Exportoffensive Chinas noch eine Chance? 


Die schnelle Integration der Volksrepublik China in den Weltmarkt führte in 
den USA und in der EU bereits seit den 90er Jahren zu Diskussionen. Die 
Konsequenzen dieser Integration für Lateinamerika werden dagegen erst seit 
kurzem diskutiert. In diesem Zusammenhang analysiert der vorliegende Artikel 
mehrere Themenbereiche, die sich auf das bilaterale Verhältnis zwischen La- 
teinamerika und China konzentrieren. Im ersten Teil geht es um die Schwie- 
rigkeiten, die ein großer Teil der lateinamerikanischen Wirtschaftspolitiker - 
sowie die Experten von multilateralen Institutionen wie der Weltbank, dem 
IWF und der Interamerikanischen Entwicklungsbank - haben, China und seı- 
ne Akkumulationsdynamik zu verstehen. Aus der Perspektive des Washington 
Konsensus erscheint China als „schlechter Schüler“, der jedoch - ohne Chinas 
Entwicklung vereinfachen oder glorifizieren zu wollen - in den letzten drei 
Jahrzehnten außerordentlich gute Resultate hervorgebracht hat. Der zweite 
Teil des Artikels beschäftigt sich mit den Grundstrukturen der Exportorientie- 
rung Chinas und Lateinamerikas (am Fallbeispiel Mexikos), um genauer zu 
untersuchen, ob Chinas Wirtschaftsspezialisierung noch Raum für andere 
Länder mit ähnlichen Handelsstrukturen lässt. Der letzte Teil der Arbeit dis- 
kutiert vor diesem Hintergrund zukünftige Szenarien. 


1. China und Mexiko: 
unterschiedliche Gründe einer ähnlichen Exportorientierung 


Seit den 80er Jahren hat sich in großen Teilen Lateinamerikas und insbeson- 
dere in Mexiko eine exportorientierte Wirtschaftspolitik durchgesetzt. Als Al- 
ternative zur importsubstituierenden Industrialisierung (IST), die in großen Tei- 
len Lateinamerikas bis Ende der 60er Jahre vorherrschte und in die Krise gera- 
ten war, hatten eine Gruppe von Ökonomen - insbesondere Balassa, Bhagwati 
und Anne Krueger - die Pathologien der ISI hervorgehoben. So etwa das 
„Renten orientierte Verhalten“, - d.h. die Aneignung von Ressourcen über den 
öffentlichen Haushalt von Seiten der Oligarchie und der traditionellen Wirt- 
schaftssektoren, für welche die Anreize, die die Modernisierungspolitik und 
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die Mechanismen zur Substitution von Importen bereit stellten, nicht gedacht 
waren; die tiefgreifenden makroökonomischen Interventionen in die Wirt- 
schaft, z.B. in der Geld- und Kreditpolitik, aber auch in anderen Bereichen wie 
dem Handel und der Industrie, die zu Preisverzerrungen wie auch zu Korrup- 
tion und Armut der Bevölkerung geführt hätten (Krueger 1997). Diese Analyse 
ermöglichte diesen Autoren die wirtschaftlichen und öffentlichen Institutio- 
nen der ISI-Periode kategorisch abzulehnen. Die Schaffung eines marktfreund- 
lichen Milieus, in dem sich die Wirtschaftspolitik soweit wie möglich zurück- 
zieht („ein sauberer und schlanker Staat“), Anreize für Auslandsinvestitionen 
und die Herstellung makroökonomischer Stabilität (über entsprechende 
„strukturelle Anpassungen“), genießen aus dieser Perspektive Priorität ange- 
sichts den scheinbar negativen Erfahrungen mit der ISI. 

Das Hauptargument zugunsten der Exportorientierten Industrialisierung (EOI) 
ist der behauptete Zusammenhang von Exporten und Wirtschaftswachstum 
(oder gar Wirtschaftsentwicklung). Im Gegensatz zur ISI ist für die EOI der 
Weltmarkt der wichtigste - und einzigster - Referenzpunkt: jede wirtschaftli- 
che (und soziale) Einheit - Haushalte, Firmen, Branchen, Regionen, Nationen, 
usw. - sollten über die Exporte direkt mit dem Weltmarkt verbunden sein und 
dort ihre Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit zeigen. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, dann müssen sie Produktivität und Effizienz steigern, ihre kompara- 
tiven Vorteile in anderen Branchen suchen oder zu Grunde gehen. 

Diese gewalttätige Ideologie - eine „intuitive darwinistische Rationalität des 
freien Handels“ (Bhagwati 1991: 17) - fordert, dass die historischen, vor allem 
mit der ISI entstandenen wirtschaftlichen Restriktionen eliminiert werden, da 
sie negative Auswirkungen auf die Handelsstruktur und insbesondere auf die 
Exporte hätten. Eine FEOI sei nur dann möglich, wenn auch das Importregime 
völlig liberalisiert sei und Handelsquoten und Tarife den Handel nicht mehr 
beeinträchtigen würden. 

Diese Denkschule, die seit den 1980er Jahren insbesondere in der Entwick- 
lungstheorie und in den Wirtschaftswissenschaften einflussreich wurde, ver- 
sucht auch empirisch die positive Kopplung von Exporten und Wirtschafts- 
wachstum am Beispiel der Ostasiatischen Länder zu belegen. So wurde betont, 
dass es insbesondere die EOI in der verarbeitenden Industrie gewesen sei, die 
deren enormes Wirtschaftswachstum ermöglicht habe (Balassa 1981; Balassa/ 
Wiliamson 1990).' 


EOI in Mexiko 


Es besteht in Mexiko weitgehend Konsens, dass seit Ende der 80er Jahren und 
während der Präsidentschaft von Carlos Salinas de Gortari (1988-1994) wesent- 


1 Für eine ausführliche Analyse dieser Denkschule in Mexiko, siehe: Aspe Armella (1993); 
Balassa (1981); Dussel Peters (2000); Sojo Garza-Aldape (2005). 
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liche Merkmale der mexikanischen Wirtschaft und Politik verändert worden 
sind. Im Gegensatz zu früheren Jahrzehnten, in denen dem Binnenmarkt eine 
große sozioökonomische Rolle zukam, entschied sich der damalige Präsident 
für eine schnelle und intensive wirtschaftliche Integration in den Weltmarkt. 
Diese Strategie ist auch wesentlich, um Mexikos Vorreiterrolle in Lateinameri- 
ka hinsichtlich der Wirtschafts- und Außenpolitik gegenüber den USA zu ver- 
stehen, wie sie heutzutage in den Debatten über die FTAA (Free Trade 
Agreement of the Americas) und CAFTA (Central American Free Trade 
Agreement) zu beobachten ist. 

Mit dem ersten Wirtschafts- und Solidaritätspakt vom Dezember 1987 (Pacto 
de Solidaridad Econömico) und der neuen Verwaltung von Carlos Salinas de 
Gortari wurde in Mexiko eine Variante der exportorientierten Industrialisie- 
rung eingeführt, die als „Liberalisierungsstrategie“ bezeichnet wird (Dussel Pe- 
ters 2000). Diese neue Strategie geht von einigen Grundsätzen aus, die im di- 
rekten Gegensatz zur ISI stehen:? 

- Die makroökonomische Stabilität soll eine branchenweite und mikroöko- 
nomische Transformation induzieren. Die öffentlichen Ausgaben sollen auf 
ein Minimum reduziert werden und es soll eine neutrale oder „horizontale“ 
Politik betrieben werden, d.h. alle Haushalte, Regionen, Firmen und Branchen 
sollen gleich behandelt werden, im Gegensatz zur gezielten öffentlichen Steue- 
rung, die seit den 1940er Jahren in Mexiko vorherrschte. Effizienz und Pro- 
duktivität sowie Einsparungen im Staatshaushalt und die Reduzierung von 
Markthemmnissen sollen durch diese Strategie erreicht werden. 

- Die jeweiligen Regierungen versuchen seither Inflation und Haushaltsdefizite 
zu kontrollieren und Mexiko für Auslandsinvestitionen attraktiv zu machen. 
Parallel zu diesen Maßnahmen soll der private verarbeitende Sektor die Expor- 
te ankurbeln und damit eine aktive Integration in den Weltmarkt ermöglichen. 

- Die Kontrolle der Kosten der Arbeitskraft - die wichtigste Quelle der stei- 
genden Inflation Mitte der 80er Jahren - ist ein wesentlicher Bestandteil der 
neuen Politik. 

Die Möglichkeit der Regierung, diese Strategie relativ schnell durchzusetzen 
und von Ende 1987 bis 2006 mit nur geringen Veränderungen beizubehalten, 
ist Resultat der autoritären politischen Strukturen, die eine interne Debatte 
nicht notwendig machten. Gleichzeitig setzte sich mit der Präsidentschaft von 
Salinas de Gortari eine Gruppe von Ökonomen durch, die bis heute zumin- 


2 Bis 1997 hatte die Partei der Institutionellen Revolution (PRI) die absolute Mehrheit in Par- 
lament und Kongress, so dass bis dahin der Präsident ohne eine gewichtige politische Oppo- 
sition Gesetze aber auch eine neue Wirtschaftsstrategie innerhalb von wenigen Monaten 
durchsetzen konnte. Dies ist seit 1997 nicht mehr möglich, nicht nur weil die damalige Op- 
positionspartei PAN (Partido Acciön Nacional) im Jahr 2000 mit Vicente Fox die Wahlen 
gewonnen hat, sondern insbesondere weil seit 1997 keine Partei in beiden Häusern eine ab- 
solute Mehrheit erreicht hat. Es ist mittelfristig auch nicht abzusehen, dass eine politische 
Partei die absolute Mehrheit in diesen Institutionen erreichen wird. 
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dest in den jeweiligen Regierungen einen maßgeblichen Einfluss behalten hat. 
Diese Liberalisierungsstrategie wurde in Mexiko bis Anfang 2006 relativ kohä- 
rent durchgesetzt (Sojo Garza-Aldape 2005) und NAFTA ist, aus der Perspek- 
tive dieser Strategie, fundamental: es sichert die mexikanischen Exporte im 
wichtigsten Exportmarkt, den USA, und damit den Motor des neuen Akku- 
mulationsmodells. Ohne NAFTA könnte Mexikos Liberalisierungsstrategie 
durch protektionistische Szenarien - wie sie in den USA von Ross Perot und 
Patrick J. Buchanan in die Diskussion gebracht wurden - ständig in Frage ge- 
stellt werden. 


EOl in der Volksrepublik China 


Die Unterschiede in der Wirtschaftspolitik der Volksrepublik China, aber 
auch im historischen, politischen und ideologischen Kontext, könnten, vergli- 
chen mit Mexiko und Lateinamerika, kaum größer sein. Ohne den Anspruch 
zu erheben, das chinesische Akkumulationsmodell vollständig zu analysieren, 
lassen sich die wichtigsten Prioritäten in Chinas Entwicklungsstrategie, welche 
die Differenzen mit Mexiko und Lateinamerika verdeutlichen, folgendermaßen 
zusammenfassen (Chow 2002; Dussel Peters 2005a, 2005b; Nolan 2004; 
OECD 2002, 2005; Yıfu Lin et. al 2003). 

a) Bis heute spielt die Landwirtschaft eine entscheidende Rolle im politischen 
Diskurs, jedoch auch im öffentlichen Haushalt und in der Wirtschaftspolitik. 
Im Gegensatz zum größten Teil Lateinamerikas und Mexikos - wo seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts dieser Sektor als per se peripher und unterentwickelt gilt 
- hat die Landwirtschaft ein wesentliches politisches und wirtschaftliches Ge- 
wicht. Mehr als 60% der chinesischen Bevölkerung lebt außerhalb der Städte 
und dramatische Hungersnöte im 20. Jahrhundert haben die Bedeutung dieses 
Sektors unterstrichen. Seit Anfang des Reformprozesses Ende der 70er Jahren 
haben erfolgreiche Reformen in der Landwirtschaft die Einführung von weite- 
ren Reformen in anderen Bereichen möglich gemacht. Die Transformation der 
Eigentumsverhältnisse in der Landwirtschaft (und die vielfältigen Eigentums- 
formen, die sich dabei herausbildeten) haben China seit Anfang der 80er Jahre 
und bis heute geprägt. 

b) Eine pragmatische und langfristige Vision der sozioökonomischen Entwick- 
lung, die mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Instrumenten, Ressourcen 
und Koordinationsformen sowohl auf der lokalen wie der zentralen Ebene der 
öffentlichen Institutionen einher geht, ist die Grundlage der chinesischen „so- 
zialistischen Marktwirtschaft“. Im Gegensatz zum größten Teil Lateinamerikas, 
und insbesondere Mexikos - in denen die Liberalisierungsstrategie und struk- 
turelle Anpassungsprogramme der Weltbank und des Internationalen Wäh- 
rungsfonds entscheidend für schnelle und tiefgreifende Privatisierungsprozesse 
waren - hat China Reformen über „transitionelle Institutionen“ implementiert 
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(Qian 2003). D.h. es wurden über einen langfristigen Prozess Anreize geschaf- 
fen, so dass sich staatliche Unternehmen, Kooperativen, private und ausländi- 
sche Eigentümer langfristig an den Reformprozess anpassen konnten. Nach 
dem letzten Wirtschaftszensus von 2004 waren im privaten Sektor ca. 30% der 
in Industrie und Dienstleistungen Erwerbstätigen beschäftigt und erwirtschaf- 
teten dort zwischen 30% und 40% des BIP. Die Zentralregierung hat zwar ıh- 
ren Anteil an der Wirtschaft seit den 80er Jahren reduziert, es haben sich je- 
doch eine Vielzahl von neuen „gemischten“ Eigentumsformen entwickelt, in 
denen der öffentliche Sektor (auch auf der Ebene von Städten oder Provinzen) 
- eine wesentliche Rolle spielt.’ 

c) Bis heute hat die Zentralregierung einen entscheidenden Einfluss auf eine 
große Zahl von Firmen und industriellen Sektoren. Im Gegensatz zur „hori- 
zontalen Politik“ in Lateinamerika und Mexiko - in denen Regionen, Unter- 
nehmen, Haushalte und Branche zunehmend gleich behandelt werden, um 
mit der ISI verbundene Preisverzerrungen zu beseitigen - vergibt in China bis 
heute die Regierung preferentielle Kredite, schränkt Kapitalflüsse ein, legt den 
Wechselkurs fest und wendet differenzierte Zoll- und Steuersätze an, erleichtert 
über Infrastrukturmaßnahmen und direkte Verhandlungen den Handel be- 
stimmter chinesischer Firmen und Produkte (OECD 2005; Perkins 2001). Der 
massive Einfluss der Zentralregierung erfolgt insbesondere über die Zentral- 
bank und das staatliche Bankensystem, über Landwirtschafts-, Industrie- und 
Strukturpolitik und vor allem über die Kontrolle der Arbeitskraft (Dussel Pe- 
ters 2005a und b). D.h. die Zentralregierung und die Kommunistische Partei 
hat bis heute ein entscheidende wirtschaftliche Bedeutung, die entweder über 
staatseigene Unternehmen und direktes Eigentum oder über Anreizsysteme 
und bestimmte Politiken auf den verschiedenen Ebenen vermittelt ist. 

d) Seit den 80er Jahren hat die chinesische Wirtschaft wichtige strukturelle 
Entwicklungen durchgemacht hat: Während bis in die 70er Jahre hinein die 
Schwer- und die Bauindustrie eine entscheidende Rolle spielten, haben in den 
80er Jahren die Textil- und Bekleidungsindustrie, aber auch andere Branchen 
wie Möbelherstellung und die chemische Industrie einen wichtigen Teil der 
Wachstumsdynamik getragen. Seither gewann die Elektronik- und Automobil- 
industrie zunehmend an Bedeutung vor allem auch im Handel Chinas. Wäh- 
rend in den 80er Jahren die Staatsunternehmen noch den größten Teil des BIP 
und der Exporte produzierten, ist seit Ende der 90er Jahre der Einfluss von 
privaten und ausländischen Unternehmen immens gewachsen, wodurch die 
Kontroll- und Einflussmöglichkeiten der chinesischen Regierung beträchtlich 
gesunken sind. 


3 Die Debatte über Eigentumsformen (von der Sozialısierung bis zur radikalen Privatisierung) 
ist heutzutage nicht nur in China und Lateinamerika wichtig. Vgl. zu dieser Debatte (Duch- 
row/Hinkelammert 2003). 


118 Enrique Dussel Peters 


e) Einer der eklatantesten wirtschaftspolitischen Unterschiede zwischen China 
und Mexiko und Lateinamerika ist im makroökonomischen Bereich zu fin- 
den. Zusätzlich zur langfristig angelegten Landwirtschafts-, Technologie- und 
regionalen Strukturpolitik, hat China seit den 80er Jahren stark auf massive 
Finanzierungsmöglichkeiten der Unternehmen und auf die Währungspolitik 
gesetzt. Der feste Wechselkurs hat es China seit Mitte der 90er Jahre bis heute 
ermöglicht, trotz der massiven Kritik der USA, der EU und des IWF, seine 
Währung systematisch unterzubewerten (nach einigen Quellen bis zu 30%) 
und damit die Exporte zu fördern. Andererseits beträgt die Binnenfinanzie- 
rung des privaten Sektors in China ca. 150% des BIP, im Gegensatz zu 26% 
in Lateinamerika und 19% in Mexiko im Jahre 2003 (World Bank 2005). Da- 
mit haben die privaten Firmen einen wesentlichen Nutzen aus dem öffentli- 
chen Bankensystem und den seit den 80er Jahren eingeführten Reformen ge- 
zogen, während die meisten Unternehmen in Lateinamerika strukturell unter- 
kapitalisiert sind und hohe Zinssätze zahlen müssen. 

f) Der 2002 erfolgte Beitritt zur Welthandelsorganisation hat für China eine 
vergleichbare Rolle gespielt wie der Beitritt Mexikos zur NAFTA: er ermög- 
lichte chinesische Exporte ohne ständig von bilateralen Verhandlungen ab- 
hängig zu sein. Mit dem Beitritt zur WTO geht China jedoch ein großes Risi- 
ko ein. Man verspricht sich große Vorteile von der Spezialisierung auf Indu- 
striewaren und ihren Export, und nimmt dafür die Liberalisierung in der Land- 
wirtschaft und ım Dienstleistungssektor in Kauf. Es ist vorauszusehen, dass 
diese Sektoren infolge der internationalen Konkurrenz massiv Arbeitskräfte 
freisetzen werden, womit sich die chinesischen Erwartungen an die Exporte 
der verarbeitenden Industrie noch erhöhen werden. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in beiden Ländern - Mexiko und 
China - die EOI eine wesentliche Rolle spielt, obwohl sie Ausdruck von ganz 
verschiedenen Entwicklungsstrategien ist. Während Mexiko - und der größte 
Teil Lateinamerikas - eine Integration in den Weltmarkt über „horizontale“ 
Politiken geschaffen haben, hat sich China seit über 25 Jahren massiv und ge- 
zielt auf die Weltmarktintegration vorbereitet. Während Mexiko über die 
NAFTA den US-Markt sichern wollte, hat China über die WTO ihre EOI 
multilateral abgesichert. EOI und billige Arbeitskräfte spielen in beiden Ak- 
kumulationsmodelle eine zentrale Rolle. 


2. China und Mexiko: Allgemeine Entwicklungsfaktoren und 
ihre Konkurrenz auf dem Weltmarkt 


Die bislang geführten Debatten über die Auswirkungen von Chinas wirtschaft- 
licher Entwicklung auf die Ökonomie Mexikos sind recht unsystematisch. Ei- 
nerseits wird China hauptsächlich als „Bedrohung“ angesehen, insbesondere 
wenn Chinas schnelle Weltmarktintegration und seine Exporte in die USA be- 
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trachtet werden. Andererseits werden angesichts der riesigen chinesischen 
Nachfrage auch enorme Möglichkeiten für Mexikos Wirtschaft gesehen, d.h. 
Mexiko könnte ein wichtiger Anbieter der „global factory“ werden. 

Bislang gibt es aber kaum systematische und empirische Analysen dazu, meistens 
beschäftigt man sich mit Fallbeispielen zu bestimmten Produkten oder Firmen, 
die dann auf ganz Lateinamerika oder einzelne Länder und Regionen verallge- 
meinert werden (CEPAL 2005; TADB 2005). Bisher hat keine dieser Studien - 
weder für Mexiko noch für Lateinamerika - das bilaterale Verhältnis nach Sekto- 
ren untersucht, um etwa die Unterschiede für einzelne Branchen und Regionen, 
die Auswirkungen auf die jeweiligen Arbeitsbedingungen und Firmen oder auf 
den Energieverbrauch und die Umweltbedingungen heraus zu arbeiten. Daher 
beginnt dieser Teil mit einer Diskussion von etwas allgemeineren Faktoren und 
behandelt daran anschließend das Verhältnis zwischen Mexiko und China. 


Die allgemeine Faktoren 


Chinas schnelle Integration in den Weltmarkt ist seit den 90er Jahren von er- 
heblicher Bedeutung und modifiziert wesentliche Bestandteile der „Nord- 
Nord“, „Süd-Nord“ und „Süd-Süd“-Verhältnisse. Obwohl die Dynamik Chinas 
seit Anfang der Reformen mit der Entwicklung anderer asiatischer Länder in 
den 60er und 70er Jahren durchaus zu vergleichen ist - z.B. das schnelle 
Wachstum der Wirtschaft und der Exporte in Ländern wie Taiwan, Korea und 
Japan - macht bereits die Größe der chinesischen Wirtschaft die Entwicklung 
Chinas zu einem Novum im 20. und 21. Jahrhundert. China ist heute schon 
die viertgrößte Wirtschaft und wird möglicherweise in den nächsten drei Jahr- 
zehnten das weltgrößte BIP haben. Seit 2001 erhält China die meisten Aus- 
landsinvestitionen, in weniger als fünf Jahren wird China der weltweit größte 
Exporteur sein. Schon jetzt hat China mit 1,3 Mrd. Menschen die größte Be- 
völkerung der Welt. Aus dieser Perspektive ist die chinesische Entwicklung seit 
den 80er Jahren historisch einzigartig und sie wird nicht nur Mexiko beein- 
flussen, sondern die globalen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse insge- 
samt. Während man früher fragte „welches sind die Auswirkungen der Welt- 
marktintegration für Land X?“ ist die Frage heute, ob der Weltmarkt die Inte- 
gration Chinas kurz-, mittel- und langfristig verkraften kann. Dramatische 
Preisverschiebungen in kürzester Zeit - sowohl bei Fertigwaren (Bekleidung, 
Industriegüter) als auch bei Rohstoffen und Energie - scheinen zu belegen, 
dass die Dynamik der chinesischen Wirtschaft global nicht nachhaltig ist, ob- 
wohl der Energieverbrauch pro Einwohner immer noch um ein Vielfaches ge- 
ringer ist als in den USA, in der EU und in Lateinamerika. Ein großer Teil der 
existierenden globalen Institutionen - insbesondere die WTO, aber auch der 
IWF und die Weltbank - scheinen bisher auf die chinesische Entwicklung und 
die damit verbundenen neuen Themen nicht vorbereitet zu sein. 
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Betrachtet man die wirtschaftliche Entwicklung Chinas, dann ist nicht nur der 
überaus starke Anstieg des BIP pro Kopf (sowohl im Vergleich mit den Län- 
dern Lateinamerikas als auch im globalen Vergleich) wichtig - sondern auch 
die schnellen Veränderungen in der Produktions- und Handelsstruktur: In nur 
zwei Jahrzehnten hat sich China von einem Rohstoff- und Erdölexporteur zu 
einem der größten Exporteure von Industriegütern entwickelt, wobei techno- 
logieintensive Produkte aus der Elektronik- und Automobilindustrie stark zu- 
nehmen. Dieser schnelle Aufstieg in der Wertschöpfungskette, der mit einer 
schnell wachsenden Gruppe von chinesischen Transnationalen Unternehmen 
verbunden ist, die bislang noch kaum wahrgenommen worden sind, deutet 
darauf hin, dass sich die chinesische Entwicklungsstrategie und die damit ein- 
her gehenden Exporte nicht nur auf arbeitskraftintensive, sondern auch massiv 
auf technologie- und kapitalintensive Produkte stützt, was erhebliche Auswir- 
kungen auf die jeweiligen globalen Märkte haben wird. 

Aus vergleichender Sicht sind schließlich noch einige Merkmale der Ökono- 
mien Chinas und Mexikos hervorzuheben. Sowohl in China als auch in Me- 
xiko haben in den letzten Jahrzehnten ausländische Direktinvestitionen (ADI) 
und Exporte eine wichtige Rolle gespielt. Ostasien und insbesondere China 
sind jedoch bei weitem die wichtigsten Zielländer für ADI. Zwischen 1996 
und 2004 flossen 55,5 % bzw. 45,4% der ADI, die in Entwicklungsländer 
gingen, dorthin, während der Anteil Mexikos und Lateinamerikas ständig ge- 
fallen ist (WB 2005). Die zunehmende Rolle der Exporte in beiden Wirtschaf- 
ten spiegelt sich auch im Anteil der Exporte am BIP wider. Zwischen 1990 
und 2003 stieg dieser Anteil in China von 17,5 % auf 33 %, in Mexiko von 
18,6 % auf 28,4 %. Chinas globaler Anteil an den Exporten ist jedoch erheb- 
lich höher als der von Mexiko, er hat sich zwischen 1990 und 2003 mehr als 
verdreifacht: 2003 machten die Exporte der Volksrepublik China und von 
Hongkong zusammen fast 9 % der weltweiten Exporte aus (IMF 2005). 

In Mexiko und in China ist die Schaffung von formellen Arbeitsplätzen viel- 
leicht die wichtigste sozioökonomische Herausforderung: aufgrund des starken 
Wachstums der Bevölkerung und der Verdrängung der Arbeitskräfte aus der 
Landwirtschaft - in China und Mexiko macht die ländliche Bevölkerung noch 
60% bzw. 25% der Gesamtbevölkerung aus - müssten jährlich 10-13 Millio- 
nen bzw. 1,2 Millionen formelle Arbeitsplätze geschaffen werden. In beiden 
Ländern wurde aber nur ein geringer Teil dieser Arbeitsplätze geschaffen: zwi- 
schen 1991 und 2003 mussten daher in Mexiko knapp 70 % dieser 1,2 Milli- 
onen Menschen, die jährlich auf den Arbeitsmarkt strömen, ihren Arbeitsplatz 
im informellen Sektor finden (Dussel Peters 2004; NBSC 2005). 

In beiden Ländern haben seit ihren jeweiligen Reformprozessen tiefgreifende 
Polarisierungen stattgefunden: nur ein geringer Teil der Haushalte, Firmen, 
Branchen und Regionen konnten sich bislang in die exportorientierten Berei- 
che integrieren (Dussel Peters 2000; Nolan 2004; Qian 2003). Ein wichtiger 
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Unterschied ist jedoch, dass das BIP pro Kopf in China zwischen 1980 und 
2003 jährlich um 8,2 %, während es in Mexiko und Lateinamerika dagegen 
nur um 0,5 % und 0,2 % gewachsen ist (WB 2005). Während in China die 
Ungleichheit, aber auch die absoluten Einkommen zugenommen haben, hat 
sich in Lateinamerika, bei fast gleichbleibenden Einkommen, lediglich die 
Ungleichheit verschärft. 

In beiden Ländern hat die EOI den Energiekonsum und den CO> Ausstoß 
wesentlich erhöht (WB 2005). Der Energiekonsum pro Kopf (gemessen in kg 
Öl pro Kopf) ist in China zwischen 1970 und 2002 um 106 % gewachsen, 
während er in Lateinamerika und Mexiko relativ konstant geblieben ist. Auch 
beim CO7> Ausstoß pro Kopf hat China enorme Zuwächse: von 1,04 Tonnen 
1971 auf 2,21 Tonnen im Jahr 2000. Trotz dieser Trends weisen beide Länder 
noch einen Energiekonsum auf, der weit unter dem der OECD-Länder liegt: 
2002 betrug der Energiekonsum pro Kopf ın China und Mexiko noch 17,7 % 
bzw. 28,8 % des Verbrauchs der OECD Länder. 


Das bilaterale Handelsverhältnis und der Handel mit den USA 


Tabelle 1 zeigt die Entwicklung von Chinas Außenhandel und die Bedeutung, 
die Lateinamerika dabei hat. Einerseits wird deutlich, dass China einen außer- 
ordentlich hohen Integrationsgrad mit den anderen asiatischen Ökonomien 
hat: 2004 gingen 46.4 % der Exporte nach Asien und 51 % der Importe ka- 
men von dort. Die USA - und zunehmend auch die EU - haben für China 
einen wichtigen Stellenwert als die Exportmärkte, auf denen sie hohe Über- 
schüsse erzielen, womit sie das Handelsbilanzdefizit mit den asiatischen Län- 
dern, insbesondere mit Japan und Taiwan, finanzieren können. Aus chinesi- 
scher Sicht sind die lateinamerikanischen Märkte zwar sehr dynamisch, für 
den gesamten Handel Chinas haben sie aber nur ein geringes Gewicht: 2004 
stammten 3 % der Exporte und 2.75 % der Importe aus dieser Region. Der 
Handelsbilanzüberschuss mit Mexiko betrug 2004 2.9 Mrd. US-Dollar, was 
jedoch für den gesamten Außenhandel Chinas keine große Bedeutung hat. 

Aus mexikanischer Perspektive stellt sich der bilaterale Handel jedoch wesent- 
lich anders dar.’ Seit 2003 ist China der zweitgrößte Handelspartner Mexikos. 
Obwohl Mexikos Exporte nach China im Durchschnitt jährlich um 32.8 % 
wuchsen, betrug 2004 das Verhältnis von Importen zu Exporten 31:1. Mexiko 
exportierte im Wert von 474 Mill. US-Dollar und importierte im Wert von fast 
15 Mrd. US-Dollar aus China. Die USA sind für Mexiko der bei weitem wich- 


4 Die chinesischen Statistiken zeigen bei einer Gruppe von Ländern, inklusive Mexiko, große 
Unterschiede zu anderen Informationsquellen. Nach mexikanischen Statistiken betrugen 
2004 die Exporte nach China 474 Millionen US-Dollar, während China Importe im Wert 
von 2.1. Mrd. US-Dollar angibt. Derartige Differenzen - auch gegenüber IWF- und Welt- 
bankquellen - werden aber kaum diskutiert (Dussel Peters 2005c). 


122 Enrique Dussel Peters 


Tabelle 1: Chinas Handel mit ausgewählten Ländern 


Exporte Importe Handelsbilanzüber- 
schuss (in Mrd. US $) 
Prozent des jährl. Prozent des jährl. 
Gesamt- Wachs- Gesamt- Wachs- 
Exports tumsrate Exports tumsrate 
1995 2004 1995 2004 1995 2004 

USA 16.6 21.0 197 122 10.7 11.9 8.6 80.3 

Hongkong 24.1 17.0 12.1 6.5 3.8 3.5 27.3 89.3 

Japan 19.1 12.3 11.1 219 17.5 13.9 -545 -20.7 

Korea 4.5 4.6 17.1 77 9.6 22.1 3.6 -34.4 

Deutschld. 3.8 4.0 17.2 6.0 5.6 15.8 -2.4 -6.4 

Taiwan 2.0 2,2 17.8 11.1 11.2 17.8 -11.7° -51.2 

Lateinam. 

u. Karibik 21 3.0 21.5 22 2.7 24.7 0.175  -3.5 
Mexiko 0.1 0.8 43.3 0.1 0.3 30.4 0 2.8 
Argent. 0.1 0.1 13.4 0.2 0.5 27.3 -0.097  -2.4 
Brasil. 0.5 0.6 19.1 0.9 0.9 24.2 -0.47 5 


Quelle: eigene Berechnungen aufgrund von CCS (2005) 


tigste Handelspartner. Fast 90 % der Exporte gehen dorthin, aber nur 55 % 
der Importe kommen von dort. Die massiven Importe aus China weisen auch 
darauf hin, dass Mexiko das höchste Niveau der Integration in der NAFTA 
wohl im Jahre 2000 erreicht hatte, seitdem nehmen die Importe aus Asien - 
insbesondere China, Japan und Korea - sehr stark zu. 

57% der mexikanischen Exporte nach China sind Automobilteile, der Rest 
besteht hauptsächlich aus Rohstoffen. Dagegen exportiert China nach Mexiko 
hauptsächlich Industriewaren: Elektronik- und Automobilteile machen 69 % 
der mexikanischen Importe aus China aus. 

Die beschriebenen Tendenzen des mexikanischen Außenhandels mit China 
betreffen jedoch nur den legalen Handel. Die Verdrängung mexikanischer 
Produkte durch chinesische Waren wird im allgemeinen unterschätzt: in be- 
stimmten Branchen wie etwa in der Bekleidungsindustrie, wo der Anteil der il- 
legalen Importe (hauptsächlich aus China, vgl. Canaintex 2005) ca. 60 % des 
nationalen Konsums beträgt, oder der Elektronikindustrie’ haben die Importe 
aus China massiv nationale Produktion und Beschäftigung verdrängt. 

Dieser Verdrängungsmechanismus wird insbesondere in Mexikos wichtigstem 
Exportmarkt, den USA, deutlich. Während China und Mexiko zwischen 1990 


5  Jalisco, das mexikanische „Sillicon Valley“, hat nach Aussage von Firmen zwischen 2001 und 
2003 über 20.000 Arbeitsplätze und ca. 500 Mill. US-Dollar an Auslandsinvestitionen an Asien, 
hauptsächlich an China, verloren (Dussel Peters 2005). 
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und 2004 die dynamischsten Exporteure auf diesem Markt waren - mit jährli- 
chen Wachstumsraten von durchschnittlich 12.6 % bzw. 20.1 % - zeigt die 
Phase nach 2000, dass Mexiko im Wettbewerb mit China massiv verloren hat: 
während Chinas Anteil an den US-Importen von 8.26 % auf 13.44 % gestie- 
gen ist, fiel der mexikanische Anteil von 11.18 % auf 10.61 %. Detaillierte 
Analysen (vgl. Dussel Peters 2005a) machen deutlich, dass die Exporte von 
Mexiko und China in die USA sehr ähnlich sind: beide Länder spezialisieren 
sich zunehmend auf Waren aus den Bereichen Elektronik und Automobilteile. 
Mit Ausnahme der mexikanischen Erdölexporte weisen beide Länder bei ihren 
Exporten in die USA große Ähnlichkeiten auf. 

Es wäre sicher zu vereinfachend, die Krise der verarbeitenden Industrie Mexi- 
kos nur mit der Exportoffensive Chinas zu erklären: seit dem Jahr 2000 hat sie 
16 % ihrer Arbeitsplätze verloren, und in bestimmten Branchen wie der Be- 
kleidungsindustrie sogar mehr als 35 %. Das Fehlen einer Entwicklungsstrate- 
gie seit Ende der 80er Jahren, sowie geringe Investitionen von Seiten des priva- 
ten wie des öffentlichen Sektors sind ebenfalls wichtig. Die strukturelle Über- 
bewertung der Währung und fehlende Kredite von transnationalen Banken in 
Mexiko spielen auch eine bedeutende Rolle. Besonders besorgniserregend ist 
jedoch, und dies gilt insbesondere für China, dass einige Länder durchaus in 
der Lage sind, andere im Weltmarkt zu verdrängen. Mexiko ist jedenfalls im 
Moment gegenüber China und anderen asiatischen Ländern weder im Bin- 
nenmarkt noch auf dem wichtigen US-Markt wettbewerbsfähig. 


3. Schlussfolgerungen 


Für viele Beobachter ist China heute ein absolutes Rätsel und es ist bisher 
auch weder theoretisch noch empirisch ausreichend analysiert worden: Wie 
lässt sich ein Hemd mit guter Qualität in der Nanjing Road - der wichtigsten 
Hauptstrasse Shanghais - für weniger als drei US-Dollar legal verkaufen? Die- 
ses Beispiel mag zwar allzu simpel klingen, es ist bis heute jedoch nicht gelöst. 
Für viele sind die niedrigen Warenpreise einfach das Resultat von Subventio- 
nen und billiger Arbeitskraft. Massenproduktion und dass sich der größte Teil 
der Wertschöpfungskette im Inland befindet, spielen sicherlich eine Rolle. Ei- 
ne langfristige Entwicklungspolitik, die die heutige industrielle Organisation 
ermöglicht hat, die Unterbewertung der Währung und eine spezifische Tech- 
nologiepolitik sind sicherlich auch wichtig. Und trotzdem: die chinesischen 
Verkaufspreise liegen oft sogar unter den Herstellungskosten der meisten Län- 
der, mit denen China im Wettbewerb steht. Diese erheblichen Preisunter- 
schiede sind bis heute nicht ausreichend analysiert worden. Sie ermöglichen 
das schnelle Wachstum der chinesischen Marktanteile, und bringen auch die 
Kritik anderer Länder und Marktteilnehmer in spezifischen Branchen hervor. 

Aus der Perspektive der heutigen Theorie der Exportorientierten Entwicklung 
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(EOI) ist China auch nicht zu verstehen. Aus dieser Perspektive ist China ein 
unterentwickeltes Land mit schlechter Politik und einem übermächtigen Staat, 
der nicht genügend Raum für die Privatwirtschaft zulässt: Die Eigentumsver- 
hältnisse sind sehr undurchsichtig, der Staat steuert - entweder über direkte 
politische Maßnahmen, über Anreize oder über das Staatseigentum - die 
Wirtschaftsentwicklung in wichtigen Sektoren und interveniert massiv in allen 
möglichen Märkten: vom Geld- und Kreditmarkt bis zum Arbeits- , Kapital- 
und Währungsmarkt. Wie ist es also möglich, dass sich die Volksrepublik 
China in den letzten zwei Jahrzehnten sozioökonomisch soviel besser entwi- 
ckelt hat als Lateinamerika? 

Diese Frage birgt für einen großen Teil der Befürworter der EOI-Politik unlös- 
bare Probleme: Wie können Institutionen wie die Weltbank, der IWF oder die 
Interamerikanische Entwicklungsbank (IADB) verständlich machen, dass Chi- 
na mit diesen erheblichen und strukturellen Preisverzerrungen positive Resul- 
tate im Vergleich mit Lateinamerika und Mexiko realisiert hat, die doch in 
den meisten Bereichen eine massiv „marktfreundliche“ Politik betrieben haben 
und der EOI folgten? Ist es vielleicht möglich, dass die ganzen „Strukturan- 
passungsprogramme“ und andere seit den 80er Jahren implementierten Politi- 
ken falsch waren, oder zumindest keine empirische und wissenschaftliche Legi- 
timation hatten? China ist aus dieser Perspektive ein Rätsel für jene Institutio- 
nen und einen großen Teil der Entwicklungstheorie. Sind diese Institutionen 
und Autoren - nach mehreren Jahrzehnten marktfreundlicher Vorschläge - in 
der Lage selbstkritisch ihre eigene Geschichte zu analysieren? Bisher ist dies in 
Lateinamerika nicht geschehen. 

Chinas Entwicklungsstrategie und ihre Resultate stellen die seit den 80er Jah- 
ren eingeführte EOI grundsätzlich in Frage. Es ist zwar richtig, dass auch Chi- 
na einer EOl-Strategie folgt, doch gibt es wesentliche Unterschiede zu den in 
Lateinamerika und insbesondere in Mexiko praktizierten Modellen: China stützt 
sich nicht auf marktkonforme und horizontale Politiken, sondern im Gegen- 
teil, es wird vielmehr auf langfristig gesteuerte Entwicklungsprozesse gesetzt, 
die auch den privaten Sektor und transnationale Unternehmen einbeziehen. 
Für den größten Teil Lateinamerikas - Unternehmer, Politiker, Gewerkschafter 
und Akademiker - ist die Entwicklung Chinas nicht verständlich. Betont wer- 
den vor allem die kritischen Elemente wie die Nicht-Einhaltung der Men- 
schenrechte, die Existenz eines autoritären Staates und die Ausbeutung der 
billigen Arbeitskraft. Auch zeigt sich in Lateinamerika und Mexiko ein zu- 
nehmender Rassismus gegenüber Chinesen, insbesondere in Unternehmerkrei- 
sen, die gleichzeitig das Positive eines autoritären Regimes hervorheben. 

Die chinesische Entwicklung kann aber auch pragmatisch verstanden werden: 
ein Land mit einem BIP pro Kopf, das nur 3 % von dem der OECD-Länder 
und 28 % von dem der lateinamerikanische Länder ausmacht, versucht sich 
unter den heutigen Bedingungen des kapitalistischen Weltmarkts zu entwi- 
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ckeln. Damit stellt die sozioökonomische Entwicklung Chinas nicht nur die 
EOI, sondern auch die Rationalität der heutigen Akkumulation auf dem 
Weltmarkt in Frage: China versucht nichts anderes als das, was andere OECD- 
und Entwicklungsländer seit Jahrhunderten gemacht haben. Die Dynamik und 
die Größe Chinas scheinen aber den Globalisierungsprozess und die Welt- 
marktintegration in Frage zu stellen. Chinas Entwicklung ist aus einer globa- 
len Perspektive nicht nur nicht nachhaltig - mittelfristig ist das Angebot an 
Rohstoffen und insbesondere an fossilen Energieträgern nicht gewährleistet -, 
diese Entwicklung scheint auch in kürzester Zeit andere Länder wettbewerbs- 
unfähig zu machen. In der heutigen Debatte wird häufig zu vereinfachend ar- 
gumentiert, dass Chinas Entwicklung insbesondere Mexiko und Mittelamerika 
verdrängen würde, während südamerikanische Länder Vorteile aus dieser Ent- 
wicklung ziehen könnten. Diese Analyse ist jedoch nur sehr kurzfristig orien- 
tiert und ihr mangelt es an einem tieferen Verständnis der chinesischen Dy- 
namik. China ist weder ein Entwicklungsland noch ein OECD-Land. Durch 
seine Spezialisierung verdrängt es auf dem Weltmarkt massiv und innerhalb 
kürzester Zeit nicht nur Anbieter arbeitskraftintensiver Produkte, sondern 
auch Anbieter technologie- und kapitalintensiver Produkte. Chinas Integration 
in den Weltmarkt wird nicht nur Länder wie Mexiko kurzfristig beeinträchti- 
gen (ebenso wie andere Länder, die eine primitive EOI-Politik verfolgt haben), 
sondern auch OECD-Länder wie z.B. die USA oder die EU. 

Dabei verläuft Chinas sozioökonomische Entwicklung keineswegs harmo- 
nisch: die zunehmende gesellschaftliche Polarisierung, große klimatische und 
ökologische, aber auch territoriale, soziale und wirtschaftliche Spannungen 
sind mittel- und langfristige ernste Probleme. Unter diesen Umständen ver- 
sucht China das beste aus dem jetzigen globalen Status quo zu machen. Die 
WTO-Beitrittsbedingungen waren für kein anderes Land so hart wie für China, 
insbesondere in den Bereichen Landwirtschaft und Dienstleistungen. Daher 
muss sich China massiv in der verarbeitenden Industrie durchsetzen. Dabei 
sind die globalen Konsequenzen aus einer nationalen Perspektive zweitrangig. 
China stellt für den heutigen kapitalistischen Weltmarkt und die globale 
Nachhaltigkeit ein anscheinend unlösbares Problem dar: Welches Land - die 
USA, die EU oder Mexiko - kann China verbieten am Reichtum der Natio- 
nen teilzunehmen? Und doch ist Chinas Akkumulationsmodell - aufgrund 
seiner Dynamik und Größe - nicht nachhaltig, weder ökologisch noch sozial 
noch wirtschaftlich. Wie soll es weiter gehen? 
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Ingo Malcher 


Private Regulierung der Weltwirtschaft 


1. Zwangselemente der Hegemonie 


Neben suprastaatlichen Institutionen wie der Weltbank und dem Internationa- 
len Währungsfonds sind in den 1990er Jahren im Zuge der Finanzmarktlibera- 
lisierung weitere Einrichtungen und Mechanismen immer wichtiger geworden, 
welche die internationalen Finanzströme regulieren. Es sind dies die Rating- 
Agenturen zur Bemessung des Kreditrisikos und der von der Investmentbank 
J. P. Morgan Chase ermittelte Emerging Market Bond Index (EMBI+), aber 
auch Rückversicherungen, bei denen Konzerne, Importeure oder Exporteure 
sich gegen politische Risiken, Währungsschwanken oder Zahlungsausfall des 
Kunden versichern können. Bei allen diesen Einrichtungen handelt es sich um 
private Regulierungsinstrumente der Weltwirtschaft, die fernab jeglicher staat- 
licher oder suprastaatlicher Kontrolle liegen. Ihre Wirkungsmacht wird in den 
Sozialwissenschaften bislang zu wenig beachtet. Sie haben jedoch starken Ein- 
fluss auf die Ausrichtung der Wirtschafts-, Finanz- oder Sozialpolitik vor allem 
von Schwellenländern. Für viele Länder Lateinamerikas spielen die Rating- 
Agenturen und andere Finanzmarktinstrumente eine wichtige Rolle, denn die- 
se Länder sind hoch verschuldet und müssen ihre Defizite finanzieren. 

Wenn Hegemonie immer eine Mischung aus Konsens und Zwang darstellt, so 
können diese Art der Finanzmarktinstrumente als Zwangselemente der neoli- 
beralen Hegemonie gewertet werden.' Die privaten internationalen Regulati- 


1  Gramsci betonte, dasss Hegemonie immer eine Mischung aus Konsens und Zwang darstellt. 
Sie ist die gesellschaftliche Herrschaft und politische Führung einer Klasse. Je mehr diese 
Zustimmung in Unterstützung übergeht (und umso weniger Gewalt nötig ist), umso stärker 
ist die Hegemonie. Diese Unterstützung kann durch Zugeständnisse an die beherrschten 
Klassen hergestellt werden (vgl.: Gramsci 1991-2002 Bd. 8, S. 1947ff.). Robert Cox (1998: 83) 
definiert Hegemonie auf internationaler Ebene als „eine Ordnung innerhalb der Weltwirt- 
schaft mit einer dominanten Produktionsweise, die alle Länder durchdringt und sich mit an- 
deren untergeordneten Produktionsweisen verbindet“. Sie ist auch „ein Komplex internatio- 
naler sozialer Beziehungen, der die sozialen Klassen der verschiedenen Länder miteinander 
verbindet.“ In Lateinamerika lässt sich, unter dem Stichwort „Washington Consensus“ (vgl. 
Williamson 2002: 1), in den 1990er Jahren eine solche dominante Produktionsweise feststel- 
len. In ihr wird das Prinzip der Wettbewerbsfähigkeit der Staaten und die Währungsstabilität 
zum obersten Primat, der Staat hat die Gesellschaften derart umzugestalten, dass sie in der 
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onsinstanzen sind ein zentrales Element für die Stärkung und Ausbreitung der 
neoliberalen Hegemonie. Sie festigen diese und gewährleisten fast schon auto- 
matisch das Fortwirken der hegemonialen Mechanismen, da sie marktimma- 
nent funktionieren und keiner Kontrolle unterliegen. Ihre Existenz und ihr 
Wirken wird demnach auch selten kritisiert oder gar ihre Existenzberechtigung 
oder ihre Funktionsweise in Frage gestellt. Zentral für die Existenz der neoli- 
beralen Hegemonie sind diese Mechanismen deshalb, weil sie auch dann zur 
Aufrechterhaltung der Hegemonie beitragen, wenn diese in die Krise geraten 
ist. 

Während Institutionen wie die Welthandelsorganisation (WTO), der IWF oder 
die Weltbank das neoliberale Modell durch Abmachungen und Verträge insti- 
tutionalisieren, stellen die Finanzmarktinstrumente eine private Form der In- 
stitutionalisierung dar. Sie gehen damit einen Schritt weiter in der Festigung 
der neoliberalen Hegemonie. Denn IWF und Weltbank unterliegen immerhin 
noch der Kontrolle von Regierungen. Die Rating-Agenturen hingegen sind 
private Schiedsrichter im Schein der Neutralität, die die Interessen der Inves- 
toren vertreten. Der Präsident der deutschen Bundesanstalt für Finanzdienst- 
leistungen (BaFin), Jochen Sanio, bezeichnete Rating-Agenturen im Juni 2003 
als „größte unkontrollierte Machtstruktur im Weltfinanzsystem“.? 

In Südamerika kann seit der Jahrtausendwende eine Krise der neoliberalen 
Hegemonie konstatiert werden, doch in die Krise geraten ist vor allem der 
neoliberale Konsens. Die ökonomischen Mechanismen der neoliberalen He- 
gemonie sind weiterhin in Kraft und es ist für politisch relativ schwache 
Schwellenländer nicht möglich sie zu beseitigen. Deshalb sind die Spielräume 
der neuen Linksregierungen in Südamerika beschränkt. Mit Ausnahme Vene- 
zuelas sind alle Länder der Region extrem hoch verschuldet und über den 
Hebel der Staatsverschuldung funktionieren die Rating Agenturen zur Diszip- 
linierung jeglicher Regierungshandlung. Dies trifft nicht nur auf Lateinamerika 
zu, sondern auf Schwellenländer im Gesamten. „Die Rating-Agenturen sind für 
uns wichtiger als die Weltbank und der IWF“, sagte der botswanische Präsi- 
dent Festus Mogae (zit. nach Hillebrand 2001: 159). 

Zu untersuchen ist, wie die Mechanismen der privaten Regulierung funktio- 
nieren und wie sie Einfluss auf die volkswirtschaftlichen Ziele von meist 
hochverschuldeten Schwellenländern nehmen und wie diese dadurch in ihrem 
Handeln eingeschränkt werden. Die hier vorgetragene These lautet, dass durch 
die privaten Regulierungsinstanzen der Weltwirtschaft alternative Wege für Re- 
gierungen extrem erschwert, wenn nicht gar verhindert werden, was bei der Ana- 
lyse und Bewertung gerade der neuen Linksregierungen in Lateinamerika in Be- 


Weltmarktkonkurrenz bestehen können. Dies geschah über niedrige Steuern, niedrige Au- 
ßenzölle, Deregulierung, Flexibilisierung, Anti-Inflationspolitik. 
2  Zit. nach: manager-magazin.de, in: http;//www.manager-magazin.de/geld/artikel/0,2828,265077,00.html 
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tracht gezogen werden sollte. Im folgenden sollen zunächst die Rating-Agenturen 
und der Emerging-Market-Bond-Index (EMBI+) genauer untersucht werden, da 
dies die beiden zentralen Elemente der privaten Regulierung darstellen. 


2. Rating-Agenturen 


Mit dem Zusammenbruch des Systems fester Wechselkurse im Jahr 1973 wur- 
de der Grundstein für die Internationalisierung der Finanzmärkte gelegt. In 
zahlreichen Ländern und auf suprastaatlicher Ebene wurden seither die politi- 
schen Regeln und Vorschriften nicht nur für den Kapitalverkehr, sondern auch 
für den Warenverkehr und für Direktinvestitionen abgebaut.’ In diesem Rah- 
men ist spätestens seit den 1980er und 1990er Jahren eine verstärkte Deregu- 
lierung und Dynamisierung der Finanzmärkte zu beobachten. Altvater (2006: 
110) stellt hierzu fest: „An die Stelle von öffentlichem Recht und erzwingba- 
ren Standards tritt ‘weiches’ Recht in Form von Verhaltenskodices, freiwilligen 
Vereinbarungen und Governance-Regeln. Öffentliche Regulierung wird durch 
private ersetzt.“ In diesem Prozess spielen die Rating-Agenturen zur Bewertung 
des Kreditrisikos eine zentrale Rolle. Durch die Einstufung des Kreditrisikos 
eines Landes haben die Rating-Agenturen eine faktische Macht inne, da sich 
die Ergebnisse dieser Finstufungen sofort in höheren oder niedrigeren Zinssät- 
zen für die betroffenen Länder bemerkbar machen. Dadurch erhöht sich un- 
mittelbar der Druck auf die wirtschaftspolitischen Entscheidungen einer Re- 
gierung, da sich die Preise für Staatsanleihen auf den Schuldenmärkten sofort 
verändern und damit auch der Zinssatz für Neuemissionen und die Finanzie- 
rung des Haushaltes des betroffenen Staates. Sinclair (2006) weist zurecht dar- 
auf hin, dass der Unterschied zwischen einer Rating-Note zu einer anderen ei- 
nen Staat mehrere Millionen Dollar an Zinsen kosten kann, oder darüber ent- 
scheidet, ob der entsprechende Staat überhaupt Anleihen auflegen kann. Auch 
entsteht durch eine schlechtere oder bessere Einstufung ein Druck im Inland: 
Selbst hoch effizient arbeitende Firmen, die in einem schlecht benoteten Land 
tätig sind, bekommen schlechte Noten von den Rating-Agenturen ausgestellt, 
wegen ihres erhöhten Standortrisikos, was wiederum zu einer Verteuerung ih- 
rer Finanzierungskosten führt. Im Falle von privaten Unternehmen stellt Gib- 
son (2003: 249) zurecht fest: „Rating-Agencies have a considerably clout. By 
downgrading a company’s creditworthiness, an agency can not only increase 
the cost of its capital but also, in some cases, determine whether a troubled 
company survives or goes bust.“ 


3  Fülberth (2006: 266f.) sieht als kennzeichnendes Element des „neoliberalen Kapitalismus“, 
dass „nunmehr eine Revision der zunehmenden staatlichen Durchdringung der Wirtschaft 
und der nicht ausschließlich über den Markt erfolgenden Vergesellschaftung (der ‚Großen 
Transformation’), wie sie seit dem letzten Viertel des 19. Jahrhunderts hatte beobachtet wer- 
den können, durch Unternehmern und Regierungen angestrebt wurde“. 
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Für Staaten hingegen sind die Rating-Agenturen zu einer Art TÜV geworden 
für richtige oder falsche Wirtschaftspolitik. Durch ihr Rating belohnen die 
Agenturen jene Regierungen, die bei den Haushaltsausgaben Maß halten und 
sparsam sind und den staatlichen Sektor eindämmen, also Regierungen, die 
dafür sorgen, dass die Zahlungsfähigkeit ihres Landes erhalten bleibt und bei 
denen die Anleger nicht um ihr investiertes Geld fürchten müssen. Bestraft 
werden Länder von den Rating-Agenturen, die keine Haushaltsdisziplin halten 
und wirtschaftlich in eine Krise geraten sind oder geraten könnten. Dadurch 
sind die Rating-Agenturen zu einer Stütze der neoliberalen Hegemonie gewor- 
den — und zwar nicht, weil sie sich gegen Schwellenländer verschworen hätten, 
sondern weil es ihre Aufgabe ist, das Risiko eines Kreditnehmers für den In- 
vestor zu untersuchen und die Wahrscheinlichkeit des Zahlungsausfalls zu 
bestimmen. Und dieser ist um so wahrscheinlicher, je mehr Geld ein Staat 
ausgibt und er wird unwahrscheinlicher, je mehr er spart. 


2.1 Konzentrierter Rating-Markt: Das Duopol der Agenturen 


Das Rating-Geschäft ist rein privatwırtschaftlich organisiert. Zwei US- 
amerikanische Firmen teilen das Rating-Geschäft praktisch unter sich auf und 
haben ein Duopol inne: Moody’s Investors Service (Moody’s) und Standard & 
Poor’s Ratings Group (S&P).‘ Auch die kleineren Konkurrenten haben ihren 
Sitz in den USA: Fitch IBCA und Duff & Phelps Credit Ratings. Die Rating- 
Agenturen sind demnach für Willke (2001: 163) „das am stärksten oligopoli- 
sierte und konzentrierte Element des globalen Finanzsystems“. Moody’s und 
S&P teilen 80 bis 85 Prozent des Marktes unter sich auf (FAZ, 9.3.2000).° Bei- 
de Agenturen haben einen starken Expansionskurs eingeschlagen, um ihre 
marktbeherrschende Stellung zu verteidigen. S&P hat sehr viele nationale Ra- 
ting-Agenturen aufgekauft und so ein weltweites Netz geknüpft. 

Moody’s und S&P bewerten jeweils eine Schuldsumme von etwa drei Billio- 
nen Dollar (Sinclair 1994: 453). Nach Ansicht der Financial Times Deutsch- 
land (19.4.2000) „ist davon auszugehen, dass Moody’s und Standard & Poor’s 
über die von ihnen erteilten Ratings den Fluss von rund 80 Prozent des ge- 
samten Weltkapitals kontrollieren“ (zit. nach Hillebrand 2001: 152). In der 
Regel werden die beiden Agenturen nur dann tätig, wenn sie einen Auftrag da- 


4 Beide Agenturen gehören Informationskonzernen: Moody’s gehört zu Dun & Bradstreet und 
S&P gehört zur Verlagsgruppe McGraw-Hill (Willke 2001: 163). 

5 An dieser marktbeherrschenden Stellung der Agenturen hat auch die US-amerikanische Bör- 
senaufsicht Securities and Exchange Commission (SEC) einen Anteil. Seit 1974 haben Stan- 
dard & Poor's, Moody's und Fitch das SEC-Gütesiegel „nationally recognised statistical ra- 
ting organisation“ (NRSRO). Konkurrenten aus Japan und anderen Ländern kämpfen seit 
Jahren vergebens um dieses Gütesiegel. Nirgendwo ist festgelegt, welche Kriterien erfüllt sein 
müssen, um als NRSRO anerkannt zu werden. Ende Februar 2003 hat die SEC der kleinen 
kanadischen Agentur Dominion Bond Rating diesen Status zuerkannt (vgl.: Hauch-Fleck 
2003). 


Private Regulierung der Weltwirtschaft 131 


zu von einer Firma oder einem Land erhalten. Der Rating-Prozess wird dann 
vom Kunden bezahlt. Bei S&P arbeiten derzeit zirka 700 Analysten, bei Moo- 
dy’s sind es zirka 600. Beide Marktführer haben es sich zur Gewohnheit ge- 
macht, etwa zehn Prozent der Ratings als öffentliche Informationen anzubie- 
ten oder als „unsolicited rating“ (Everling 1999: 253). Bis zum Jahr 1991 wa- 
ren die Rating-Agenturen in Deutschland nicht besonders wichtig, weil alle 
Neuemissionen von privaten Anleihen staatlich genehmigt werden mussten 
und Investoren davon ausgehen konnten, dass zumindest ein Mindestmaß an 
Sicherheit bestand. Es war die Deregulierung im Finanzbereich, die dafür ge- 
sorgt hat, dass sich die Richtlinien der Rating-Agenturen in Deutschland 
durchsetzen konnten.‘ 


2.2 Entstehung und Aufgaben 


Die Aufgabe von Rating-Agenturen ist es, die Bonität eines Kreditnehmers 
festzustellen und zu bewerten. Die erste Rating-Agentur wurde im Jahr 1837 in 
New York gegründet. Auch die beiden heutigen Marktführer können auf eine 
lange Geschichte zurückblicken. Standard & Poor’s entstand im Jahre 1941 
aus der Fusion von Standard Statistics und Poor’s Publishing Company. Die 
Geschichte der Firma geht zurück bis ins Jahr 1860, als Henry Varnum Poor 
(1860) seine History of Railroads and Canals of the United States veröffent- 
lichte. Ins Rating-Geschäft stieg die Firma allerdings erst im Jahr 1926 ein.’ 
Moody’s Investor Service wurde 1900 gegründet (vgl. Hillebrand 2001: 151). 
Dadurch wird deutlich, dass die Rating-Agenturen keine neuen Instrumente 
des sich herausbildenden Neoliberalismus sind. Neu allerdings ist ihre Defini- 
tionsmacht, die sie spätestens seit den 1990er-Jahren innehaben. Im Rating- 
Geschäft macht die Beurteilung von Staatsanleihen (Bonds) einen geringen 
Anteil aus. Über 80 Länder haben gegenwärtig ein Rating in Auftrag gegeben, 
dem stehen allein 8.000 US-amerikanische Firmen gegenüber, die sich bewer- 
ten lassen (Hillebrand 2001: 152). 

Durch die Schuldenkrise der Schwellenländer während der 1980er Jahre ver- 
änderte sich das Kreditgeschäft und damit auch die Bedeutung der Rating- 
Agenturen.” Nachdem die Schuldenkrise die Banken der USA erschüttert hat- 
te, wurden neue Elemente entwickelt, um die Gläubiger besser zu schützen. So 


6 Dies erklärt die marktbeherrschende Stellung der US-Agenturen: In Europa wurde die Tätig- 
keit der Agenturen lange Zeit von staatlichen Regulierungsinstanzen erledigt oder von der 
Hausbank eines Unternehmens. 

7 Vgl. Reder (2003: 44f) und: http;//www2.standardandpoors.com/NASApp/cs/ContentServer? 
pagename=sp/Page/AboutUsMainPg&r=1&b=8&I=EN&s=1 

8 „Wahrscheinlich war dies der gefährlichste Moment für die kapitalistische Wirtschaft seit 
1929 gewesen“, bilanziert Hobsbawm (1998: 527) über die Schuldenkrise. Halperin Donghi 
stimmt zu: „Hätten alle lateinamerikanischen Länder ihre Schulden nicht mehr bezahlt, hät- 
ten sie das weltweite Finanzsystem in Gefahr gebracht.“ (Halperin Donghi 1992: 758, Über- 
setzung I.M.) 
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geben die Banken inzwischen so gut wie keine direkten Kredite mehr an 
Schwellenländer, sondern zeichnen Staatsanleihen dieser Länder (Bonds). Die- 
ser Übergang von der Kreditfinanzierung der 1970er und 1980er Jahre zur 
Bond-Finanzierung war nur Schwellenländern möglich, nicht aber den armen 
Entwicklungsländern. Dieser Prozess stärkte den Einfluss und die Einnahmen 
der Rating-Agenturen, da sie einzelne von Staaten ausgegebene Bonds bewer- 
ten. Da Banken und Investoren in der Lage sind, die Papiere abzustoßen, 
wenn ihnen das Risiko zu groß wird oder neue Papiere zu zeichnen, wenn sie 
sich ein gutes Geschäft davon versprechen, sind sie flexibler geworden, auch 
gelang es, das Investitionsrisiko besser zu streuen. Damit einher geht ein 
sprunghafter Anstieg der Wertpapieremissionen. Im Jahr 1994 beliefen sich die 
Nettoneuemissionen noch auf 257,8 Milliarden Dollar, im Jahr 1999 waren sie 
schon auf rund 1.225 Milliarden Dollar angestiegen (Bank for International 
Settlements 2000: 112). Bei diesen Geschäften schlüpfen die Banken oftmals 
nur in die Rolle des Abwicklers der Geschäfte, ohne selbst tätig zu werden. 
Für Länder und Unternehmen ergibt sich daraus die Möglichkeit, ihren Kapi- 
talbedarf direkt an den Finanzmärkten zu decken, ohne den Umweg über die 
Banken zu gehen. Dabei muss der Investor aber das Risiko absichern, was die 
Rating-Agenturen ins Spiel bringt. 


2.3 Funktionsweise der Rating-Agenturen 


Bei einem Rating-Verfahren werden sowohl qualitative als auch quantitative 
Daten verwendet, um das Risiko eines Kreditnehmers zu beurteilen. Die Ein- 
schätzung der Wettbewerbslage, der Ertragskraft, der Finanzstruktur, der Ver- 
mögenswerte, der Managerqualität, der strategischen Ausrichtung und des 
Umfelds eines Kreditnehmers werden dabei bewertet. Die Einstufung des 
Schuldners drückt aus, wie groß die Gefahr ist, dass dieser seine Schulden 
nicht zurückzahlen kann. Vor allem werden von den Agenturen Schuldtitel 
(Bond-Rating), Aktien (Stock-Rating) und Banken bewertet. Die Rating- 
Ergebnisse wirken sich umgehend auf die Aktienpreise oder die Bond-Preise 
aus, wie empirische Untersuchungen ergeben haben (vgl.: Hand/Holthausen/ 
Leftwich 1992). Die Ratings sind somit Handreichungen für Investoren und 
beeinflussen die Investorenentscheidungen. Je schlechter ein Land oder eine 
Firma von den Rating-Agenturen eingestuft wird, desto höher ist das Investiti- 
onsrisiko und desto höher steigt die Rendite. Eine hohe Rendite bedeutet für 
den Schuldner höhere Kosten, um sich mit Geld zu versorgen (Bishop 2004: 
217). Daher bemüht sich der Schuldner um ein möglichst gutes Rating- 
Ergebnis. Willke (2001: 165) stellt hierzu richtig fest: „Je stärker sich Unter- 
nehmen, Institutionen, Regionen und ganze Länder auf den globalen Finanz- 
märkten im Wettbewerb untereinander um Anlagekapital bemühen, desto 
stärker sind sie auf möglichst positive Ratings angewiesen, um ihre Kapitalkos- 
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ten zu optimieren. Hieraus erwächst den wenigen global agierenden Rating- 
Agenturen ein bislang noch wenig begriffener und noch weniger problemati- 
sierter Einfluss auf globale Ströme von Investitionsentscheidungen.“ 
Rating-Agenturen haben dadurch eine investitionenlenkende Funktion. Auf 
die Firmen oder Länder haben sie einen Zwangseffekt: Sie zwingen zum Kos- 
tensparen und zu einem sparsamen Haushaltskurs, damit den Investoren das 
Gefühl gegeben werden kann, dass sie ihr Geld einmal wiedersehen. Dies be- 
deutet, dass die Staatsausgaben gesenkt werden und ein für Investoren günsti- 
ges Umfeld (keine Steuer auf Kapitalgewinne, stabile Währung, etc.) geschaffen 
werden muss. Dadurch werden die Rating-Agenturen zum institutionellen 
Fundament der neoliberalen Wende. Sie bekommen - im Falle der Schwellen- 
länder - als private Institutionen eine Definitionsmacht über den Kurs der 
Wirtschaftspolitik verschuldeter und von Auslandsinvestitionen abhängiger 
Staaten. 

Der Rating-Prozess ist ein permanenter Prozess, der ın Zusammenarbeit zwi- 
schen Regierung oder Firmenleitung und der Rating-Agentur abläuft. Dabei wer- 
den die gewonnenen Daten permanent aktualisiert und das Rating auf- oder 
abgewertet. Durch die Funktionsweise der Rating-Agenturen wird Wissen über 
Firmen und Länder gewonnen und aufgearbeitet. Dieses Wissen wird in den 
Dienst gestellt von Investoren, Anlagefonds, Pensionsfonds, Hedge-Fonds, In- 
vestmentbanken, Kapital- und Unternehmensbeteiligungsgesellschaften. Sie be- 
einflussen die Entscheidung, wo und zu welchen Bedingungen diese Instituti- 
onen investieren oder ob sie ihr Geld aus einem bestimmten Markt abziehen. 
Beim Rating-Prozess wird zunächst das Länderrisiko, dann das Branchenrisiko 
und schließlich das firmenspezifische Risiko festgelegt. Bei der Analyse des 
Länderrisikos wird die politische und wirtschaftliche Stabilität eines Staates 
ermittelt. Das Ergebnis der Länderrisikoanalyse fließt direkt in die Bewertung 
einer Firma ein, die in einem bestimmten Land ihren Sitz hat. Diese erschwert 
und verteuert die Kreditbeschaffung von effizienten Firmen in Schwellenlän- 
dern. Bei der Beurteilung des Branchenrisikos werden die Zukunftsperspekti- 
ven des Industriezweigs sowie die Konkurrenzsituation unter die Lupe ge- 
nommen. Das Unternehmensrisiko bezieht sich auf die Qualität des Manage- 
ments, die verwendete Technologie, die Kapitalstruktur, Finanzierungspolitik 
etc. (Steiner 1992: 511ff). Die Ranking-Skala von S&P hat zwölf unterschiedli- 
che Stufen. Angefangen bei „AAA“, exceptional financial security, bis hin zu 
„SD“, Selective Default, und schließlich „D“ - Zahlungsausfall. 

Regierungen von Schwellenländern beschweren sich häufig, dass Rating- 
Agenturen das von ihnen bewertete Land nicht richtig kennen würden und 
daher zu falschen Einschätzungen kommen. Diese Kritik mag nur zum Teil 
zutreffen. Denn die von den Rating-Agenturen gewählten Parameter fördern 
keine falschen oder richtigen Ergebnisse zu Tage. Vielmehr haben sie ein ein- 
deutiges Ziel: Die Risikoabwägung für Investoren und dabei geht es nicht um 
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richtig oder falsch, sondern nur um geeignet oder ungeeignet als Geldanlage 
aus Sicht des Investors. „Wichtig ist (...) festzustellen, dass Ratings organisati- 
onale Konstruktionsleistungen darstellen, die selbst auf der Grundlage auf 
wendiger Analysetechniken nicht imstande sind, die Realkomplexität eines 
global vernetzten Finanzgeschäfts widerzuspiegeln“ (Strulik 2000: 449). Genau 
das ist jedoch nicht die Aufgabe von Rating-Agenturen. Die Fragestellung, ob 
Rating-Agenturen den gesamten Prozess auf den Finanzmärkten widerspiegeln 
können, ist falsch gestellt, da sie nicht den Interessen und Auswirkungen des 
Ratingprozesses nachgeht. Zu argumentieren wäre, dass sich die Agenturen in 
einem Spannungsfeld zwischen den Interessen ihrer Auftraggeber, im Falle von 
Schwellenländern also den Regierungen, und zwischen den Interessen der Ka- 
pitalanleger, welche die Ratings für ihre Entscheidungen nutzen, bewegen. Al- 
lerdings sind die Rating-Agenturen wesentlich stärker denjenigen verpflichtet, 
die sie nicht bezahlen: Den Kapitalanlegern. Ihre Kunden, die Regierungen, 
müssen sich ohnehin von den Agenturen bewerten lassen und können nicht 
im Falle von Rating-Ergebnissen, die sie nicht teilen, die Firma wechseln. 


2.4 Folgen für Schwellenländer 


Der Bewertungsprozess der Bonität von Staaten ist ähnlich dem von Firmen. 
Auch hier wird der Zahlungsausfall als Ausgangsszenario, als schlimmster Fall, 
angenommen. Daraufhin wird die Wahrscheinlichkeit ermittelt, mit der dieser 
Fall eintreten kann. Dabei finden sowohl makroökonomische Indikatoren 
Eingang in die Analyse wie auch historische Indikatoren. Diese Indikatoren 
listet Hillebrand (2001: 153f) auf: 


- Pro-Kopf-Einkommen. Je höher, umso besser für die finanzielle Basis des Staates. 
- Wachstumsrate des BIP. Je höher, umso wahrscheinlicher die volle Bedie- 
nung von Schulden und Zinsen. 

- Inflation. Hohe Inflation lässt auf finanz- und wirtschaftspolitische Schwie- 
rigkeiten schließen. 

- Haushaltsdefizit. Hohes Haushaltsdefizit ist gefährlich für Schuldendienst. 

- Leistungsbilanz. Hohe Defizite führen zu wachsender Verschuldung, was 
wiederum zur Gefährdung der Zahlungsfähigkeit führt. 

- Staatsverschuldung. Je höher, umso unwahrscheinlicher ihre vollständige 
Bedienung. 

- Wirtschaftliche Entwicklung. Je entwickelter, umso geringer die Wahrschein- 
lichkeit eines Zahlungsausfalls. 

- Schuldner-Geschichte. Länder, die in der Vergangenheit zahlungsunfähig wa- 
ren, sind eın höheres Risiko. 

- Regierungsform und politische Institutionen. 

- Politische Partizipation. 

- Geordnetheit der Führungsnachfolge. 
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- Ausmaß und Konsens über die Ziele der Wirtschaftspolitik. 
- Integration in das globale Handels- und Finanzsystem. 
- Interne und externe Sicherheitsrisiken. 


Das Verfahren zur Rating-Erhebung kennt vier Stufen: 

- Datenerhebung und -forschung 

- Ein vorläufiger Bericht wird der Regierung übergeben, die diesen überprüfen 
und anfechten kann. 

- Das endgültige Rating wird innerhalb der Agentur abgestimmt und poten- 
zielle Investoren werden darüber informiert. 

- Die Agentur verfolgt weiterhin die Entwicklung des Landes und korrigiert 
gegebenenfalls das Rating. 


Auf dem Kapitalmarkt, über den sich die Schwellenländer finanzieren, sind 
vor allem institutionelle Anleger tätig. Von 1993 bis 1997 stiegen die Portfo- 
lio-Investitionen in den Schwellenländern von 117 Milliarden US-Dollar auf 
286 Milliarden US-Dollar an. Die Zahl der institutionellen Anleger wird von 
der Financial Times Deutschland (19.4.2000, Anmerkung bei Hillebrand 2001: 
161) auf zirka 3.000 geschätzt. Dieter (1999: 81) berechnete, dass deren Kapi- 
talanlagen im Jahr 1995 den Wert des gesamten BIP der G-7-Länder deutlich 
übertrafen. Zirka 32 Prozent dieses Vermögens entfallen auf die großen Pensi- 
onsfonds. In den USA unterliegen diese strengen Vorschriften und müssen ih- 
re Werte in Titeln anlegen, die von den Rating-Agenturen zumindest mit in- 
vestment grade eingestuft werden (bei S&P „BBB“, bei Moody’s „Baa3“). 
Wenn die Titel eines Landes oder einer Firma unter diese Note fallen, so müs- 
sen sie diese automatisch abstoßen. 

Dies führte zur Verschärfung der Asienkrise 1996/1997. Richtigerweise erkennt 
Strulik in den Rating-Agenturen Institutionen, die auch für Instabilität sorgen 
können: „[J]ede Information begründet neben Erwartungen auch die Mög- 
lichkeit gegenläufiger Entwicklungen, schafft also Ungewissheit. Für die Agen- 
turen selbst werden zukünftige Ereignisse nicht nur durch Veränderungen in 
ihrer Umwelt unvorhersehbarer, sondern auch deshalb, weil sie beispielsweise 
mit jeder Verfeinerung ihrer Analysetechniken zugleich die Zahl anfechtbarer 
Annahmen über künftige Entwicklungen erhöhen“ (Strulik 2000: 449). Er de- 
finiert Rating-Agenturen als „wissensbasierte Organisationen“, die in der Lage 
seien, ihre Umwelt mit „anderen Unsicherheiten“ zu belasten (Strulik 2000: 
450, Hervorhebung im Original, I. M.). Im Verlauf der Asienkrise führten die 
Urteile der Rating-Agenturen zu erheblichen „Folgeproblemen“ (ebd.). So hät- 
ten die Agenturen Thailand erst im Oktober 1997 in ihre Watchlist aufge- 
nommen, zu einer Zeit, als die Landeswährung Baht schon längst eingebro- 
chen war, und auch Südkorea wurde bis Oktober 1997 noch von ihnen als si- 
cher eingestuft. Doch schon die Veröffentlichung eines Ratings beeinflusst die 
Wirklichkeit. So gibt es einen Zusammenhang von Rating-Urteil und folgendem 
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Zusammenbruch und es wäre zu untersuchen, inwieweit dieser durch die Bereit- 
stellung von Informationen der Rating-Agenturen, von deren Richtigkeit einmal 
abgesehen, noch beschleunigt wurde. Der Vorwurf, die Agenturen hätten schlicht 
falsche Ratings abgegeben, beschreibt ihre Funktionsweise nur unzureichend. 
Die Agenturen sind wesentlich mehr als nur Forschungs- und Wissensvermitt- 
ler. Die Ratings haben einen starken Einfluss auf die Entscheidungen der In- 
vestoren und sind somit in der Lage, großen Einfluss auf die politisch- 
ökonomischen Ziele einer Regierung zu nehmen. Sinclair (2006: 2) weist zu- 
recht darauf hin, dass die Rating-Agenturen nicht rein technisch funktionieren, 
sondern „linked to social and political interests“ seien. Gängige Diskurse und 
politische Ziele stellen beim Rating-Prozess einen wichtigen Aspekt da. Bedeu- 
tend dabei ist die Gewichtung der Vielzahl der Kriterien der Rating-Agenturen, 
da diese unterschiedlich ausfallen können, je nach dem ob etwa das Pro-Kopf- 
Einkommen oder aber das Haushalts- und Leistungsbilanzdefizit als Indikator 
stärker herangezogen wird. Durch das Duopol der Rating-Agenturen können 
sich Rating-Agenturen Fehleinschätzungen tatsächlich leisten. Jedoch haben 
die zahlreichen Finanzmarktkrisen während der 1990er Jahre zu einer Debatte 
über die Zuverlässigkeit von Rating-Agenturen geführt und darüber, ob diese 
zu langsam waren, um aufziehende Krisen zu erkennen oder Probleme wahr- 
zunehmen. Nach dem ENRON-Skandal wurde an den Märkten vor allem das 
Oligopol der Agenturen kritisiert und darauf gesetzt, dass mehr Wettbewerb 
die Lösung sei, die Ratings zu verbessern (Bishop 2004: 217)." 


9 Auch in der Privatwirtschaft werden die Rating-Agenturen für Fehlurteile kritisiert. Standard 
& Poor's und Moody's haben erst die Anleihen von Enron und Woldcom heruntergestuft, 
als deren Konkurs schon kurz bevorstand. In Deutschland wird die Entscheidung von Stan- 
dard & Poor's kritisiert, Thyssen-Krupp-Anleihen auf den Junk-Bond-Status abzuwerten. Die- 
se wurde von den Analysten damit begründet, dass Thyssen-Krupp sehr hohe Pensionsrück- 
stellungen habe. Thyssen-Krupp will jetzt mit einem Gutachten die Sichtweise der Rating- 
Agentur korrigieren. Immerhin kostet die Herabstufung des Unternehmens rund 20 Millio- 
nen Euro mehr an Zinszahlungen. Für Fehlurteile haftbar gemacht werden, etwa über Scha- 
denersatzklagen, können die Rating-Agenturen nicht. Ihre Bewertungen der Zahlungsfähig- 
keit gelten juristisch als freie Meinungsäußerung (vgl. Hauch-Fleck 2003). Langsam kommt 
in Deutschland eine Diskussion über die Macht der Rating-Agenturen in Gang. So forderte 
der Chef des Deutschen Aktieninstitutes, Rüdiger von Rosen, eine strengere Kontrolle der 
Rating-Agenture (vgl. http://www.manager-magazin.de/geld/artikel/0,2828,265077,00.html). 
Angesichts der Machtfülle der beiden führenden Agenturen S&P und Moody's forderte von Ro- 
sen die Einrichtung einer Schiedsstelle, die von den Unternehmen angerufen werden könnte, 
wenn diese mit den Ratings nicht einverstanden seien. Diese Schiedsstelle sollte nach Ansicht 
von Rosens allerdings zunächst privatwirtschaftlich organisiert sein. Erst wenn dort keine Eini- 
gung erzielt würde, will von Rosen staatliche Institutionen einschalten, etwa die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) oder eine Institution auf EU-Ebene. Auch kritisierte 
von Rosen die Dominanz der beiden US-Agenturen und forderte eine stärkere europäische 
Komponente und mehr Wettbewerb auf dem duopolistischen Rating-Markt. 

10 Die „Internationale Vereinigung der Wertpapieraufseher“ (IOSCO) hat für die Rating- 
Agenturen einen „Code of conduct Fundamentals“ erarbeitet. Dies hatte jedoch für Altvater 
(2006: 110) lediglich zur Folge: „Die Macht der Rating-Agenturen wird durch die ‚Funda- 
mentals’ nicht begrenzt, sondern rationalisiert.“ 
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Schlechte Ratings beschleunigen in der Regel den Abwärtstrend in den Schwel- 
lenländern im Krisenfall, da sie die Kapitalaufnahme verteuern, ein hoher 
Zinssatz erschwert die Wiederbelebung der Wirtschaft. Die Rating-Agenturen 
zwingen Regierungen zu einem Sparkurs, der die sozialen Gegensätze noch 
verschärft. Die Einstufungen durch Rating-Agenturen haben Folgen für die 
Realisierung und Finanzierbarkeit von Politiken in den Schwellenländern. Dies 
schränkt die Handlungs- und Entscheidungsspielräume von Regierungen ein, 
die immer mit Blick auf die Bewertung ihres Landes Politik machen müssen — 
die Ratings wirken disziplinierend. 


2.5 Mechanismen privater Institutionen zur Hegemoniesicherung und 
deren Implementierung bei supranationalen Organisationen (Basel Il) 


Bei den Diskussionen über die Neufassung des Basler Akkordes für die Eigen- 
kapitalausstattung für Banken, der ab 2007 gelten soll (Hauch-Fleck 2003), 
spielen die Parameter der Rating-Agenturen eine wichtige Rolle (vgl.: Basle 
Commitee on Banking Supervision 1999). Bei der Neufassung des Basler Ak- 
kords für Bankensicherheit (Basel II) wurde beschlossen, die Eigenkapitalde- 
ckung der Banken bei Krediten an die Bonität für Kreditnehmer zu koppeln 
(Basle Commitee on Banking Supervision 1999: 26ff.). Die Eigenkapitalquote 
bei der Vergabe von Krediten wird also an der Qualität des Kreditnehmers 
ausgerichtet. Die Kreditnehmer werden hierzu in verschiedene Bonitätsklassen 
eingeteilt. Kredite an Firmen mit schlechter Bonität verlangen von der Bank 
nach Basel II eine Absicherung mit mehr Eigenkapital. Dies hat zur Folge, 
dass die Kreditkosten für die Bank steigen, welche diese dann an den Kredit- 
nehmer weitergibt. Zur Feststellung der Bonität sollen die Noten führender 
Rating-Agenturen (externes Rating) oder die Bewertung durch die Hausbank 
(internes Rating) herangezogen werden. Die dahinter stehende Idee des Basler 
Ausschusses für Bankensicherheit ist, dass die Rating-Agenturen wesentlich 
neutraler und präziser das Risiko eines Unternehmens oder eines Landes er- 
mitteln können. 

Bei der Bonitätsprüfung haben Unternehmen also die Wahl zwischen internen 
und externen Ratings (Greitemeier 2004). Das interne Rating wird in der Regel 
durch die Hausbank gemacht, es unterliegt dem Bankgeheimnis und ist nicht 
öffentlich. Auch ist es Teil des Services der Bank bei der Kreditvergabe, es fal- 
len keine weiteren Kosten an. Externe Ratings werden hingegen von Rating- 
Agenturen erledigt, die dafür beauftragt und bezahlt werden müssen, wodurch 
sich für sie dank Basel II weitere Einnahmefelder eröffnen. Externe Ratings 
sind öffentlich und Voraussetzung für eine Platzierung von Wertpapieren und 
Anleihen an den Kapitalmärkten. Externe, von Rating-Agenturen erstellte Ra- 
tings, verschaffen denjenigen Firmen, die sie sich leisten können einen Vorteil 
gegenüber der Konkurrenz, da sie gegenüber Lieferanten, Kunden Partnern 
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Transparenz signalisieren und für Vertrauen in das eigene Unternehmen wer- 
ben können. 

Bereits beim ersten Basler Akkord für Bankensicherheit vom Juli 1988 (Basel I) 
haben die Rating-Agenturen die Kriterien des Abkommens in ihren Rating- 
Prozess eingeführt. Dies hatte zur Folge, dass vielen Banken, die nicht Mit- 
glieder des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht waren, keine andere Wahl 
blieb, als diese Kriterien zu akzeptieren (nur 12 Zentralbanken sind Mitglied 
des Basler Ausschusses). Durch Basel II werden die Kriterien der Rating- 
Agenturen stark aufgewertet und sie werden künftig eine noch mächtigere De- 
finitionsgröße sein. Vor allem bedeutet es, dass von privaten Firmen (Rating- 
Agenturen) entworfene Standards auf offiziell regulatorischer Ebene über- 
nommen werden (Basel II). Der Staat gibt hierbei freiwillig einen Teil seiner 
Regulierungsinstanzen auf und gibt sie in die Hand privater Akteure, der Ra- 
ting-Agenturen. Trotz dieser Entwicklung sieht Willke (2001: 174) nicht die 
Gefahr, dass die Rating-Agenturen zu einem wichtigen Machtinstrument wer- 
den können, da sie vom Markt reguliert würden. „[S]ie müssen sich als objek- 
tive und neutrale Sachwalter einer unbestechlichen Evaluierungslogik gerieren, 
um ihre einzige kritische Ressource - kompetenzbasiertes Prestige - nicht zu 
verspielen.“ Doch die Rating-Agenturen sind keine neutralen Schiedsrichter 
oder Zuschauer, sie sind Teil eines Prozesses zur Durchsetzung von globalen 
Standards, die politisch beeinflusst sind. Im Rahmen von Basel II und der In- 
stitutionalisierung von Rating-Agenturen bei der Kreditvergabe und bei der In- 
stitutionalisierung ihrer Kriterien, wurden supranationale Regelungen zunächst 
von einer privaten Institution übernommen und dann als private Regel per 
Zwangsmechanismus im Ratıng-Prozess international eingeführt. Dies hatte die 
Herausbildung eines globalen Standards bei der Beurteilung der Bonität von 
Banken zur Folge. Für Willke (2001: 169) ist dieser Anpassungsprozess im 
globalen Finanzsystem „nicht das Produkt strategisch-rationalen Handelns, 
sondern Ergebnis einer Verbindung von evolutionären Dynamiken und Ope- 
rationslogiken großer Funktionssysteme einerseits und international-rationaler 
Strategien steuerungsfähiger Systeme andererseits“. Dies würde aber bedeuten, 
dass dieser Anpassungsprozess ein eher zufälliges Ergebnis im Rahmen einer 
Systemlogik wäre. Willke blendet aus, dass die neoliberale Globalisierung ein 
Prozess ist, der durch Privatisierung, Liberalisierung und Deregulierung aktiv 
vorangetrieben wird. Daher ist dieser Anpassungsprozess eher der Beleg dafür, 
dass sich eine private Regulierung der Weltwirtschaft immer weiter durchsetzt 
und dass den Rating-Agenturen in diesem Prozess eine wichtige Rolle zu- 
kommt, in dem sie genau diesen Prozess der Privatisierung vorantreiben. 


11 Die 12 Mitglieder sind die Zentralbanken und die für die Bankenaufsicht zuständigen Be- 
hörden aus folgenden Ländern: Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, 
Japan, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Schweden, Schweiz, USA. 
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3. Emerging Market Bond Index (EMBI+) 


Im Folgenden soll auf ein weiteres privates Regulierungsinstrument eingegan- 
gen werden: Den Emerging Market Bond Index (EMBI+), wie er von ]J. P. 
Morgan Chase ermittelt wird. Damit wird der Zinssatz für Neuemissionen von 
Staatsanleihen von Schwellenländern festgelegt. Auch der EMBIH+ ist, wie die 
stärkere Rolle der Rating-Agenturen, das Ergebnis der Veränderungen in der 
Finanzierung von Schwellenländern, die keine direkten Kredite zu ihrer Finan- 
zierung mehr aufnehmen, sondern Staatsanleihen auflegen. Den Zinssatz für 
die Bonds bestimmt der sekündlich festgesellte EMBI+ am Ausgabetag. Über 
den EMBI+ haben die Finanzmärkte eine direkte Definitionsmacht über die 
Ziele der verschuldeten Volkswirtschaften inne. Sinken die Aussichten, dass 
ein Land seine Schulden bezahlen kann, bieten verschreckte Investoren auf 
den Schuldtitelmärkten die Schuldtitel des entsprechenden Landes zum Ver- 
kauf an. Werden viele Titel angeboten, sinken die Preise. Dadurch sinkt der 
Wert der Bonds und es steigen die Länderrisikopunkte. Für Argentinien lagen 
sie Anfang Februar bei 443, für Brasilien bei 261, für Mexiko bei 112 (vgl. 
www.latin-focus.com). 

Dies bedeutet, dass Argentinien, würde es zu diesem Zeitpunkt neue Staatsan- 
leihen auflegen, 4,43 Prozent Zinsen Risikozuschlag auf die Zinsrate von US- 
Treasury-Bonds zu zahlen hätte, im Falle Brasiliens wären es 2,61 Prozent, im 
Falle Mexikos 1,1 Prozent.” Über das Länderrisiko beeinflussen die Finanz- 
märkte direkt und unmittelbar wirtschaftspolitische Entscheidungen in den 
einzelnen Ländern. Es ist auch ein Sanktionsmechanismus für wirtschaftspoli- 
tische Maßnahmen, die dazu führen, dass die Aussichten auf Zahlung der 
Schulden sinken. Marktkonforme Politiken (z.B. ein extremer Sparkurs) wer- 
den durch niedrige Zinssätze belohnt, marktfeindliche (z.B. Erhöhung der 
Staatsausgaben) bestraft. Insofern haben die Finanzmärkte ein reales politi- 
sches Druckmittel in der Hand. Treffend schreibt Huffschmid (1999: 545) ü- 
ber die Rolle der Finanzmärkte in der Weltökonomie: „International liberali- 
sierte Finanzmärkte werden zunehmend zu einer Schranke für jede Wirt- 
schaftspolitik, die sich an Beschäftigungs-, Wohlfahrts-, Gerechtigkeits- oder 
Nachhaltigkeitsvorstellungen orientiert. Denn das Interesse des Geldkapitals 
richtet sich in erster Linie auf die Stabilität des Geldwerts, auf den steigenden 


12 Als Argentinien im Dezember 2003 noch zahlungsunfähig war, lag der EMBI+ für das Land 
bei 5581 (vgl. Dresdner Bank Lateinamerika AG, Latin American Daily Spotlight vom 19. 
Dezember 2003, S. 1). Dies hätte bedeutet, dass Argentinien, zu diesem Zeitpunkt 55,81 
Prozent Zinsen Risikozuschlag auf die Zinsrate von US-Treasury-Bonds zu zahlen gehabt 
hätte. Daher hatte die Rating-Agentur Standard & Poor's für die argentinische Schuld auch 
die Note „SD“ vergeben - selective default (Dresdner Bank Lateinamerika AG: Perspektiven 
Lateinamerika, März 2003, S. 8). Keine Regierung kann Geld zu diesen Konditionen auf- 
nehmen, daher waren die Kapitalmärkte zur Finanzierung für Argentinien zu diesem Zeit- 
punkt geschlossen. 
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Kurswert seiner Wertpapierdepots, auf hohe Zinsen bzw. Dividenden. Seine 
Durchsetzungsmacht gegenüber der Politik ist besonders groß, seit es über die 
Möglichkeit verfügt, sich jederzeit ohne besonderen Aufwand durch Kapital- 
flucht unliebsamen Eingriffen zu entziehen. Die hohe Mobilität verschafft 
dem Kapital Exit-Optionen, die es als Drohung gegen jede Regierung wenden 
kann.“ Mit den in die Höhe getriebenen Zinsen durch die Länderrisikorate 
sitzt der Staat doppelt in der Falle: Die hohen Zinsen erschweren wegen der 
teuren Kredite das Wirtschaftswachstum, sie verhindern aber auch, dass Geld 
in produktive Investitionen fließt, da die Rendite schon auf Festgeldkonten re- 
lativ hoch ist, verglichen mit der Gewinnerwartung bei Investitionen im pro- 
duktiven Bereich während einer Krise. Genau dies ist im Falle Argentiniens 
passiert, bevor sich das Land zum Jahreswechsel 2001/2002 zahlungsunfähig 
erklären musste. Durch die hohe Verschuldung des Staates im Land verloren 
die lokalen Banken und die lokalen privaten Rentenkassen ihre Liquidität, sie 
hatten rund die Hälfte der argentinischen Bonds in ihren Portfolios (Malcher 
2005: 116). 

Die von den Rating-Agenturen entworfenen Begriffe „Non-investment“ oder 
„Default“ sind im Falle von Firmen leicht festzustellen: Bankrott. Bei einer 
Firma bedeutet dies, dass sie geschlossen wird, die verbliebenen Aktiva verstei- 
gert werden, um die Schulden zu bedienen. Im Falle eines Staates ist dies 
nicht möglich. Er hat auch nach seinem Bankrott Aufgaben zu erfüllen, etwa 
das Bezahlen von Staatsangestellten, Aufrechterhaltung von Infrastruktur, Er- 
haltung von Schulen, Krankenhäusern, etc. Dennoch gelten für Staaten auf 
den Finanzmärkten die selben Kriterien, was als weiteres Disziplinierungsin- 
strument wirkt. Die stellvertretende IWF-Chefin Anne Krueger hat bereits kurz 
nach Argentiniens Zahlungsausfall eine Diskussion über die Etablierung sup- 
rastaatlicher Regelungen für Staatsbankrotte in Gang gebracht.'” Denn der Fall 
Argentinien hat die Finanzmärkte wachgerüttelt: Durch das Fehlen von Regu- 
lierung im Falle des Bankrotts standen auch keine Sanktionsmechanismen 
mehr zur Verfügung.’ 


4. Private Regulierung der Weltwirtschaft 


Rating-Agenturen werden in der Literatur auch als „private Regulierungsin- 
strumente“ (Sassen 1998: 350), als „global standard setters“ (Kerwer 2000: 12ff. 
zit. nach Strulik 2000: 452) sowie als „nichtstaatliche Governance-Mechanis- 
men“ (Sinclair 1994: 141ff.) bezeichnet. Ebenso kann der EMBI+ als investiti- 


13 Vegl.: IWF will Konkursrecht für Staaten schon ab nächstem Frühjahr, AFP, 23.09.02, 15:38 

14 Zumindest in diesem Fall. Argentinien wurde im Moment der Zahlungsunfähigkeit dadurch 
begünstigt, dass die Warenpreise sehr stark anzogen und das Land dank florierender Exporte 
einen Haushaltsüberschuss verzeichnete und nicht auf Fremdfinanzierung angewiesen war. 
(Malcher 2005: 50) 
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onslenkend und als privates Regulierungsinstrument im Dienste der Anleger 
definiert werden. Sowohl die Rating-Agenturen, als auch der EMBI+ lenken 
Investitionen und stellen eine private Regulierungsfunktion auf den globali- 
sierten Finanzmärkten dar - allerdings eine rein vom privaten Interessen der 
Investoren geleitete Regulierung. Es ist daher von einer privaten Regulierung der 
Finanzmärkte zu sprechen." Anders als im Bereich des internationalen Handels, 
wo es eine globale Ordnung mit klar definierten Regeln gibt - wie auch immer 
diese zustande kamen -, gibt es vergleichbare Regelungen für den Bereich der Fı- 
nanzmärkte nicht. Weder die Rating-Agenturen noch der EMBI+ unterliegen der 
Kontrolle eines Staates oder suprastaatlicher Organisationen. Im Gegenteil: Wie 
am Beispiel des Basler Akkords für Bankensicherheit gezeigt wurde, sind die Ra- 
ting-Agenturen in der Lage, staatliche Institutionen von ihren Richtlinien zu ü- 
berzeugen und diese in den Rang von staatlicher Politik zu erheben. 

Mit den Rating-Agenturen und dem EMBI+ entscheiden private Institutionen 
über die Zugangsbedingungen von Staaten zu den Finanzmärkten und über 
die Kosten der Finanzierung von Staaten - und damit direkt über die Ziele der 
Politik, darüber was politisch möglich ist und was nicht. Dies hat zur Folge, 
dass die Wirtschafts-, Steuer-, Umwelt- und Sozialpolitik weltweit privat regu- 
liert werden, das heißt ım Sinne privater Interessen reguliert werden. Daher 
gehören die Rating-Agenturen und der EMBI+ zum institutionellen Funda- 
ment der neoliberalen Hegemonie und zu ihren Durchsetzungsinstrumenten. 
Aber sie sind mehr als das: Die private Regulierung der Weltwirtschaft und der 
globalen Finanzmärkte sind ein Zwangsmechanismus der neoliberalen Hege- 
monie. Die Weltpolitik wird auf diese Weise privatisiert. 

Wichtig ist, dass es sich beim EMBI+ um einen Marktmechanismus handelt, 
der im Zuge der Liberalisierung der Finanzmärkte entstanden ist. Dieser 
Marktmechanismus steht über den Regierungen der Länder und besteht weiter 
fort, selbst wenn der neoliberale Konsens bereits zerbrochen ist. Genau deswe- 
gen ist er als Zwangsmechanismus zu begreifen.'‘ Für die in Lateinamerika in 


15 Neben den Rating-Agenturen gibt es noch eine Vielzahl weiterer Institutionen, welche priva- 
te Regulierung betreiben. Die Gruppe der 30, oder G-30, ist ein weiteres Beispiel für die pri- 
vate Regulierung. Diese Gruppe hat seit ihrer Gründung im Jahr 1974 zahlreiche Studien 
und Memoranden in Auftrag gegeben und publiziert, die alle einer Selbstregulierung der Fi- 
nanzmärkte das Wort reden. Auch die „Bellagio Gruppe“ oder das Basler Komitee für Ban- 
kensicherheit setzen verbindliche Regeln für den internationalen Finanzverkehr fest (vgl.: 
Krätke 2002: 59). Krätke (ebd.) fragt: „Woher hat diese Gruppe von Bankern (und einigen 
wenigen Wissenschaftlern und Journalisten) ihre Autorität? Sie nimmt sie sich einfach bzw. 
erhebt den Anspruch besseren Wissens, ihrer genauen und intimen Kenntnis der internatio- 
nalen Finanzwelt die richtigen Regeln viel besser feststellen und bei den Mitgliedern der in- 
ternationalen ‚Financial community’ durchsetzen zu können als jede Regierung oder sonsti- 
ge staatliche Instanz.“ 

16 Heiner Flassbeck kritisierte als einer der wenigen mehrfach die bestehende Währungsord- 
nung. „Wer eine globalisierte und liberalisierte Welt will, eine Welt mit freiem Güter- und 
Kapitalverkehr, muss auch eine globale Geld- und Währungsordnung anstreben und bereit 
sein, die eigene wirtschaftspolitische Autonomie dafür zurückzustellen“ (Flassbeck 2002). Zu 
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vielen Ländern nach der Jahrtausendwende an die Macht gekommenen Links- 
regierungen bedeutet dies einen doppelten Spagat. Einerseits müssen sie sich 
gegenüber den Finanzmärkten als moderat erweisen und eine marktfreundliche 
Politik machen. Dies bedeutet strikte Haushaltsdisziplin, Schaffung eines in- 
vestitionsfreundlichen Klimas, möglichst keine Kapitalverkehrskontrollen. Sie 
müssen außerdem darauf bedacht sein, nicht den Anschein zu erwecken, ıhr 
Schuldendienst könnte erschwert werden. Staatliche Ausgaben sind daher bei 
den Investoren nicht immer gerne gesehen: Sozialprogramme, Konjunkturpro- 
gramme, Subventionen haben zur Folge, dass im Haushalt möglicherweise die 
Mittel für den Schuldendienst fehlen. Auf der anderen Seite müssen die neuen 
Linksregierungen aber versuchen, die sozialen Verhältnisse in ihren Ländern zu 
verbessern. Doch die Gefahr dabei ist, dass die Investoren eine solche Politik 
als marktfeindlich einstufen, wodurch sich automatisch die Ratings ver- 
schlechtern und die Länderrisiko-Punkte steigen. Dies hätte höhere Zinsen zur 
Folge und würde soziale Verbesserungen damit weiter erschweren, im 
schlimmsten Fall kommt es zu einer Finanzkrise, in deren Folge die Regierung 
stürzt. Daher sind ihre Handlungsmöglichkeiten und Spielräume für Verände- 
rung stark eingeschränkt. 
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Mönica Bruckmann, Theotonio Dos Santos 


Soziale Bewegungen in Lateinamerika 
Eine historische Bilanz 


1. Von den anarchistischen Anfängen zur Dritten Internationalen 


Die klassischen sozialen Bewegungen Lateinamerikas unterlagen ursprünglich 
starken anarchistischen Einflüssen. Vor allem in ihrer Anfangsphase Ende des 
19. und Anfang des 20. Jahrhunderts wurden sie durch die Immigration aus 
Italien und Spanien geprägt. Viele der europäischen Immigranten gehörten a- 
narchistischen Bewegungen an oder standen diesen zumindest nahe. In ihrer 
neuen Heimat siedelten sie sich zunächst in den Städten an und beeinflussten 
dort maßgeblich die Anfänge der Arbeiterbewegung, in der sich vor allem 
Handwerker und Arbeiter in kleinen Betrieben organisierten. Der Anarchismus 
stellte dabei eine Ideologie dar, die eng mit den Lebensverhältnissen dieser 
Arbeiter korrespondierte. Mit der Entwicklung der Fabriken ab dem Ersten 
Weltkrieg entstanden in der Region dann die sozio-ökonomischen Bedingun- 
gen für das Aufkommen eines Industrieproletariats. Mit der Industrialisierung 
in den 1930er Jahren sollte diese Entwicklung sich voll durchsetzen. 

Zwischen 1917 und 1919 erlebten die anarchistischen Bewegungen in Latein- 
amerika einen wichtigen Höhepunkt. Eine Reihe von Generalstreiks leitete den 
Prozess der Vergewerkschaftlichung der Arbeiterbewegung ein, so etwa 1917 in 
Brasilien, 1918 in Argentinien, 1919 in Peru und zur gleichen Zeit ebenfalls in 
Mexiko. Es herrschte ein Klima, in dem sich der Generalstreik zum prinzipiel- 
len Kampfmittel der Arbeiter entwickelte. In vielen Fällen verfolgten diese 
Streiks kein klares politisches Ziel, sondern wendeten sich grundsätzlich gegen 
den Staat. In anderen Fällen, wie 1919 in Peru, waren die Streiks an spezifische 
Forderungen geknüpft wie die Verkürzung des Arbeitstages auf acht Stunden, 
eine Erhöhung der Löhne und eine Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Lohnabhängigen. Meist wurden die Generalstreiks brutal un- 
terdrückt und vermochten kaum Kräfte zu konzentrieren. Nach einer Selbst- 
kritik innerhalb der anarchistischen Bewegung kam es daher zu einer Reorien- 
tierung hin zum Bolschewismus. 

Generell waren die frühen lateinamerikanischen Streikbewegungen stark durch 
die russische Revolution beeinflusst: speziell durch die Generalstreiks, die ty- 
pisch für die Revolution von 1905 waren, sowie durch die Revolution vom 10. 
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Februar 1917. Die Anarchisten sammelten sich dabei vor allem im Flügel der 
Bolschewisten, der sich als 'Maximalisten' bezeichnete. Sie vertraten die Posi- 
tion, dass der Bolschewismus eine Erscheinung des Anarchismus selbst darstel- 
le. Dieser Flügel blieb bis 1919-1920 einflussreich, als die russischen Bolsche- 
wisten Kronstadt angriffen. Die 14.000 Matrosen in Kronstadt hatten in der 
russischen Revolution Seite an Seite mit den Bolschewiki gekämpft. Doch 
nachdem sich die Matrosen kritisch gegen die bolschewistische Regierung ge- 
wendet hatten, wurde 1921 der „Aufstand von Kronstadt“ grausam niederge- 
schlagen. Von diesem Moment an begann ein Teil der Anarchisten sich vom 
Bolschewismus zu distanzieren, während diejenigen Strömungen, die ihm treu 
blieben, sich in die kommunistischen Parteien integrierten. 

Zusammenfassend markiert diese Periode in Lateinamerika den Übergang des 
Anarchismus in seiner maximalistischen Variante, die im Zuge der brutalen 
Unterdrückung der Generalstreiks aufgerieben wird, hin zu den kommunisti- 
schen Bewegungen. Trotz der Bedeutung, die die Sozialistische Internationale 
in Europa hatte, kam den europäischen sozialdemokratischen Parteien in La- 
teinamerika bis in die 1920er Jahre keine nennenswerte Bedeutung zu; außer 
in Argentinien, das als einziges lateinamerikanisches Land in der Zweiten In- 
ternationalen vertreten war. Ab Beginn der 1920er Jahre integrierte sich die 
Arbeiterbewegung in dieser Region dann in das marxistische Feld und suchte 
insbesondere die Nähe zur Kommunistischen Internationalen. 


Die Bauernbewegung 


Anfang des 20. Jahrhunderts rückte die Bodenfrage in den Mittelpunkt der 
Kämpfe der bäuerlichen Bewegungen. Die Bauern litten stark unter der Herr- 
schaft ihrer Herren und den extrem harten Arbeits- und Lebensbedingungen 
auf dem Land. Nur die indigenen Dorfgemeinschaften besaßen, trotz ihrer ko- 
lonialen Unterdrückung, ein gewisses Maß an Selbstbestimmung. So waren es 
vor allem die indigenen Bevölkerungsgruppen, die die Spitze eines Volksauf- 
standes bildeten, der für den gesamten lateinamerikanischen Kontinent zu ei- 
nem zentralen Referenzpunkt werden sollte: die mexikanische Revolution von 
1910. Der Kampf gegen Porfirio Diaz und den Porfirismus war ein Kampf für 
die Demokratie, der vor allem von Parteien der urbanen Mittelschichten ge- 
führt wurde. Doch auf der Suche nach einer politischen Basis mussten diese 
sich an die Bauern annähern und erzeugten so eine starke Verbindung zwi- 
schen bäuerlichen Bewegungen und den Kämpfen für eine mexikanische De- 
mokratie. Von diesem Moment an entwickelte sich ebenfalls eine stärkere 
Verbindung zwischen bäuerlichen Bewegungen und indigenen Bewegungen, 
was im Falle Mexikos von großer Bedeutung war, da sich die bäuerlichen Be- 
wegungen hier nicht originär als indigene Bewegungen verstanden. Zwar waren 
die Anführer bäuerlicher sozialer Bewegungen meist indigener Herkunft, doch 
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basierte ihre spezifische politische Rolle nicht auf ihrer ethnischen Identität. 
Auch in Mittelamerika erreichten die bäuerlichen Bewegungen in den 1920er 
und 1930er Jahren einen wichtigen Höhepunkt. Hier existierte zu diesem 
Zeitpunkt bereits eine Schicht lohnabhängiger Bauern, die direkt der Ausbeu- 
tung durch US-amerikanische Agrarunternehmen unterworfen waren, die für 
den Exportsektor produzierten. Auf Grund der starken nordamerikanischen 
Präsenz gingen die Forderungen der Bauern nach einer Bodenreform hier eine 
spezifische Verbindung mit den nationalen Kämpfen gegen die Vorherrschaft 
der USA ein. So etwa im Falle des Sandinismus in Nicaragua, bei der von Fa- 
rabundo Marti angeführten revolutionären Bewegung in EI Salvador, bei den 
kubanischen Massenstreiks und teilweise auch bei der sogenannten Columna 
Prestes in Brasilien. Zwar hatte letztere keine bäuerliche sondern vor allem ei- 
ne kleinbürgerliche Basis, doch trat diese in engen Kontakt mit der bäuerli- 
chen Bevölkerung und mündete in eine politische Allianz der Mittelschicht 
militärischer Herkunft mit der bäuerlichen Landbevölkerung. Nichts desto 
trotz kann im Falle Brasilien in diesem Moment noch nicht von einer bedeut- 
samen Bauernbewegung gesprochen werden. 


Die Arbeiterbewegung 


Die zweite zentrale Säule der Volksbewegungen auf dem lateinamerikanischen 
Kontinent war die Arbeiterbewegung. Ihre materielle Basis entwickelte sich in der 
ersten Phase der Industrialisierung zu Beginn des 20. Jahrhunderts, in den 1920er 
Jahren konsolidierte sie sich dann als kohärente Bewegung. Die Arbeiterbewe- 
gung formierte sich zu diesem Zeitpunkt unter dem Marxismus-Leninismus, der 
aufgrund des Einflusses der russischen Revolution gegenüber dem Anarchismus 
die Oberhand gewann. Dies war insbesondere für die ideologische Prägung der 
lateinamerikanischen Arbeiterbewegung von großer Bedeutung. 

Parallel zur Entstehung der industriellen Arbeiterbewegung organisierten sich 
die lohnabhängigen Minenarbeiter verschiedener Regionen mit eigenen kollek- 
tiven Forderungen. Vom Anarchismus waren sie weniger stark beeinflusst. Dies 
erklärt vielleicht, warum in Chile zu diesem Zeitpunkt eine demokratische 
Partei existierte, die eine wichtige soziale Basis unter den Minenarbeitern hat- 
te. Später sollten sich die chilenischen Minenarbeiter zur Kommunistischen 
Partei Chiles umorientieren, was auch dieser wiederum im Vergleich zu ande- 
ren kommunistischen Parteien Lateinamerikas einen spezifischen Charakter 
verlieh: Die Basis der Partei war nicht originär anarchistisch und die Partei 
zeigte eine größere Nähe zur Sozialdemokratie.’ Auch in anderen lateinameri- 
kanischen Ländern existierten wichtige Bewegungen unter den Minenarbeitern, 


1 In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die Demokratische Partei Chiles keine wirk- 
lich sozialdemokratische Partei war, dass sie aber stets radikalere Positionen bezog als die 
kleinbürgerlichen Parteien liberalen Typs in anderen Ländern. 
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etwa in Peru, Bolivien und Kolumbien. Im Vergleich zu Chile erreichen sie je- 
doch erst später ihre Höhepunkte, wie im Fall der bolivianischen Minenbewe- 
gung, die in den 1940er und 1950er Jahren zu einem wichtigen Protagonisten 
der bolivianischen Revolution wurde. 


Soziale Bewegungen der Mittelschichten 
und die Studentenbewegung 


Derjenige Teil der Arbeiterbewegung, der sich später in die kommunistischen 
Parteien integrieren sollte, näherte sich mit der Forderung nach Demokratisie- 
rung den politischen Zielen der Mittelschichten an. So forderten die soge- 
nannten Tenientes in Brasilien, die eine soziale Bewegung der Mittelschicht 
mit einem militärischen Hintergrund darstellten, vor allem eine Demokratisie- 
rung des politischen Systems. Auch andere Bewegungen, die ihre soziale Basis 
in der bürgerlichen Mittelschicht hatten, wie der peruanische Aprismo, schlos- 
sen sich in Bündnissen für ein nationales demokratisches Projekt zusammen. 
Sie forderten die politische Demokratisierung, Agrarreformen, vertraten anti- 
imperialistische Positionen und traten für die Planung des Industrialisierungs- 
prozesses durch den Staat ein. Ein weiteres Feld, auf dem sich Angehörige der 
Mittelschichten während der 1920er Jahre geradezu organisch engagierten, war 
das der Universitätsreformen, was später zur Bildung einer eigenen sozialen 
Bewegung führen sollte. Seine ersten Ausdruck fand diese Bewegung vor allem 
in den Kämpfen der Studenten im argentinischen Cördova. Sie forderten ein 
Recht auf Mitbestimmung in den Universitätsverwaltungen, die Reform des 
Curriculums und die Öffnung der Universitäten gegenüber der Gesellschaft 
und hatte damit großen Einfluss auf das universitäre und politische Klima in 
ganz Lateinamerika. 

In Mexiko nahm der Kampf um die Universitätsreformen national-demokra- 
tische und ethnische Züge an und wurde von den kommunistischen Parteien 
und anderen Teilen der Linken nur wenig aufgenommen. Nichts desto trotz 
fanden die sozialen Bewegungen, die sich um die Bildungsfrage in Mexiko 
formierten, einen starken Ausdruck im Projekt der "Sozialistischen Erziehung), 
das seinen Höhepunkt in den 1930er Jahren erreichte. Viele Kultur- und 
Kunstbewegungen dieser Epoche können den sozialen Bewegungen zugerech- 
net werden. Beispiele dafür sind die mexikanischen Muralisten, die sich als 
Teil der revolutionären Bewegungen verstanden, oder die Gruppen, die im 
Zuge der brasilianischen Modernisierungsrevolution von 1922 eine Annähe- 
rung der Kunst an die breite Bevölkerung forderten. In den 1930er und 1940er 
Jahre entwickelten diese Kulturbewegungen eine Art Regionalismus, der die 
traditionellen Kunstarbeiten verschiedener Regionen Lateinamerikas aufnahm 
und mit einer universellen Deutung versah. 

Dieses Gefüge an sozialen Bewegungen bestimmte bis in die 1930er Jahre die 
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politischen Forderungen in der Region. An erster Stelle stand dabei die Frage 
der Agrarreform - von daher auch die herausragende Bedeutung der mexikani- 
schen Revolution. Der Konflikt um die Minen repräsentierte das Problem na- 
tionaler Souveränität, und zwar sowohl im Hinblick auf die Frage nach dem 
nationalen Besitz an Bodenschätzen, als auch was die Beteiligung der öffentli- 
chen Hand an den privaten Gewinnen aus der Minenwirtschaft anging. Die 
Frage der Löhne schließlich ging mit den anderen Fragen einher: mit den so- 
zialen Bewegungen der Minenarbeiter und den sozialen Bewegungen des 
Stadtproletariats. Mit der Entstehung einer urbanen Arbeiterschicht konstitu- 
ierte sich der Kampf um den Lohn schließlich immer deutlicher als eine Be- 
wegung von Lohnabhängigen. 


2. Der Populismus und der nationale demokratische Kampf 


Die sozialen Bewegungen, die sich in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhun- 
derts mit einer eigenen kulturellen Basıs und eigenen Projekten entwickelt hat- 
ten, erhielten in den 1930er und 1940er Jahren mit der Entstehung der popu- 
listischen Regierungen Gelegenheit, sich stärker an die staatlichen Institutio- 
nen anzunähern. Die Regierungen benötigten die Unterstützung breiter Bevöl- 
kerungsschichten und versuchten, die sozialen Bewegungen in ein großes na- 
tionales und demokratisches Projekt zu integrieren. Fine wichtige Rolle spielte 
dabei die Solidarisierung mit den antikolonialen Bewegungen in Afrika und 
Asien nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Solidarität mit anderen Ländern der 
sogenannten Dritten Welt fungierte gerade für die antiimperialistischen Bewe- 
gungen der 1920er Jahre als Integrationsmechanismus ın ein nationales politi- 
sches Projekt. Vor allem den Kommunisten gelang es, die unterschiedlichen 
sozialen Bewegungen im Zuge des antikolonialen Kampfes auf eine national- 
demokratische Linie zu vereinen. 

In dem Maße, in dem sich nach dem Ersten Weltkrieg Regierungen konstitu- 
ierten, die den sozialen Bewegungen politisch nahe standen, integrierten sich 
letztere in die nationalstaatlichen Institutionen und Apparate. Ein gutes Bei- 
spiel dafür ist Mexiko, wo die Bauern- und Arbeiterbewegungen bereits in den 
1920er Jahren eine enge Verbindung mit der PRI (Partido Revolucionario In- 
stitucional) und den revolutionären Regierungen eingingen. 

Die sozialen Bewegungen setzten sich nun nicht mehr aus vorwiegend europä- 
ischen Immigranten zusammen, sondern rekrutierten sich vor allem aus städti- 
schen Arbeitern des Industrialisierungsprozesses der 1920er Jahre. Dies führte 
zu einem ideologischen Bruch mit den frühen sozialen Bewegung des 20. 
Jahrhunderts. In einigen Fällen, wie etwa in Argentinien, stellte sich dieser 
Bruch als eine deutliche Abkehr des neuen Proletariats, das vorwiegend vom 
Land in die Städte migrierte und keine klare ideologische Zugehörigkeit besaß, 
von der alten radikalen Arbeiterbewegung dar. Die neuen Arbeiter orientierten 
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sich enger an den zentralen Protagonisten des Industrialisierungsprozesses und 
den sogenannten populistischen Bewegungen: am argentinischen Peronismus, 
am sogenannten Varguismo in Brasilien und in Mexiko am Cardenismus, der 
eine Fortführung der Prinzipien der mexikanischen Revolution darstellte. Letz- 
terer drückte auch, wie kaum eine andere politische Strömung dieser Zeit, die 
spezifische Verbindung zwischen Bauernbewegung, Arbeiterbewegung und an- 
deren sozialen Bewegungen wie der Studentenbewegung unter dem Banner des 
nationalen und demokratischen Projekts aus. Während der 1940er Jahre be- 
gann sich das Phänomen des Populismus weiter zu konsolidieren. Im Fall 
Chiles geschah dies unter der Regierung der Frente Popular, die sich aus einer 
Reihe linker Parteien zusammensetzte: der Sozialistischen Partei, der Radikalen 
Partei demokratischer Ausrichtung und den Kommunisten. In dieser Phase 
absorbierte die chilenische Sozialistische Partei große Teile der jungen chileni- 
schen Arbeiterbewegung und nähert sich dabei den Kommunisten an. Zu ei- 
ner engen Zusammenarbeit zwischen Sozialisten und Kommunisten sollte es 
in Chile jedoch erst mit der ersten Kandidatur Salvador Allendes im Jahr 1952 
kommen. 

In dieser Phase formierte sich auch die revolutionäre bolivianische Bewegung, 
in der sich Minenarbeiter und Bauern im Kampf für eine Agrarreform und für 
die Verstaatlichung der Minen zu einer radikalen demokratischen Massenbe- 
wegung zusammenschlossen. Die Allianz zwischen den beiden Gruppen war 
jedoch nicht frei von Misstrauen. Die Minenarbeiter präferierten eine Agrarre- 
form, die sich auf den kollektiven Besitz an Boden gründete. Die Bauernorga- 
nisationen dagegen verteidigten das Konzept des kleinen Landguts. Angesichts 
der ideologischen Differenzen spaltete sich die revolutionäre Bewegung. His- 
torisch gesehen lässt sich daher für die 1960er Jahre von einer Konterrevoluti- 
on der bäuerlichen und indigenen Bewegungen gegen die Minenarbeiter spre- 
chen, die wiederum dem städtischen Proletariat nahe standen. So kam es zum 
Bruch der Allianz zwischen Arbeitern und Bauern. Im mexikanischen Fall waren 
die ideologischen Fronten etwas anders gelagert. Hier führten sowohl Bauern als 
auch Arbeiter ihre Kämpfe in der Tradition der Revolution fort. Große Teile des 
Bodens wurden in kollektiven Besitz überführt. Die mexikanische Bauernbewe- 
gung verfolgte dabei eine eher sozialistische Perspektive, während der mexikani- 
sche Indigenismus stets auf die Schwächen dieser spezifischen Bodenreform 
hinwies und sie als ineffizient, bürokratisch und autoritär kritisierte. 

So prägte das nationale demokratische Projekt die neue Arbeiterklasse. Je 
nachdem wie groß der Einfluss der Kommunisten und Sozialisten dabei war, 
kam es zu einer Verbindung zwischen nationaler und antiimperialistischer Po- 
litik. Diese wurde zur Triebkraft für den Widerstand gegen die Vorherrschaft 
des expandierenden nordamerikanischen Kapitalismus, der sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg zum hegemonialen Zentrum des Weltsystems entwickelte. 
Die Allianz gegen den Faschismus zwischen der Sowjetunion und den USA 
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hatte bis 1947 gehalten. Angesichts der Politik des Kalten Krieges wurden die 
ehemaligen Verbündeten nun zu Feinden. Von diesem Moment an galten die 
USA den Kommunisten als Feind der Arbeiter, im Gegenzug arbeiteten die 
nordamerikanischen Geheimdienste daran, die Allianzen zwischen Kommunis- 
ten, Sozialisten und linken Christdemokraten zu spalten, die sich während des 
Zweiten Weltkrieges gebildet hatten. In dem Maße, in dem der imperialisti- 
sche Charakter der US-amerikanischen Politik zu Tage trat, der im Zuge der 
antifaschistischen demokratischen Allianz in Vergessenheit geraten war, entwi- 
ckelte sich auch eine neue antiimperialistische Front. Ihren Höhepunkt fand 
diese Ende der 1950er Jahre in Brasilien unter dem linken Präsident Getulio 
Vargas (der sich unter dem Druck eines öffentlichen 'Impeachments' das Le- 
ben nahm) und unter den Nachfolgeregierungen Kubistchek und Goulart.? 
Das Bündnis zwischen nationalem Bürgertum und Arbeiter-, Bauern- und Stu- 
dierendenbewegungen entwickelte zwar eine bemerkenswerte Stärke, doch 
wurde es durch die Staatsstreiche von 1964 in Brasilien, 1966 in Argentinien 
und durch Militärs wie Hugo Banzer in Bolivien wieder zerstört. 

Die Proklamation der Sozialistischen Republik Kuba im Jahr 1961 - eine Ant- 
wort auf die Invasion in der Schweinebucht - setzte in der gesamten Region 
die Frage des Sozialismus wieder auf die Tagesordnung: als eine unmittelbare 
Strategie für den Übergang hin zu einem neuen kollektiven ökonomischen 
und sozialen Regime. Kuba beeinflusste alle wichtigen Strömungen der latein- 
amerikanischen Linken, was seinen elaboriertesten Ausdruck im sozialistischen 
Programm der Unidad Popular in Chile fand. Von 1970 bis 1973 wurde in 
Chile ein absolut neues Experiment gewagt: Die demokratische und legale 
Transition hin zu einem Regime sozialistischer Produktion; eine Erfahrung, 
die nicht nur für die Arbeiterbewegungen in der Region sondern in aller Welt 
neu und von großer Bedeutung war. 

Sieht man einmal von der national-demokratischen Militärregierung Velasco 
Alvarado in Peru ab, so antwortete die politische Rechte auf diese Entwick- 
lungen mit brutaler Repression - in Chile wie auch in anderen lateinamerika- 
nischen Ländern. Die Rückkehr der Peronisten in die Legalität in Argentinien 
und ihr überwältigender Sieg bei den Wahlen von 1972 hatten Panik unter 
den herrschenden Klassen und in den Zentren der imperialistischen Macht 
ausgelöst. Insbesondere vor dem Hintergrund der Niederlage der USA in 
Vietnam handelt es sich für die Rechte um eine totale Katastrophe. Die staat- 
liche Repression eskalierte wie nie zuvor und erreichte radikalste Formen. Der 
faschistische Terror Pinochets und der argentinischen Putschisten steigerte die 
Repression ın der Region ins unermessliche. 


2 Unter der Regierung von Goulart Anfang der 1960er Jahre mussten die brasilianischen 
Kommunisten, die bereits 1947 in den Untergrund gegangen waren, nach nur zwei Jahren 
legaler politischer Aktivität wieder in die Semi-Klandestintiät abtauchen. 
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Trotz der Massenstreiks der Arbeiter in den großen exportorientierten Land- 
wirtschaftsbetrieben, etwa unter Sandino in Nicaragua und in EI Salvador, er- 
reichten die Bauernbewegungen nur wenige bedeutsame Siege: 1952 während 
der Revolution in Guatemala unter Arbenz und vor allem während der bolivi- 
anischen Revolution, in der die Bauern- und Minenarbeitermilizen die Macht 
im Land übernahmen. Angeführt durch Francisco Luliao in Brasilien wurden 
noch in den 1950ern die Ligas Campesinas gegründet. Doch schon in den 
1960ern beendete die Aufstandsbekämpfung des US-amerikanischen Militärs 
endgültig den Traum von einer geordneten Agrarreform, wie sie in Chile unter 
dem christdemokratischen Präsidenten Eduardo Frei initiiert worden war und 
sich in den Jahren 1970-1973 unter der Regierung der Unidad Popular und 
Salvador Allendes noch radikalisierte. 

Über Jahrzehnte hinweg stand die Forderung nach Boden im Zentrum der so- 
zialen Kämpfe und wirkte bis in die sandinistische Revolution in Nicaragua 
hinein. Arbeiter und Bauer setzten sich für Agrarreformen ein und wurden da- 
bei von den Studentenbewegungen und durch Teile der städtischen Mittel- 
schichten unterstützt. Erst in den 1980er und 1990er Jahren rekonfigurierte 
die starke Kontrolle der Multinationalen Konzerne über die Landwirtschaft 
den Konflikt um Boden in weiten Teilen des Kontinents. Zwischen 1960 und 
1990 spitzte sich der Prozess der Migration vom Land in die Städte zu. Große 
Teile der ländlichen Kleinbesitzer gaben ihre Höfe auf zu Gunsten der mittle- 
ren und großen Agrarunternehmen, die eng mit der transnationalen Agrarwirt- 
schaft verbunden waren. Damit entwickelte sich auch die Figur des lohnab- 
hängigen Agrararbeiters, der keinen eigenen Grundbesitz hat. Dieser sollte sich 
in einem neuen Typus bäuerlicher Bewegung mit gewerkschaftlichem Charak- 
ter organisieren. 

Paradigmatisch für diese Entwicklung ist der Fall Brasiliens: Hier überfluteten 
die sogenannten boias frias geradezu die ländlichen Regionen, lohnabhängige 
Landarbeiter in einer hoch spezialisierten und mechanisierten Agrarprodukti- 
on, die nach dem dürftigen und kalten Essen benannt sind, das sie zur Arbeit 
mitbringen. Als in den 1980er Jahren die ländliche Arbeitslosigkeit zunahm, 
kam unter ihnen die Forderung nach Boden auf. Hier hat die Landlosenbewe- 
gung Movimento dos Sem Terra (MST) ihre Wurzeln. Der MST fordert eine 
dynamische Landreform, akzeptiert allerdings die gesetzlichen Regelungen, 
nach denen ungenutzte Flächen zu Marktpreisen verkauft werden. Seine Stärke 
gründet sich daher auch nicht so sehr auf die Radikalität seiner Forderungen, 
sondern auf die Form der Besetzung, der gemeinschaftlichen Bewirtschaftung 
ungenutzter Flächen und seiner sozialistischen und nachhaltigen Konzeption 
einer ländlichen Ökonomie, über der der MST seiner Forderung nach einer 
Agrarreform Nachdruck verleiht. Die Anbau- und Erntetechniken des MST, 
sein Umweltbewusstsein und die Sorge um die Schulung seiner Mitglieder und 
die Bildung der Kinder macht die Bewegung zur Avantgarde der brasiliani- 
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schen Gesellschaft. Die Grundforderungen des MST lassen sich in der Formel 
Boden, Wasser und Saatgut zusammenfassen und repräsentiert den Kampf um 
die Ernährungssouveränität Brasiliens. Zum Schrecken der brasilianischen 
Konservativen ist der MST bereit, die transnationalen Agrikulturunternehmen 
auf lange Sicht herauszufordern. 

Unterstützung erhält der MST dabei unter anderem von der Kirche: Denn 
diese hat in Brasilien entschieden, das größte katholische Land der Welt nicht 
einfach der Ausbeutung durch die Eliten zu überlassen - wohl nicht zuletzt, 
weil eine soziale Revolution in Brasilien ohne Beteiligung der katholische Kir- 
che definitiv einen schweren Schlag für den Katholizismus mit seinem univer- 
sellem Anspruch bedeuten würde. 


Die ethnische Frage 


Mit den indigenen Bewegungen fordert die Bauernschaft die Anerkennung ih- 
rer spezifischen Kultur und wendet sich damit gegen diejenigen gesellschaftli- 
chen Kräfte, von denen sie lediglich als ein zu modernisierender Wirtschafts- 
sektor betrachtet wird. Dabei gilt es zwei Strömungen zu unterscheiden: die 
indigene bäuerlich Bewegung und die schwarze bäuerliche Bewegung. Die Be- 
wegung der Schwarzen war in Lateinamerika eine vorwiegend ländliche Bewe- 
gung, die sich historisch zunächst im Kampf gegen die Sklaverei und gegen 
die spanische Herrschaft auf Kuba konstituierte, später an der kubanischen 
Revolution teilnahm und sich auch an den Befreiungsbewegungen in anderen 
Länder Lateinamerikas beteiligte. Die Schwarzen organisierten sich mit einfa- 
chen Strukturen und wurden zu einem wichtigen Teil der nicht-europäischen 
und nicht-sozialistischen bäuerlichen Bewegungen. Lange Zeit blieben sie Teil 
der populistischen Strukturen. Obwohl sie an einigen Orten eine wichtige so- 
ziale Basis der Kommunisten darstellten, negierten diese stets die Besonderhei- 
ten ethnischer Bewegungen und wendeten sich daher gegen die Idee einer ei- 
genen Bewegung der Schwarzen. Nach den Vorstellungen der Kommunisten 
sollten sich die Schwarzen stattdessen der Bürgerrechtsbewegung anschließen, 
womit der spezifisch ethnische Charakter dieser sozialen Bewegung negiert 
wurde. Die ethnische Dimension der lateinamerikanischen Bewegung der 
Schwarzen begann sich erst mit dem Aufkommen der US-amerikanischen 
Black Power Bewegung in den 1960er Jahren durchzusetzen. Mit der Ableh- 
nung einer Position, die die Gleichstellung Schwarzer und Weißer forderte, 
und der Betonung der Rechte der Schwarzen - was sich etwa in dem Slogan 
„black is beautiful“ ausdrückte - wurde schließlich ein Bruch mit der Bürger- 
rechtsbewegung vollzogen. 


Die ethnische Dimension der indigenen Bewegung erstarkte in den 1970er 
Jahren, als die historischen Wurzeln der Indigenas für deren aktuelle soziale 
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Kämpfe stärker an Bedeutung gewannen und sie die Führung in verschiedenen 
Guerilla-Bewegungen erreichten. Besonders stark trat der lateinamerikanische 
Indigenismus in den guatemaltekischen Kämpfen der 1970er Jahre zu Tage, 
wo die Guerilla, trotz externer Beteiligung, eindeutig von indigenen Gruppen 
angeführt wurde. Die guatemaltekische Erfahrung schlug sich auch in Mexiko 
nieder und erfuhr dort vor allem im Zapatismus eine spezielle Ausprägung. 
Hier erhält der Indigenismus den Charakter einer eigenen Ideologie, die einer- 
seits stark durch indigene Kultur und Traditionen geprägt ist und andererseits 
universelle Ziele formuliert. Die Frage der Anerkennung und der Identität der 
Indigena stellt heute ein zentrales Moment der sozialen Kämpfe in Lateiname- 
rıka dar und wirkt weit über die Grenzen des Kontinents hinaus: Indigenas aus 
verschiedenen Regionen der Welt schließen sich in sozialen Bewegungen zu- 
sammen, in denen der Indigenismus mit ökologischen Forderungen verbun- 
den wird. Gerade vor dem Hintergrund seiner engen Beziehung zur Natur 
steht der Indigenismus in unmittelbarem Widerspruch zum Kapitalismus, aber 
auch zu den Marxismen stalinistischer Ausprägung, für welche der gesell- 
schaftliche Fortschritt oft gleichbedeutend ist mit der Überwindung traditio- 
neller Lebensformen. 


Die feministische Bewegung 


Der Feminismus, der sich in der Phase des Populismus und der nationalen 
demokratischen Kämpfe ebenfalls als eigene soziale Bewegung formierte, hat 
in allen Epochen stets als Bestandteil anderer sozialer Bewegungen existiert, so 
etwa in der Schwarzenbewegung und in der Bürgerrechtsbewegung, deren 
prinzipielles Ziel ja die Gleichheit der Rechte alle Menschen ist. Ab den 
1960er Jahren jedoch begann die feministische Bewegung sich nicht nur für 
die Bürgerrechte der Frauen in der modernen Gesellschaft zu engagieren, son- 
dern forderte die Anerkennung der Frau in allen gesellschaftlichen Bereichen 
auf einer viel grundsätzlicheren Ebene. Frauen sollten nicht mehr nur als pas- 
sive Elemente an der Kultur beteiligt werden, vielmehr sollte die Kultur selbst 
aus einer feministischen Perspektive restrukturiert werden. Anstelle die Frau als 
Repräsentantin des Lebens zu betrachten, ging es um die Wahrnehmung der 
Welt selbst aus einer Perspektive des Lebens, um eine grundlegend neue gesell- 
schaftliche Vision für die durch den Machismo geprägten lateinamerikani- 
schen Länder. 
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3. Die Autonomie der sozialen Bewegungen 
und die neuen Formen der Repression 


25 Jahre Neoliberalismus, auf internationaler Ebene diktiert durch den IWF 
und die Weltbank, stürzten die Länder Lateinamerikas in schwere ökonomi- 
sche Probleme und drängten die sozialen Bewegungen in die Defensive. Ar- 
beitslosigkeit, Inflation, Lohnsenkungen und der Mangel an produktiven, infra- 
strukturellen und sozialpolitische Investitionen zerstörten das soziale Leben, 
unterminierten das Vertrauen in die Institutionen und ebneten den Weg für 
Kriminalität, Drogen und Gewalt in ihren vielfältigen Formen. Mit der Zu- 
nahme der Massenarbeitslosigkeit verloren der Streik und die Arbeitsunterbre- 
chung, die wichtigsten Waffen der Arbeiterbewegung, zunehmend an Kraft 
und Bedeutung. Auch die Perspektiven des Kampfes auf der Straße waren be- 
grenzt. Er führte zur Erschöpfung der Aktivisten und konfrontierte sie mit un- 
erbittlichen Formen der Repression. Er ließ sie ihre Ziele aus den Augen ver- 
lieren und fand seine Grenzen im Aktionismus des 'Sub-Proletariats', das über 
kein politisches Programm und keine kohärente Organisation verfügte. 

Die Jahre der Rezession gingen Hand in Hand mit staatsterroristischen Re- 
gimen und institutioneller Repression. Zwar hatte die Wirtschaftskrise ihren 
Ursprung in den 1970er Jahren, doch wurde sie zunächst noch durch den Zu- 
gang zu internationalen Krediten zu günstigen Konditionen hinausgezögert. 
Aufgrund der unverantwortlichen 'Verhandlungen' über das Schuldenvolumen 
und die Erhöhung der Zinssätze durch das US-Department of Treasury, be- 
gannen die internationalen Zinsforderungen die lateinamerikanischen Öko- 
nomien ab Anfang der 1980er Jahre zu strangulieren. 

Auf eine Serie von Wirtschaftsrezessionen, Ausnahmeregierungen, auf den 
Staatsterrorismus und die Senkung des Lebensstandards der lohnabhängigen 
Bevölkerung folgte die ideologische Offensive gegen die Errungenschaften der 
Arbeiterbewegung. Mit dem Zerfall der Sowjetunion und des Ostblocks er- 
reichte der Neoliberalismus in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre seinen Hö- 
hepunkt. Mit dem Fall der sogenannten 'realsozialistischen' Länder schlug die 
neoliberale Ideologie in einen ideologischen Terror um. Wer eine Kritik am 
Kapitalismus oder an den Absonderlichkeiten der 'freien Marktwirtschaft' 
formulierte, wurde ausgesondert und von den Medien der Massenkommunika- 
tion abgeschnitten. Sozialismus und Marxismus schienen am Ende, es war die 
Epoche des 'Endes der Geschichte. 

Über 25 Jahre hinweg mussten die sozialen Bewegungen in Lateinamerika un- 
ter äußerst prekären ökonomischen Bedingungen operieren. Doch die wirt- 
schaftlich schwierige Lage kann keine Entschuldigung sein, bestand doch stets 
die Möglichkeit, sie unter einer Politik der Wahrung der nationalen Interessen 
zu überwinden und die Zahlung der internationalen Schulden und der irrsin- 
nigen Zinsen politisch zu verweigern. Aber die Akteure, die ein Interesse an 
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der Verhandlung des Schuldendienstes und der Zinszahlung in harter Wäh- 
rung hatten, konnten sich durchsetzen. In dieser Phase entwickelte sich in der 
Region eine typische „Kompradorenbourgeoisie“, die als Statthalter des aus- 
ländischen Kapitals fungierte. Diese konnte sich gegenüber den lokalen Kapi- 
talen durchsetzen, welche durch die neoliberalen Politiken an einer vorteilhaf- 
ten Teilnahme am Welthandel gehindert wurden. Stattdessen waren es die asia- 
tischen Länder, die, da ihre Exportfähigkeit und ihr Wirtschaftswachstum we- 
niger stark von internationalen Krediten abhingen, Vorteile auf dem Welt- 
markt erringen konnten. In Lateinamerika erholte sich die Arbeiterbewegung 
in dieser Zeit nur langsam und suchte dabei die Unterstützung der Liberalen 
und der Kirche. Diese distanzierten sich zunehmend von den diktatorischen 
Regimen, welche sie zuvor noch unterstützt hatten, und schwenkten stattdes- 
sen um auf die Betonung von Menschenrechten, Amnestie und Demokratisie- 
rung. 

Unter diesen Bedingungen fiel die neoliberale Ideologie auf fruchtbaren Bo- 
den und diffundierte bis in die Parteien der Linken, bei denen sie in den 
1990er Jahren vor allem mit der raffinierten Formel des sogenannten Dritten 
Wegs Erfolg hatte. Im Kern besagte diese, das es keine Alternative zur freien 
Marktwirtschaft gäbe, die allerdings die sozialen Rechte der Arbeiter nicht ga- 
rantieren könne. Daher, so hieß es, gelte es den ökonomischen Neoliberalis- 
mus mit sozialpolitischen Programmen zu kombinieren (IWF und Weltbank, 
die die 'vorübergehenden' negativen Effekte der 'Transition' zur 'freien Markt- 
wirtschaft! registrierten, sprachen von einer kompensierenden Politik). Die 
theoretischen und praktischen Schwächen dieses Vorschlags waren offensicht- 
lich und in dem Maße, in dem sich der Neoliberalismus sowohl in theore- 
tisch-dogmatischer als auch in praktischer Hinsicht als immer weniger nach- 
haltig erwies, erfolgte die Abkehr von diesem Modell. 

Nichts desto trotz leidet die Arbeiterbewegung bis heute unter der Wirkung 
dieser ideologischen Offensive, hat aber mittlerweile wieder an politischer 
Stärke gewonnen. Nicht zuletzt trug dazu das kontinuierliche Wirtschafts- 
wachstum zwischen 1994 und 2000 bei, in dessen Folge die Arbeitslosigkeit in 
den USA von 12% auf 3,4% fiel. Die Rückkehr zu einer Situation annähern- 
der Vollbeschäftigung führte in den USA zu einer Renaissance der gewerk- 
schaftlichen Militanz und einer Reorientierung des wichtigsten Gewerkschafts- 
bundes AFL-CIO hin zu progressiven Positionen. In Lateinamerika dagegen 
verzeichnete die Arbeiterbewegung der letzten Jahrzehnte einzig in Brasilien 
einzelne Momente der Stärke, vor allem in den 1970er Jahren und teilweise 
auch in den 1980ern und 1990ern. Dass die Arbeiterbewegung auf dem ge- 
samten Kontinent so sehr an Kampfkraft verlor, liegt vor allem an den schwie- 
rigen Rahmenbedingungen der wachsenden Arbeitslosigkeit und permanenten 
Rezession. 

Am stärksten wurde wohl die Studentenbewegung von der neoliberalen Welle 
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getroffen. Sie war für lange Zeit ein Gravitationszentrum der sozialen Kämpfe 
gewesen. Heute stellt sie gerade noch Forderungen auf, die sich auf den Bil- 
dungssektor beschränken und trägt damit selbst noch zu ihrer weiteren Isola- 
tion bei. Mit der Expansion der privaten Universitäten und der Zunahme der 
Studierenden aus den bürgerlichen Mittelschichten verliert die Universität den 
Charakter einer fortschrittlichen intellektuellen Spitze, der ihr noch bis An- 
fang der 1970er Jahre zukam. Der ideologische Einfluss der 68er war ohne 
Frage von großer Bedeutung, doch mit der Radikalisierung der Studentenbe- 
wegung in den 1970er Jahren distanzierte diese sich von großen Teilen der 
Bevölkerung. Am Ende wurde auch die Studentenbewegung hart von der 
staatlichen Repression getroffen, vermochte ihr Niveau der Militanz nicht zu 
halten und verlor ihre intellektuelle Vorreiterrolle. 

In den 1980er und 1990er Jahren gewannen vor allem die sozialen Bewegun- 
gen in den Elendsvierteln an Bedeutung: die ‚Marginalisierten’ oder ‚Exklu- 
dierten' der barrios. Trotz aller Schwierigkeiten konnten sie finanzielle Mittel 
für den Aufbau der Infrastruktur in ihren Stadtvierteln erkämpfen. Eine zentra- 
le Rolle in diesem Prozess spielten die Frauen, die sich in der Selbstverwaltung 
ihrer Stadtviertel engagierten und die Erschließung und Nutzung von Ressourcen 
in den Bereichen Ernährung, Sicherheit und Basisdienstleistungen gemeinschaft- 
lich organisierten. Fin ausgezeichnetes Beispiel dafür sind die peruanischen Co- 
medores und Comites de Vaso de Leche, in denen es den Frauen gelang, warme 
Mahlzeiten und Milch für die Bewohner der barrios bereit zu stellen. 

Zugleich wurde der Handel mit verbotenen Drogen, vor allem mit Kokain, 
zur primären Einkommensquelle für ganze Heere krimineller Organisationen. 
Die Situation ähnelt der Zeit der Prohibition in Chicago in den 1920er und 
1930er Jahren. Die kriminelle Aktivität in den Elendsvierteln, massiv etwa im 
Falle Brasiliens, führt dazu, dass auch linke Stadtverwaltungen und Basisorga- 
nisationen immer mehr auf Techniken der sozialen Repression zurückgreifen. 
Während politisch motivierte Folter und Gewalt tendenziell abnehmen, 
nimmt die Repression gegenüber Kleinkriminellen und einkommensschwa- 
chen Bevölkerungsschichten massiv zu. 

Mit dem Aufkommen neuer Themen und Akteure wandeln sich auch die so- 
zialen Bewegungen. Beispiele dafür sind die Gender-Bewegung, die Bewegung 
der Indigenas und der Schwarzen und die Umweltbewegung. Neue Punkte er- 
scheinen auf der Agenda der sozialen Kämpfe. Meist sind sie liberaler Natur 
und drücken sich aus im Kampf um (Wahl-JRechte, um die Anerkennung se- 
xueller Präferenzen und ethnischer Identitäten und die Integration ethnischer 
und kultureller Minderheiten in die nationale Kultur. Nach und nach fügen 
sich diese Forderungen zu einem kulturellen Projekt zusammen, das auf den 
Bruch mit den ökonomischen und sozialen Strukturen hinausläuft, welche 
den Machismo, den Rassismus und den Autoritarismus hervorgebracht haben. 
Es ist die kapitalistische Produktion selbst, die historisch auf das Engste mit 
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diesen vielfältigen Macht- und Herrschaftsbeziehungen der modernen Gesell- 
schaften verwoben ist. Die Wurzel des Übels geht zurück auf die Behauptung, 
Aufklärung und Rationalität wären die Wiege der westlichen Zivilisation gewe- 
sen - eine Rechtfertigung des Kolonialismus und eine Abwertung der Kulturen 
und Zivilisationen des Orients und der präkolonialen indigenen Gemeinschaf- 
ten. 

So beginnen die sozialen Bewegungen mit der Ideologie der Moderne zu bre- 
chen. Die Kritik am Mythos der überlegenen Zivilisation verleiht den sozialen 
Bewegungen eine besondere Kraft und wird zum Fundament eines neuen plu- 
ralistischen Zivilisationsprozesses: planetarisch, post-rassistisch, post-kolonial 
und vielleicht auch post-modern. 

Zwei wichtige Aspekte gilt es für diese Phase der Entwicklung der sozialen 
Bewegungen hervorzuheben: Erstens gewannen die sozialen Bewegungen eine 
gewisse Autonomie, denn sie agierten nun außerhalb der kommunistischen 
Parteien und unabhängig vom großpolitischen Projekt einer nationalen de- 
mokratischen Entwicklung und Modernisierung. Stattdessen kämpften sie für 
die Einhaltung der Bürgerrechte und gegen die lateinamerikanischen Militär- 
diktaturen. Hier hat auch die Gründung vieler Nichtregierungsorganisationen 
ihre Wurzeln und die rege Interaktion zwischen den sozialen Bewegungen, die 
nun unabhängiger von politischen Parteien agieren, und NGOs, die diese Au- 
tonomie unterstützen, nahm ihren Anfang. 

Zweitens kam es ausgehend von dieser Entwicklung auch zur Gründung neuer 
politischer Parteien, so etwa ım Fall des Partido dos Trabalhadores (Arbeiter- 
partei) in Brasilien. Das Konzept einer Zivilgesellschaft, die sich unabhängig 
und in Opposition zum Staat formiert, übte großen Einfluss auf eine Vielzahl 
politischer Organisationen aus. Ein zentrales Problem bleibt dabei freilich un- 
gelöst: In dem Maße, in dem zivilgesellschaftliche Gruppen und Organisatio- 
nen wachsen und an gesellschaftlicher Bedeutung und Einfluss gewinnen, ver- 
ringert sich auch ihre kritische Distanz zum Staat. Sie werden selbst zu einem 
hegemonialen Faktor innerhalb des Staat. Von diesem Moment an wird das 
kritische Postulat zu einem positiven Postulat. Zivilgesellschaftliche Organisa- 
tionen beteiligen sich mit konstruktiven Vorschlägen an staatlicher Politik 
und werden zum integrativen Bestandteil einer neuen öffentlichen Politik. 
Darin werden Teile des vorherigen nationalen demokratischen Programms fort- 
geführt und neue Forderungen zum Beispiel ökologischer und demokratischer 
Natur aufgenommen. So führt die neue Autonomie der sozialen Bewegungen zu 
mehr Demokratie und zu einer größeren Kontrolle über die Macht und konsti- 
tuiert langsam einen neuen politischen Raum. Ungelöst bleiben dabei freilich die 
Widersprüche zwischen Autonomie und Staat, zwischen Demokratie im Sinne 
einer Stärkung der Autonomie und Demokratie im Sinne eines formalpolitischen 
Prozedere, zwischen sozialen Bewegungen, Regierungspolitik und der Frage der 
Transformation der materiellen Lebensbedingungen. 
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4. Die Globalisierung der sozialen Kämpfe 


Nach den WTO-Protesten ın Seattle 1999, den Weltsozialforen in Porto 
Alegre und den Massendemonstrationen der globalisierungskritischen Bewe- 
gung in vielen Teilen der Welt, haben die sozialen Bewegungen heute eine 
neue Dynamik erhalten und beschränken sich nicht mehr nur auf die Defen- 
sive. Die Ursprünge dieser Entwicklung reichen bis in die 68er-Bewegung zu- 
rück. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion haben die sozialen Kämpfe 
heute die Dimension einer gigantischen zivilgesellschaftlichen Bewegung gegen 
die neoliberale Globalisierung erreicht. Die politische Bedeutung dieser Pro- 
testbewegungen wird immer offensichtlicher: Es gründen sich neue Aufstands- 
bewegungen wie der mexikanische Zapatismus, der internationale Bedeutung 
erlangt hat und Menschen aus allen Ländern zum Widerstand gegen den Neo- 
liberalismus motiviert; die indigenen Widerstandsbewegungen in Bolivien und 
Ecuador stürzen die Machthaber und bringen neue Parteien und Regierungen 
hervor; Arbeiterparteien wie der Partido dos Trabalhadores in Brasilien, aber 
auch in Uruguay und Venezuela, arbeiten eng mit den sozialen Bewegungen 
zusammen und können wichtige Wahlerfolge erringen. Diese Entwicklungen 
führen zu einer neuen Welle der sozialen Transformation. Sie hat ihren Ur- 
sprung in den klassischen sozialen Bewegungen und führt über die neuen so- 
zialen Bewegungen zu einer Evolution der gesamten Linken, einschließlich der 
nationalistischen Strömungen und der herrschenden Klassen. Ein komplexes 
historisches Projekt ist am Entstehen. Es ist noch lange nicht fertig, aber be- 
reits heute findet es seinen Ausdruck in Projekten wie der alternativen Integra- 
tion der lateinamerikanischen Länder. 

Die sozialen Bewegungen dürfen sich heute nicht auf den politischen und kul- 
turellen Widerstand beschränken. Dies gilt um so mehr, als die Situation La- 
teinamerikas gegenwärtig durch Wirtschaftskrisen und eine Abkehr vom Pro- 
jekt der nationalen demokratischen Entwicklung gekennzeichnet ist und die 
Region auf das Schärfste mit einer imperialistischen Politik und der Repressi- 
on durch große Teil der herrschenden einheimischen Klassen konfrontiert ist. 
Die Finanzmärkte herrschen über die Wirtschaft. Mit brutaler Kraft unterwer- 
fen sie die produktiven Kräfte der Gesellschaft, einschließlich des Staates, der 
den Finanzsektor mit immer weiteren Transferressourcen versorgt. All dies 
vollzieht sich im Namen einer reaktionären Ideologie, die sich als höchster 
Ausdruck der Moderne versteht und als einzig möglicher Weg präsentiert: das 
Ergebnis des 'Endes der Geschichte‘. Unter diesen Bedingungen müssen Alter- 
nativen global gedacht werden. Auf dem Weg in eine bessere Gesellschaft gilt 
es neue Fragen zu stellen und andere Antworten zu finden. 

Während diese Aufgabe Jahrzehnte erfordern kann, flammen neue partikulare 
und immer substantiellere Kämpfe auf. Die regionale Integration Lateinameri- 
kas im Geiste der bolivarischen Idee nimmt konkrete Formen an im 
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MERCOSUR, in der Comunidad Andina de Naciones, dem Projekt ALBA 
und der Comunidad Sudamericana. Vorangetrieben wird es vor allem von der 
venezolanischen Regierung, die sich von der partizipativen Demokratie und 
den sozialen Bewegungen inspirieren lässt. 

Dieser Prozess wird vielfältige ideologische, politische und kulturelle Verände- 
rungen hervorbringen. Der Wahlsieg Lulas in Brasilien etwa war das Ergebnis 
von Bündnissen zwischen sozialen Sektoren, die bis dahin getrennt voneinan- 
der agierten und auf der Suche nach einem neuen historischen Block ihre 
produktiven Kräfte gegen die Herrschaft des Finanzkapitals vereinten. Ein 
ähnliches Bild zeichnet sich in Argentinien ab, wo die großen Massenbewe- 
gungen das neoliberale Programm radikal in Frage gestellt haben. In der ge- 
samten Region wird von einer neuen Epoche gesprochen. Man versucht die 
Bedingungen für eine neue Wirtschaftspolitik zu schaffen, die die Konzepte 
und Agenden der 1960er und 1970er Jahre aufnimmt und an die neuen Be- 
dingungen der Weltwirtschaft anpasst. Was dabei zählt ist der politische Wille. 
Die technischen Aspekte sind von sekundärem Charakter, lassen sie sich doch 
auf Grundlage der regionalen Expertise leicht bewältigen. 

Das neue Projekt, das die intellektuelle Barbarei des neoliberalen Einheitsden- 
kens beenden und eine neue politische und ideologische Wirklichkeit einläu- 
ten wird, hat viele Ausdrucksformen. Die Debatte um die großen Fragen der 
Zukunft der Menschheit ist wieder eröffnet. Die sozialen Bewegungen sind das 
Terrain, auf dem die Antworten gefunden werden, und angesichts der sozialen 
Ungleichheit, der Armut, der autoritären Herrschaft und der Ausbeutung 
müssen sie radikal sein. Die Geschichte Lateinamerikas bleibt offen. 


Übersetzung aus dem Spanischen von Henrik Lebuhn 


Ernesto Kroch 


Uruguay 
Ein lateinamerikanisches Modell? 


Wurzeln 


Uruguay ist für lateinamerikanische Verhältnisse ein kleines Land, mit 178.000 
Quadratkilometern hat es nur die Hälfte der Fläche der heutigen Bundesrepu- 
blik Deutschland, ist aber mit 3,4 Millionen Einwohnern nur dünn besiedelt. 
Davon leben 40% in der Haupt- und Hafenstadt Montevideo. Doch die poli- 
tische Bedeutung des Landes ist gewiss größer als seine geographische und das 
mag es auch für uns hier interessant machen. 

Man hat Uruguay oft als einen „Brückenkopf Europas in Südamerika“ oder 
als die „Schweiz Südamerikas“ bezeichnet. Auch wenn etwas Wahres daran 
sein mag, die wesentlichen Probleme waren immer dieselben wie in ganz La- 
teinamerika: der Großgrundbesitz und die Abhängigkeit von imperialistischen 
Großmächten. Erst von Spanien, dann von England und letztlich von den USA. 
Das ist der gemeinsame Nenner des lateinamerikanischen Kontinents, und die 
gemeinsame Wurzel dieser beiden Grundübel kann man auch an der Ge- 
schichte Uruguays erkennen. Es war die spanische Krone, bzw. der Vizekönig 
in Buenos Aires, der große Ländereien an seine getreuen Vasallen in dem er- 
oberten Territorium östlich des Uruguay-Flusses vergab. Und auch die ersten 
Präsidenten der ab 1825 unabhängigen Republik Banda Orienta Rivera und 
Lavalleja, besaßen jeder über 100.000 ha Land. Doch die Rinder, die darauf 
weideten, ihr Reichtum, wurden auch von den Ureinwohnern gejagt und ge- 
schlachtet. Die Charrüa-Indios hatten keinen Begriff von Privateigentum und 
waren daher nicht in die halb feudale Viehzüchtergesellschaft zu integrieren. 
So rief Bernabe, der Bruder des Präsidenten, des Generals Rivera, 1832 alle 
Häuptlinge mit ihren Sippen zu einer Beratung zusammen, verteilte am A- 
bend reichlich alkoholische Getränke und fiel in der Nacht mit seinen Trup- 
pen über die Schlafenden her, die alle gnadenlos niedergemetzelt wurden. Eine 
Gruppe von acht Charrlas wurde gefangen genommen und in einem Käfig 
zur Weltausstellung nach Paris gebracht. Der Ort jenes Genozids heißt heute 
noch Salsipuedes, „rette sich wer kann“. 

Das Fehlen einer Klasse von Indios ist seither eine der Besonderheiten Urugu- 
ays in Lateinamerika. Fine andere Besonderheit ist, dass die Revolution, der 
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Unabhängigkeitskrieg gegen die spanische Kolonialherrschaft, vom flachen 
Land ausging. In den anderen Ländern waren es die Patrizier, Kaufleute und 
Exporteure der Hafenstädte gewesen, die den Freihandel proklamierten und 
sich, gestützt auf England, gegen das Monopol Spaniens erhoben. In der Ban- 
da Oriental hingegen revoltierte das Landvolk, bedrängt von der städtischen 
Bürokratie und dem spanischen Söldnerheer. Der charismatische Anführer der 
Aufständischen - Landbesitzer ohne Eigentumstitel, schwarze Sklaven, Indios, 
Dorpfaffen, Troßweiber mit ihren Kindern - war Jose Gervasio Artigas, in jun- 
gen Jahren Schmuggler, später Hauptmann der spanischen Kavallerie. Am 25. 
Mai 1811 schlug er die Königliche Armee bei las Piedras, womit das Land be- 
freit wurde, außer der Hauptstadt Montevideo, die erst nach langer Belagerung 
vier Jahre später fiel. 

Artigas war auch der Erste, der in Südamerika eine radikale Agrarreform 
durchführte. „Sie (die Ländereien) werden verteilt mit der Voraussicht: dass die 
Unglückseligsten die Bevorzugten sein werden... die freien Schwarzen, die 
Mischlinge, die Indios und die armen spanischen Einwanderer.“ Doch 1820 
musste Artigas ins Exil nach Paraguay, und viele der unter seiner Regierung 
verteilten Grundstücke wurden an die vorherigen Eigentümer zurückgegeben. 


Großgrundbesitz und Imperialismus 


Die Ehe von Großgrundbesitz und Imperialismus, jetzt der englische, wurde 
unter der Diktatur des Oberst Latorrre (1876-80) ein für allemal festgeschrie- 
ben. Er übergab die staatlichen Eisenbahnen den Engländern und somit den 
gesamten Transport von der Viehweide über den Hafen bis zu den Schlacht- 
höfen Londons, da auch die Schiffe unter britischer Flagge fuhren. Sieht man 
sich das Schienennetz an, so sind es alles Linien, die wie ein Fächer konzen- 
trisch auf den Wasserkopf Montevideo zu laufen, ohne jede Querverbindung: 
eine Entwicklung der Wirtschaft ausschließlich nach außen. Uruguays Ver- 
kehrsstruktur verdammte es dazu, ohne inneren Handel und Entwicklung aus- 
zukommen. Denn auch später, als man Autostraßen baute, tat man es parallel 
zu den Schienenwegen. Nur eine Autostraße von Rivera nach Paysandü läuft 
transversal durch das Land, doch diese dient mehr dem Handelsverkehr Brasi- 
liens und Argentiniens. Man vergleiche damit das engmaschige Schienennetz 
Deutschlands. 

Die andere Maßnahme Latorres bestand darin, die Estancias mit 25.000 Ton- 
nen aus England importiertem Eisendraht umzäunen zu lassen. Damit verän- 
derte sich das ländliche Panorama. In vier Jahren wuchs der Rinderbestand 
von 5 auf 8 Millionen an, der der Schafe von 8 auf 15 Millionen. Aber um 
welchen Preis? Mit dem Ende der offenen Weiden gab es auch keinen Bedarf 
mehr für die Siedlungen am Rande der Estancias, deren Bewohner den Über- 
tritt des Viehs auf andere Güter zu verhindern hatten und dafür Fleisch vom 
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Estanciero bekamen. Nun überflüssig, vertrieb sie die nach dem neuen Land- 
gesetz geschaffene Privatpolizei der Estancieros ebenso erbarmungslos wie die 
wildernden Gauchos. 

Latorre hinterließ nicht nur einen konsolidierten Großgrundbesitz sondern 
auch eine völlig enteignete Landbevölkerung, die nur auf einen Anführer war- 
tete, um ihrem Zorn und ihrer Verzweiflung Luft zu verschaffen. Der Caudil- 
lo, der sie in den Kampf führen sollte, war Aparicio Saravia, einer der radıka- 
len Blancos, der den damals regierenden Colorados den Kampf angesagt hatte 
(Blancos und Colorados sind die beiden großen Parteien). Tausende von To- 
ten, Verwüstung ganzer Provinzen, Millionen Meter zerstörter Drahtzäune, 
Hunderttausende von Rindern und Schafen geschlachtet oder vernichtet - ei- 
ne Explosion lang angestauten Flends. In der Hauptstadt, wo der auf dem 
Lande gezeugte Reichtum Feste der Kultur und der „Zivilisation“ feierte - 
Toscanini dirigierte grade Wagners „Meistersinger“ - hallte die Nachricht vom 
bewaffneten Aufstand wie ein Schuss in einem Konzertsaal wider. Abermals 
offenbarte sich das doppelte Uruguay. Das eine fortschrittlich, erfüllt von 
modernen Ideen und gesittetem Leben, das andere brutal, zurückgeblieben in 
einer noch halbfeudalen Realität. Nach blutigen und langen Kämpfen wurden 
die Truppen Aparicio Saravias geschlagen und niedergemetzelt. Was in einem 
Vierteljahrhundert alle Repression von Polizei und Militär nicht vermocht hat- 
te, war das Endergebnis dieser Bürgerkriege. Bei Tupambäe und Masoller er- 
füllten die Maschinengewehre die Träume der „konservativen Klassen“ sie 
mähten die überzählige Landbevölkerung nieder. So blieb der Großgrundbe- 
sitz Sieger, und fast ein Jahrhundert später hat sich nur wenig an den sozialen 
Strukturen auf dem Lande geändert. Das erklärt auch, warum es - mit Aus- 
nahme weniger Provinzen - keinen ländlichen Mittelstand gibt, und warum 
ein Land, dass 30 Millionen Menschen eine Heimat sein könnte, nur von we- 
nig mehr als einem Zehntel davon bewohnt ist. 


Geburt des demokratischen Staates 


Während seine Nachbarn noch im 20. Jahrhundert von einem Militärputsch 
zum nächsten schlidderten, entstand in Uruguay ab 1904 ein moderner de- 
mokratischer Staat, der sich mit Ausnahme der mittleren dreißiger Jahre bis 
zum Ende der sechziger Jahre in friedlichen parlamentarischen Verhältnissen 
entwickelte. Die Bürgerkriege des 19. Jahrhunderts zwischen Colorados und 
Blancos, Repräsentanten des städtischen Bürgertums und der Großgrundbesit- 
zer auf dem Lande, beendete der Colorado Präsident Jose Batlle y Ordönez 
mit einem Pakt der Machtverteilung. In allen staatlichen und kommunalen 
Institutionen und Unternehmen wurde deren Leitung zwischen Wahlsiegern 
und Wahlverlierern im Verhältnis 3 zu 2 aufgeteilt Dieses System der Macht- 
und Beamtenaufteilung vom untersten Hilfsarbeiter bei der Müllabfuhr bis 
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zum Generaldirektor der Staatsbank führte zu einem korrupten Klientelismus 
- eine Anstellung gegen eine Wahlstimme - und einer Hypertrophie der 
Staatsbürokratie, aber auch zur Stabilität der Demokratie. 

Dieses System prägte, zusammen mit der damals beginnenden Verstaatlichung 
der öffentlichen Dienste und der Einführung von Sozialgesetzen, langfristig 
die Mentalität der Uruguayer: ihre demokratische Gesinnung und Toleranz. 
Ihre Freiheitsliebe und Friedfertigkeit offenbarten sich Jahre später im Wider- 
stand unter der Militärdiktatur und ihrer Identifizierung mit dem Staat in den 
Plebisziten gegen die Privatisierung staatlicher Unternehmen. Bereits 1915 un- 
ter Batlle wurde der 8-Stundentag Gesetz, ebenso die Altersrente ab dem 60. 
Lebensjahr. Und ab 1916 war die höhere Schule kostenlos, ab 1919 auch die 
Universität. Religion wurde Privatsache und vom Staat absolut getrennt, in 
den öffentlichen Schulen gibt es keinen Religionsunterricht. Die Kirche spielt 
in der Politik Uruguays keine bedeutende Rolle, ganz im Unterschied zu Bra- 
silien und Argentimen. Zu gleicher Zeit begann der Prozess der Verdrängung 
des englischen durch den nordamerikanischen Imperialismus: die Errichtung 
der beiden großen Chicagoer Gefrierfleischfabriken (Swift und Armour) in 
Montevideo; der Bau von Autostraßen neben den Schienenwegen, wo ameri- 
kanische Autos und LKWs den englischen Eisenbahnen Konkurrenz machen. 


Konfrontation 


Solange Krieg und Wiederaufbau die industriellen Großmächte Europas und 
die USA sich auf ihre eigenen Probleme konzentrieren ließ und sie weder viele 
Waren noch Kapital nach Lateinamerika exportierten, gab es eine stürmische 
Entwicklung der importsubstituierenden Industrien. Vor allem langlebige 
Konsumgüter wurden in Uruguay hergestellt. Als aber die europäische Indu- 
strie wieder auf Hochtouren lief und sogar eine hoch rationalisierte Landwirt- 
schaft entwickelte, die auch noch vom Staat subventioniert wurde, fielen die 
Rohstoffpreise und die Handelspolitik der drei großen Wirtschaftspole, USA, 
Japan und Europa, wurde aggressiver. Die neue Preisentwicklung verlief zu 
ungunsten der Rohstoffe produzierenden Länder - Fleisch, Leder, Wolle in 
Uruguay - und machte die vordem aktive Handelsbilanz passiv. Das Defizit 
musste mit Anleihen bei ausländischen Banken finanziert werden. Als deren 
Treuhänder schaltete sich seit 1960 der Internationale Währungsfonds (IWF) 
ein, der mit seinen „Stand bye Krediten“ die Öffnung des Marktes erpresste. 
Die Jagd nach dem Dollar, um den Schuldendienst zu bedienen, führte zur 
Verlagerung des wirtschaftlichen Schwerpunkts vom Binnenmarkt auf den Ex- 
port. Diese Entwicklung wurde durch eine Regierung von Estancieros - Blan- 
cos zumeist - und Bankiers gefördert, entsprechend den Vorgaben des IWF. 
Die einsetzende Schuldenspirale führte zu einer Inflationsrate, die in manchen 
Jahren mehr als 150 Prozent betrug. 
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Gegen diese brutale Entwertung der Löhne und Gehälter setzte der Kampf der 
Gewerkschaften ein, um einen Ausgleich für die ins astronomische steigenden 
Lebenshaltungskosten zu erlangen. Bis dahin war die Gewerkschaftsbewegung 
in einen kommunistisch orientierten Sektor, einen von den USA geförderten 
und mehrere autonome Gewerkschaften gespalten gewesen. Die Not der Stun- 
de, der gemeinsame Klassenfeind und die gegenseitige Solidarität bei vielen 
Streiks führte zur Vereinigung fast aller Gewerkschaften in einer Zentralorgani- 
sation. 1966 wurde die Convencion Nacıonal de Trabajadores (CNT) gegrün- 
det. Angesichts der offenen Parteinahme der Regierungen der Blancos wie der 
Colorados für die Unternehmer, und zumal der rein ökonomische Kampf im- 
mer weniger ausreichte - die Loherhöhung von heute war bereits morgen durch 
die Teuerung schon wieder mehr als wettgemacht - zielten Strategie und Pro- 
gramm der neuen Zentrale auf eine radikale Veränderung der Gesellschaft. 
Zwei Ereignisse beschleunigten diesen Prozess. 1954 hatte ein interner „Staats- 
streich“ in der KP Uruguays ihren Mini-Stalin abgesetzt und zugleich das von 
sowjetischen Ideologen vorgegebene sektiererische Programm durch ein neues 
ersetzt. Dieses basierte auf den Realitäten Uruguays und tendierte zur Einheit 
der Gewerkschaftsbewegung und aller linken Parteien. Das trug zur erstrebten 
Vereinigung bei. Das andere bedeutende Ereignis war 1959 die kubanische Re- 
volution, welche die Perspektive einer radikalen Wende nun auch in Latein- 
amerika als möglich erscheinen ließ und die einen Ansporn für revolutionäre 
Bewegungen darstellte. 

Als im August 1968 der Colorado Präsident Pacheco die Einfrierung der Löh- 
ne und Preise diktierte, kurz bevor eine 64 prozentige Lohnangleichung an die 
Teuerung fällig war, eskalierte die Konfrontation der Arbeiterbewegung und 
Teilen des Mittelstandes mit dem Staat. Denn zugleich mit jenem Einfrie- 
rungsdekret hatte Pacheco in Voraussicht kommender Streiks den Ausnahme- 
zustand, die Aufhebung aller bürgerlichen und politischen Freiheiten, ausgeru- 
fen. Das führte zum Rücktritt fast der Hälfte des Regierungskabinetts - zwei 
der Colorado Minister sollten drei Jahre später der linken Frente Amplio bei- 
treten - sie wurden durch Bankiers ersetzt. Das war das Ende der, wenn auch 
relativen, Autonomie der Politik und der Politiker, es war die Machtübernah- 
me durch das Finanzkapital. Seine Schocktherapie freilich sollte, zumal der 
Widerstand wuchs, weder die Löhne noch die Preise stabilisieren. Der Aus- 
nahmezustand aber wurde zu einem langlebigen Normalzustand. 

Monatelange Streiks der Schlachthöfe, der Elektrizitätswerke, der Banken folg- 
ten. Alle Dienstleistungssektoren wurden militarisiert. 2000 Bankangestellte, 
die nicht zur Arbeit erschienen waren, wurden zu Deserteuren erklärt, auf eine 
Insel vor Montevideo gebracht und wie Soldaten gedrillt. Doch das Militär, 
das die Banken besetzt hatte, konnte das Bankgeschäft nicht in Gang bringen. 
Als nach 2 Monaten die Volkswirtschaft nahe dem Frliegen war, musste Pa- 
checo nachgeben: niemand wurde entlassen, die Gehälter nachgezahlt. 
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Die linke Radikalisierung in den Oberschulen und die Provokationen der fa- 
schistischen Schlägergruppen, der Juventud Umguaya de Pie (JUP) veranlass- 
ten Pacheco 1970 zur direkten Intervention ins Unterrichtswesens „zur Ret- 
tung der Jugend vor dem Guevarismus“, und als das nicht funktionierte, zur 
vorzeitigen Beendigung des Schuljahres. Um nicht vier Monate Unterricht zu 
verlieren, organisierten die Schuldirektoren, Lehrer, Schüler und Eltern Liceos 
Poplares. Der Unterricht ging in eigener Regie in Gewerkschaftshäusern, 
Sportvereinen oder Pfarrgemeinden weiter. Auch die Attentate der JUP konn- 
ten ıhn nicht unterbrechen, die Eltern standen Wache vor den Lokalen, um 
ihre Kinder zu verteidigen. Im Juni 71 wurde die unselige Intervention aufge- 
hoben. Das Resultat war, dass ein Teil des Mittelstandes, Lehrer und Eltern in 
die politischen Aktionen gegen die Reaktion einbezogen wurden. 

War die Strategie Pachecos, durch willkürliche Provokation mit wenigen hefti- 
gen Schlägen die Gewerkschaften und die linken Parteien zu zerschlagen, so 
war es die Strategie der CNT auf jede Attacke eine Antwort zu geben - das 
konnte eine Massendemo sein oder ein 24-stündiger Generalstreik - sich aber 
stets den Rückzug offen zu halten. Eine Minderheit in der CNT kritisierte die- 
se flexible Taktik, die der Zuspitzung auf eine alles entscheidende Schlacht 
auswich. Ob diese dann gewonnen worden wäre, steht in den Sternen, da es ja 
nicht dazu kam. Auf jeden Fall aber führte die Linie der CNT zu einer Kräfte- 
akkumulation und politischen Reife immer neuer Gesellschaftsschichten, die 
in den Strudel der Konflikte hineingerissen wurden. 

In dieser Situation offener Konfrontation wurde am 5. Februar 1971 auch die 
Frente Amplio, die breite Linksfront geboren. In allen Stadtteilen Montevide- 
os und in den Provinzen waren, wie Pilze nach dem Regen, Basiskomitees her- 
vor geschossen, während die Führer linker Parteien sich über Programm und 
Organisation verständigten. Zum Vorsitzenden und später zum Kandidaten für 
die Präsidentschaftswahlen wurde der General (a.D.) Liber Seregni gewählt. Er 
hatte Pacheco seinen Rücktritt erklärt, als dieser das Heer gegen streikende 
Arbeiter und Studenten einsetzte. Unter der Militärdiktatur musste er dann 10 
Jahre im Gefängnis verbringen. Die Linkskoalition, die von Kommunisten, 
Sozialisten, über linke Fraktionen der Colorados und Blancos, bis zu den 
Christdemokraten reichte, erhielt bei den Wahlen im November 1971 18% 
der Stimmen, in Montevideo sogar 30%. Damit war die Linke in Uruguay 
erstmals eine nicht mehr zu ignorierende Macht in der politischen Arena. 
Aber die Wirtschaftskrise und der Zerfall der uruguayischen Demokratie hatte 
noch eine andere radikalere Reaktion hervorgerufen: derjenigen, die den Aus- 
weg im bewaffneten Kampf sahen. In einem Land ohne Wälder und hohe 
Berge notwendigerweise eine Stadtguerilla. Die bedeutendste, der MLN (Mo- 
vimiento de Liberacion Nacional), die als Tupamaros bekannt wurden, fand 
Mitte der 60er Jahre mit ihren Robin-Hood-Aktionen die Sympathie weiter 
Bevölkerungskreise. Sie überfielen Lebensmitteltransporter und verteilten deren 
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Inhalt in den Elendsvierteln, sie stahlen in einer Bankfiliale die schwarzen 
Kontobücher und legten sie einem Richter vor die Tür, so dass er nicht um- 
hin konnte, dem Herrn Minister der Pacheco Regierung oder einem Senator 
seiner Colorado-Partei den Prozess wegen Devisenschiebung zu machen. Sie 
hoben aus dem Keller des Tabakkönigs von Uruguay, Julio Mailhos, den über 
drei Zentner schweren Tresor auf die Straße, öffneten ihn und ein Prozess 
wurde gegen Mailhos eröffnet, weil die darin liegenden Goldbarren nicht ver- 
steuert waren. Die spektakuläre Flucht der Tupamaros durch einen unterirdi- 
schen Gang aus dem Gefängnis von Puma Carretas steigerte ihr Prestige. 

Da die Polizei mit den Tupamaros nicht fertig werden konnte, das Regime aber 
nicht weiter seine Verhöhnung und die Offenlegung seiner Korruption hin- 
nehmen konnte, gab Pacheco der Armee Blankovollmachten zur Vernichtung 
der Guerilla. Als dann das Blut auf beiden Seiten floss und auch das vieler 
Unbeteiligter, wich die Sympathie einer Bevölkerung, die Gewalttätigkeiten 
verabscheute, und im September 1972 war mit der Verhaftung der gesamten 
Führung die Guerilla am Ende. 


Die Militärdiktatur 


Die Konfrontation aber blieb. Unter dem Ende 1971 gewählten ultrarechten 
Colorado-Präsidenten Bordabeny gingen der Lohnabbau und die Repression 
gegen Gewerkschaften und Frente Amplio (FA) weiter und mündeten am 27. 
Juni 1973 in den Staatsstreich der Generäle. Zugleich mit der Auflösung des 
Parlaments, des Verbots aller Parteien und Gewerkschaften und der Verfolgung 
aller Linken, setzte ein von der CNT ausgerufener Generalstreik einschließlich 
der Besetzung von Betrieben und Banken ein, der für 15 Tage alle Räder still 
legte. Bevor der Streik abbröckelte, beendete die CNT den Generalstreik und 
rief zu weiterem Widerstand im Untergrund auf. Zwar hatte man die Etablie- 
rung der Militärdiktatur nicht verhindern können, doch konnte so ihre Isolie- 
rung von fast allen Gesellschaftsschichten und auch dem Grossteil der Politi- 
ker erreicht werden. Nur wenige trauten sich vor der allgemeinen Ächtung mit 
den neuen Herren zu kollaborieren. Und der Widerstand sollte - freilich zu- 
nächst nur der verdeckte, illegale - ununterbrochen bis zur Wiedereroberung 
der Demokratie anhalten. Trotz Tausender Gefangener in Kasernen und Mili- 
tärgefängnissen, trotz „Verschwindenlassen“, Folter und Mord. Nur so, durch 
Gewalt, konnte in Uruguay - wie auch in den anderen lateinamerikanischen 
Ländern - die neoliberale Wirtschaftspolitik eingeführt werden. Das Konklave 
in San Miguel besiegelte sie. Der Wirtschaftsrat der Bankiers und Großunter- 
nehmer legte die Richtlinien vor. Die Generäle konnten nur Amen dazu sagen: 
- Freier Devisen- und Gewinntransfer, 

- Zoll- und Steuerfreiheit, verbilligte Strom- und Wassertarife „für im nationa- 
len Interesse angelegtes Auslandskapital“, 
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- Senkung der Einfuhrzölle, 

- Streichung der Einkommens- und der Erbschaftssteuer, 

- Erhöhung der Mehrwertsteuer (wie heute bei Angela Merkel), 

- Aufhebung der meisten Subventionen bei Nahrungsmitteln, 

- Senkung der Etats für Gesundheit, Erziehung und Altersrenten, 

- Aufhebung der Angleichung der Löhne an die Inflation (von 1974 bis 1977 
führte dies zu Reallohnverlusten von 24,8%). 

War die Wirtschafs- und Sozialpolitik der uruguayischen Diktatur etwa ein 
Vorreiter des Programms der etablierten Parteien der BRD von heute? Auf je- 
den Fall war in Uruguay Kapital wieder rentabel geworden. Derart die Arbeiter 
auszupressen, war unter demokratischen Verhältnissen nicht möglich gewesen. 
Doch in einem Punkt hielt man sich nicht an die Orthodoxie der „Chicago 
Boys“, denn „Grau lieber Freund ist alle Theorie“: Der Export wurde vom 
Staat subventioniert, mit Vorfinanzierung und Subvention verarbeiteter Roh- 
stoffe bis zu 35%. Denn mit entwerteten Pesos ließen sich die Gläubiger nicht 
bezahlen. Zum Schuldendienst brauchte man Dollar. So fand eine Umvertei- 
lung vom Binnenmarkt zum Export statt. Dieser stieg von 1974 bis 1977 um 
59%. Das Positive daran war, dass jetzt statt Naturwolle Tops, Stoffe und An- 
züge exportiert wurden; statt Rohleder Schuhe, Taschen und Lederjacken. Aber 
Protektion ist nicht gleich Protektion. Unter der importsubstituierenden Indu- 
strialisierung bis 1958 profitierten die Industriellen und auch die Arbeiter, un- 
ter der Diktatur nur eine hauchdünne Schicht der Oligarchie. Eine keine 5 
Jahre währende Konjunktur erhöhte das Bruttoinlandprodukt, den Export, die 
Gewinne, aber auch die Inflation, während die Löhne fielen, die Handelsbilanz 
passiv blieb und somit die Auslandsschulden weiter anstiegen (in drei Jahren um 
58%). Auch der vom IWF geforderte Ausgleich des Haushaltsdefizits konnte 
nicht erreicht werden: was in der Sozial- und Kulturpolitik gespart wurde, wurde 
für die Repression mehr als verausgabt. So sanken zwischen 1972 und 1977 die 
Ausgaben für Universitäten von 9% auf 3% des Staatshaushaltes, die Ausgaben 
für Gesundheit von 16% auf 5%, im selben Zeitraum stiegen aber die Ausgaben 
für Armee und Polizei von 24% auf 49% des Staatshaushaltes. 

Der Wirtschafts- und Finanzminister Vegh Villegas nahm seinen Hut, da er die Ge- 
neräle nicht zur Sparsamkeit überreden konnte. An seine Stelle trat Valentin Aris- 
mendi, der den neoliberalen Kurs radikalisierte, indem er die Subvention des Ex- 
ports aufhob. Das war auch deshalb ratsam, weil die USA und die EU diese Sub- 
ventionen zu „unlauterem Wettbewerb“ erklärt hatten und die Einfuhr dieser ver- 
arbeiteten Waren sperrten. Zugleich führte Arismendi ein Abwertungs- 
Chronogramm ein, die Tablita, wonach die Zentralbank festgelegte monatliche 
Mini-Abwertungen des Peso vornahm, die aber immer weiter hinter der im Lan- 
de herrschenden Inflation zurückblieb, so dass der Dollar immer billiger wurde. 
Dabei kam jedoch die Industrie zum Erliegen, ausländische Waren überschwemm- 
ten den Binnenmarkt und die Arbeitslosenquote stieg de facto auf 25%. 


Uruguay. Ein lateinamerikanisches Modell? 69 


Der Weg zur Demokratie 


Nicht ausländische Truppen befreiten Uruguay von der Diktatur. Der Wider- 
stand wuchs mit der Armut und der Repression. Die Militärs hatten drei An- 
läufe genommen, statt den verbotenen aber weiterhin existenten CNT- 
Gewerkschaften, von ihnen kontrollierte „nationale Gewerkschaften“ zu bil- 
den. Drei Mal waren sie gescheitert. 

1980 hatten sie ein Plebiszit organisiert, um über eine Verfassungsreform ab- 
zustimmen, die die Junta der Generäle legitimieren und verewigen sollte. Das 
Volk versuchten sie in Panik zu stürzen mit der einzigen Alternative: „Verfas- 
sungsreform oder Bürgerkrieg“. Doch eines Tages erwachte die Stadt und an 
allen Mauern stand „No“. Die Diktatur erlitt ihre erste öffentliche Niederlage. 
58% des Landes hatte mit „Nein“ gestimmt, in Montevideo 63%, in der In- 
dustriestadt Paysandü 70%. 

Am Tag nach den Wahlen (27. November 1980) war die Tablita in Scherben. 
Der Peso fiel in wenigen Tagen um 100%. Das war der erste offizielle Bankrott 
des neoliberalen Modells. Es sollte nicht der einzige bleiben, denn dieselbe 
Wirtschaftpolitik wurde verschärft fortgesetzt. Unter dem Druck der sozialen 
und ökonomischen Realitäten aber musste die Diktatur nach einem politi- 
schen Ausweg suchen. Die allmähliche Legalisierung der traditionellen Partei- 
en, der Colorados und Blancos, bei weiterer Verfolgung der Linken konnte 
den Widerstand nicht blockieren. 

- Am I. Mai 1983 folgten 150.000 dem Aufruf der „illegalen“ PIT (Plenario 
Intersindical de Trabajadores), sich vor dem geschlossenen Parlament zu ver- 
sammeln, „Amnestie für alle politischen Gefangenen“ war der Ruf der Menge. 
- Vom 11. bis 25. August 1983: Hungerstreik dreier Priester für die Rückkehr 
zur Demokratie. Er endete um 20 Uhr mit dem Ausschalten der Lichter und 
einem Kochtopfkonzert der Bevölkerung. 

- 27. November 1983: 400.000 Bürger und Bürgerinnen Montevideos de- 
monstrieren am Obelisk der Konstitution für Wahlen 1984. Erstmals sitzt 
auch die Frente Amplio (FA) auf der Tribüne. 

- 19. März 1984: Freilassung des Generals (a.D.) Seregni. Ansprache von sei- 
nem Balkon aus an das Volk. 

- 27. Juni 1984: 24-stündiger Generalstreik legt das ganze Land still. 

- 23. August 1984: Pakt zwischen den Generälen, der Partido Colorado und 
der FA über die Abhaltung von Wahlen im November des Jahres. 

- 24. November 1984: Wahlen. Der Colorado Kandidat Sanguinetti wird Prä- 
sident. Die FA, obwohl erst 3 Monate vor der Wahl legalisiert und ohne Se- 
regni, der nicht als ihr Präsidentschaftskandidat zugelassen wurde, erhielt wie- 
derum 18% der Stimmen. Diejenigen der Blancos und Colorados, die mit der 
Diktatur kollaboriert hatten, erhielten zusammen keine 12%. 
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Neoliberalismus demokratisch serviert 


Vier aufeinander folgende Regierungen, jetzt unter der Demokratie - drei der 
Colorados und eine der Blancos - setzten die eingeschlagene Wirtschaftspoli- 
tik fort. Die Erblast der Diktatur wurde unbesehen übernommen: deren e- 
norme Korruptionsaffären wurden gedeckt, für die entstandenen Schulden der 
Banken stand jetzt der Staat ein. Die Sozialisierung der Verluste trug der Steu- 
erzahler - etwa eine Milliarde Dollar. Auf die vom Parlament sofort erlassene 
Amnestie aller politischen Gefangenen aber sollte auch die Amnestie aller von 
Uniformierten unter der Diktatur begangenen Verbrechen folgen. Ein von den 
Gewerkschaften, der FA und einer fortschrittlichen Fraktion der Blancos ein- 
berufenes Referendum erreichte zwar die notwendigen Unterschriften zur Ab- 
haltung des Plebiszits - 25% der Wahlberechtigten - dann aber nicht die not- 
wendigen 50% der Stimmen. Die Straffreiheit der Verbrecher in Umform blieb 
somit bestehen und wurde von den Regierungen noch großzügiger interpre- 
tiert, als es das Militäramnestiegesetzt vorsah. 

Auf Empfehlung des IWF beschlossen die Regierungen - insbesondere der 
Blanco-Präsident Lacalle (1990-1994) - die Privatisierung der rentabelsten 
Staatsunternehmen und das Parlament, Colorados und eine Mehrheit der 
Blancos, stimmten zu. Doch den Gewerkschaften mit dem Dachverband PIT- 
CNT, den sozialen Organisationen und der FA gelang es, ein Plebiszit zu er- 
zwingen und am 12. Dezember 1992 stimmten 72% der Uruguayer gegen die 
Privatisierung der Elektrizitätswerke, der Erdölraffinerien und der Telekom- 
munikation. Damit wurde, anders als in Argentimen und Brasilien, der massı- 
ve Ausverkauf der strategischen staatlichen Unternehmen an ausländische 
Multis verhindert. Durch die Hintertür freilich wurde auf administrativem 
Wege so mancher Sektor Privaten in Form von Konzessionen übergeben. 

Eine andere Methode waren „Freihandelszonen“, in denen die transnationalen 
Firmen von Steuern, Zöllen und der Einhaltung der Arbeitsgesetze befreit 
sind. Ohne jede Kontrolle diente das dem Schmuggel en gros und führte zur 
Schließung vieler nationaler Betriebe derselben Branche, die mit so vielen Pri- 
vilegien nicht konkurrieren können. Zur Zeit sind zwei Häfen von diesem 
Fluch befallen. Ein Freihandelshafen soll von der Moonsekte nordwestlich 
von Montevideo errichtet werden und würde vom Hafen von Montevideo vie- 
le Frachten abzweigen, abgesehen vom Schaden für den Ökopark dort und für 
die Landwirtschaft. Der andere, in La Paloma am Atlantischen Ozean, hätte 
mit der massiven Zufuhr von Holz den Badeort, der vom Tourismus lebt, li- 
quidiert. Die neue Regierung erreichte, dass der Hafen an einem unbenutzten 
Küstenstreifen errichtet wird. 

Hier stellt sich überhaupt die Frage nach dem Nutzen dieser Investitionen, 
welchen „Segen“ bringt das ausländische Kapital? Meist werden lediglich vor- 
dem nationale private Firmen aufgekauft. Ein Beispiel ist die Getränkeindust- 
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tie: früher bestand sie aus einer Reihe von mittleren uruguayischen Unter- 
nehmen, jetzt ist sie fast ganz in der Hand von Coca-Cola und Pepsi. Oder 
die Brauereien: seit die nominell brasilianische, tatsächlich aber transnationale 
AMBEYV alle Brauereien aufkaufte, wurde die größte in Paysandü geschlossen 
und die Arbeiter entlassen. Erst eine Übereinkunft zwischen Brasiliens Präsi- 
dent Lula und Tabar& Väzquez, dem neuen Präsidenten Uruguays, gestattet es, 
an deren Stelle eine Malzbrauerei zu errichten, die mit dem Anbau von Gerste 
wieder neue Arbeitsplätze schafft. Ähnlich sieht es bei den Banken aus: Es gibt 
keine einzige private uruguayische Bank mehr. Abgesehen von den staatlichen 
Banken sind alle Banken in ausländischen Händen. 

Wirkliche Neuinvestitionen gibt es nur, weil die Umweltauflagen weniger strikt 
kontrolliert werden als in Europa oder weil die Löhne so viel niedriger sind. 
660.000 ha. sind in den letzten zwei Jahrzehnten vor allem mit Eukalyptus- 
Bäumen, bepflanzt worden. Diese Pflanzungen sind der neue Großgrundbe- 
sitz. 70.000 ha. gehören allein der Texaco, 60.000 ha. der spanischen ENCE. 
Steuerfreiheit und staatliche Subventionen machten sie zu einem Exportschla- 
ger. Die industriellen Plantagen - Wälder kann man sie nicht nennen - erfor- 
dern noch weniger Arbeitsplätze als die frühere, arbeitsintensive Viehzucht. 
Außerdem herrscht in dieser Branche fern der Zivilisation Sklavenarbeit: Löh- 
ne unter dem Mindestlohn, das Fehlen von Arbeitsrechten, Unfälle und Ver- 
giftungen ohne rechtzeitige medizinische Versorgung sind keine Seltenheit. 
Erst jetzt, unter der neuen Regierung mit einem Arbeitsminister der FA, be- 
ginnt sich das zu ändern. 

Das schnelle Wachstum der Bäume - sie sind in 10 Jahren schlagreif - entwäs- 
sert die ganze Umgebung. Landwirtschaft wird unmöglich und ganze Dörfer 
veröden. Um nicht bloß das Holz in kurze Rollen geschnitten zu exportieren, 
bauen eine finnische Gesellschaft, BOTNIA und eine spanische, ENCE am 
Uruguay-Fluss zwei große Zellulosefabriken. Damit werden zwar 500 Arbeits- 
platze geschaffen, wegen der Umweltverschmutzung jedoch weit mehr Ar- 
beitsplätze vernichtet. Badeorte am uruguayischen wie am argentinischem Ufer 
können schließen, die Bienenzucht und landwirtschaftliche Betriebe werden 
vertrieben. Zwar sind die 1.100 Millionen Dollar von BOTNIA für Uruguay 
eine große Investitionssumme, aber weil die modernen Maschinen in Europa 
gekauft werden und im Lande selbst, da die Fabrik in einer Freihandelszone 
liegt, keine Steuern gezahlt werden, bleibt wenig übrig. Bei 300 Arbeitsplätzen, 
die BOTNIA schafft, kostet ein Arbeitsplatz 3,66 Millionen Dollar. Würde 
nur ein Zehntel dieser Investitionssumme auf dem Binnenmarkt in kleine und 
mittlere Unternehmen gesteckt werden, könnten 20 mal so viele Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

Der Mercosur, der bisher im Grunde nur eine Zollunion zwischen Brasilien, 
Argentinien, Uruguay und Paraguay war, hat dem neoliberalen Trend gewisse 
Grenzen gesetzt. Als lateinamerikanischer Regionalpakt steht er dem Bestreben 
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der USA entgegen, eine gesamtamerikanische Freihandelszone (ALCA) einzu- 
richten, in der sie als große Wirtschaftsmacht das Sagen hätte. Doch bedeutet 
dies noch nicht allzu viel, solange in den vier Ländern des Mercosur die 
transnationalen Trusts noch ihren starken Einfluss haben. Was Uruguay be- 
trifft, stehen den gesteigerten Exporten in die Partnerländer auch Verlagerun- 
gen von Produktionsstätten - Automontage, Pharmalabore, Speiseölfabriken - 
gegenüber. Erst die Ausweitung der Zusammenarbeit auf die Produktionsket- 
ten zwischen den Partnerländern und die Integration auch auf sozialem und 
kulturellem Gebiet wird den Mercosur zu einem wirklich fortschrittlichen In- 
strument und zu einer Gegenmacht des Imperialismus machen. Eine noch 
ausstehende Aufgabe für die linken Regierungen der Region. 


Finanzparadies Uruguay 


Aus Uruguay ein Finanzparadies zu machen, war das Ideal aller vier demokra- 
tischen Regierungen von 1985 bis 2005. Mit einer Hochzinspolitik von 8% 
bis 12% für Dollaranleihen und 40% bis 60% für Pesoanlagen schienen sie es 
zu schaffen. Die Unterbewertung des Dollars mittels einer neuen Tablita lief 
in die gleiche Richtung. In Strömen floss spekulatives Kapital nach Uruguay. 
Doch der billige Dollar führte auch zum Import von vorher im Lande erzeug- 
ten Produkten, zur Liquidierung der nationalen Industrie, vergleichbar mit 
dem Prozess in der Ex-DDR nach der Wende, und auch zur Verschuldung der 
Agrarwirtschaft. So wurden die Mehrwertquellen zerstört, aus denen doch die 
Zinsen hätten stammen sollen, mit denen das Finanzparadies bewässert wer- 
den musste. Als dann das Karussell des Kapitalnachschubs zu stoppen begann, 
kam es zum Run auf die Banken. Das neoliberale Modell krachte ein zweites 
Mal zusammen, genauso wie 1982. 

Ein spanisches Sprichwort sagt: „das einzige Tier, das zweimal über denselben 
Stein stolpert, ist der Mensch“. Das wurde schon über den Bankenkrach vor 
20 Jahren geschrieben. Im Juni 2002 führte der gleiche neoliberale Wahn zu 
einem noch schlimmeren Zusammenbruch: man braucht nur den Namen des 
damaligen Finanzministers Arismendi durch Bension ersetzen, das Datum um 
zwei Jahrzehnte zu verschieben und die Verluste auf das Dreifache zu steigern. 
Auch 1982 war der Traum vom „Finanzplatz Uruguay“, ähnlich den Bahamas 
oder Hongkong, anscheinend schon fast in Erfüllung gegangen, als ein dum- 
mes Missgeschick eintrat. Die Kreditnehmer konnten nicht mehr zahlen. 
Nicht mehr die Tilgung und auch nicht mehr die Zinsen. Begeistert hatten sie 
die billigen Dollars genommen und in ihre Estancias oder Betriebe investiert, 
aber derselbe billige Dollar hatte zugleich auch die Landwirtschaft, die Expor- 
teure und die Industrie ruiniert. Selbst die so billig aus dem Ausland impor- 
tierten Waren blieben liegen. Die Arbeitslosigkeit und die niedrigen Gehälter 
hatten die Kaufkraft gemindert. Wie Zugvögel flogen die Dollars jetzt nach 
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Norden. Minister Arismendi wollte damals das hehre Ziel eines „Finanzpara- 
dieses Uruguay“ nicht aufgeben. Doch letztlich musste sich die Zentralbank 
vom Devisenmarkt zurückziehen. Innerhalb von wenigen Tagen fiel der Peso 
um 100%. Die offizielle Version, man hätte nur „den Peso frei schweben las- 
sen“, war wenig Trost für jene, deren Schulden über Nacht auf das Doppelte 
gestiegen waren. Flucht aus dem Leben oder aus dem Lande war damals der 
Ausweg für so manchen, der seinen Kredit nicht mehr zurückzahlen konnte. 
Herrn Arismendis Rechtfertigung vom „frei schwebenden Peso“ klang eher 
nach der eines Mörders, der seine Unschuld beteuert und erklärt, er habe sein 
Opfer aus dem 10. Stockwerk nur in den freien Raum gesetzt, gefallen sei er 
von ganz alleine. 

Nachdem im Juni 2004 zwei Drittel der Reserven aufgebraucht und über eine 
Milliarde Dollar der Steuerzahler in den 4 bankrotten Privatbanken - auch die 
Dresdner Bank war involviert - sich in Luft aufgelöst hatten, machten mit der 
Einfrierung der Dollarkonten Hunderte kleine und mittlere Unternehmen 
Bankrott und die Arbeitslosigkeit stieg offiziell auf 19%. Und mit der Ver- 
dopplung in Peso der in Dollar aufgenommenen Schulden waren Selbstmorde 
und Herzinfarkte an der Tagesordnung. Eine Verelendung setzte ein, wie sie 
das Land vorher nicht gekannt hatte, Kinder verhungerten. Wären nicht an die 
500 Volksküchen gewesen, von der Solidarität der noch etwas besitzenden 
Mitbürger beliefert und von freiwilligen Helfern organisiert, Zehntausende wä- 
ren verhungert. Damals nahmen Kinos, Theater, Sportveranstaltungen als Ein- 
trittsgeld | kg. Reis, Nudeln oder andere Lebensmittel. 


Die Wende 


Mit dem Bankrott des „Finanzparadieses“ waren die Auslandsschulden - die 
1985 noch 4,9 Mrd. Dollar betragen hatten, um 280% gestiegen. Das BIP, vor 
der Krise 22 Mrd. Dollar, fiel um 38%. BIP und Auslandsschulden trafen sich 
in der Mitte: die Auslandsschulden waren nun ungefähr so groß wie das BIP. 
Anders ausgedrückt: wenn alle Uruguayer auch nicht für einen Cent konsu- 
mieren würden, könnten sie ihre Schulden begleichen. 

Aber auch die Zinsen für die Auslandsschuld sind unerträglich. Ein Wachstum 
der Exporte löst das Problem nicht: die Preisschere zwischen den exportierten 
Agrarrohstoffen und dem importierten Erdöl und den Maschinen wächst und 
damit wächst auch das Defizit in der Handelsbilanz. Die nötigen Umschul- 
dungen steigern mit dem Risiko der Gläubiger den Zinsfuß des verarmten 
Schuldners. Es ist die gewohnte Bluttransfusion des blutkranken Mannes an 
den fettleibigen. Dazu verbauen die Empfehlungen des IWF jede mögliche 
Rekonvaleszenz: der Sozialabbau, Lohnverluste und die Drosselung öffentli- 
cher Investitionen und Kredite schwächt die Kaufkraft und den Binnenmarkt 
und verstärkt die Rezession. 
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Ist ohne eine Umgestaltung der politischen Machtverhältnisse der vom IWF 
und von der Finanzoligarchie vorgegebene Rahmen zu durchbrechen? Die 
Frage stand seit Jahren im Raum - die Mehrheit der Uruguayer begriff und 
löste sie. Am 3. Oktober 2004 wählten 52% der Bevölkerung die FA und den 
Sozialisten Tabar& Väzquez zum Präsidenten der Republik. Der Weg von der 
Opposition an die Regierung war lang aber kontinuierlich gewesen, wie die 
Wahlergebnisse der FA zeigen: 1971: 18%; 1985: 18%; 1989: 21,3%; 1994: 
30%; 1999:40%; 2004: 52%. 

Aber auch in Montevideo, wo die FA 1989 die Provinzregierung übernahm, 
wuchs sie kontinuierlich an: 1989: 36%; 1994: 44%; 2000: 58%; 2005: 60%. 
Und das alles trotz elfeinhalb Jahren Militärdiktatur mit großen menschlichen 
Verlusten („Verschwundene“, Ermordete, ins Exil Verschlagene), trotz des ver- 
lorenen Plebiszits gegen die Straffreiheit der Mörder in Umform, als die Angst 
vor einem neuen Militärputsch noch einmal siegte. Doch im Nachhinein 
führte die „grüne Front“ gegen die Militäramnestie zur ersten großen Erweite- 
rung der FA. Der gemeinsame Kampf dafür, dass „alle Menschen vor dem Ge- 
setz gleich seien“, zusammen mit fortschrittlichen Blancos und Colorados, 
brachte das neue Bündnis hervor. Heute ist der offizielle Name der Koalition 
„Encuentro Progresista - Frente Amplio - Nueva Mayoria“ und der frühere 
Blanco und Intendente der Provinz Cerro Largo, Rodolfo Nin Novoa, ist heu- 
te Vizepräsident der Republik. 

Wie sıeht die interne Struktur der FA, die 90% des linken Bündnisses stellt, 
aus? Sie ist eine Rahmenpartei - wie auch Colorados und Blancos - d.h. eine 
Koalition aus verschiedenen linken Parteien, bzw. Sektoren, die alle eigene Kan- 
didaten für das Zentralparlament und die 19 Provinzparlamente aufstellen. Sie 
alle eint ein gemeinsames Programm, eine gemeinsame Organisation mit ge- 
meinsamer Leitung, sowie gemeinsame Kandidaten für die Spitzenämter, d.h. 
Präsident und Vizepräsident der Republik, Intendentes und deren Stellvertreter 
in den Provinzen. Die Parlamentsfraktion stimmt, außer in wenigen sekundä- 
ren Fällen nach interner Besprechung und Mehrheitsbeschluss, gemeinsam. 
Aber außerdem ist die FA auch eine politische Bewegung. Sie hat überparteili- 
che Basiskomitees in den Stadteilen Montevideos und in den Provinzen. Und 
diese sınd nicht nur der lange Arm der FA, der in die letzten Winkel des Lan- 
des reicht, unerlässlich für die außerparlamentarischen Aktionen wie Demos, 
Wahlkampagnen, Unterschriftensammlungen und Plebiszite. Seit 1985 sind sie 
auch Teil der Führung. Das - außer dem alle zwei Jahre stattfindenden Kon- 
gress - höchste Beschlussorgan, das Plenario Nacional, besteht aus 72 Dele- 
gierten, Vertretern der Koalitionsparteien, je nach ihrer Stärke bei den Wahlen, 
und 72 Delegierten der Basiskomitees und 6 unabhängigen Persönlichkeiten 
der FA. Das bedeutet eine Linksverschiebung im politischen Spektrum. Denn 
meistens sind die Basisaktivisten kämpferischer und radikaler, als die, die nur 
alle 5 Jahre einmal den Wahlschein in die Urne stecken. 


Uruguay. Ein lateinamerikanisches Modell? 75 


15 Jahre Regierung in der Provinz Montevideo 


Die erste Maßnahme von Tabare Väzquez als Intendente von Montevideo, als 
die FA dort an die Regierung kam, war die Dezentralisierung der Verwaltung 
in 18 Bezirke, den Centros Comunales Zonales (CCZ). So sollte eine größere 
Bürgernähe der bis dahin streng zentralistisch regierten Hauptstadt und Pro- 
vinz erreicht werden. Den Arbeitern und Allgestellten von jedem CCZ zur 
Seite stand ein politischer Sekretär, der ein unbürokratisches Verhältnis zu den 
Bürgern anbahnen sollte. Es wurden Bürgerversammlungen in den Stadtteilen 
einberufen, die die Prioritäten in ihrem Viertel für den fünf Jahre laufenden 
Haushaltsplan setzen sollten. Dieser wurde dann gemäß den Vorgaben der 
Bürgerversammlungen von den Experten der Stadtregierung ausgearbeitet. Ka- 
binettssitzungen der Provinzregierung fanden jetzt auch öffentlich statt, jeden 
Montag in einem anderen Stadtteil, und danach bekamen die anwesenden 
Bürger das Mikrophon, um ihre Reklamationen oder Initiativen vorzubringen, 
worauf der zuständige Direktor Antworten zu geben hatte. 

Dieses System, anfänglich von Colorados und Blancos als „Sowjetisierung“ 
angefeindet, konnte erst drei Jahre später institutionalisiert werden. Aus Angst 
Wähler zu verlieren, zumal die Methode Anklang fand, waren Colorados und 
Blancos zu einem Kompromiss bereit. Jedem der 18 CCZs wurde nun eine 
Junta Local (Bezirksrat) vorgesetzt, die aus drei Abgeordneten der Mehrheit - 
also der FA - und zweien der Opposition - Colorados und Blancos - bestand. 
Zudem gibt es jetzt in jedem CCZ einen Nachbarschaftsrat, der überparteilich 
in den Stadtteilen gewählt wird, und der eine beratende Funktion hat, sowie 
Initiativen unterbreiten und Kontrolle ausüben soll. Auch für die Ausarbeitung 
des Haushaltsplan sind sie zuständig. Diese Methode der Partizipation der 
Bürger an der Regierung wird auch in der Verwaltung der städtischen Institu- 
tionen, den Polykliniken und Kinderhorten in den Armenvierteln angewandt. 
Die FA-Regierung Montevideos erweiterte ihre Kompetenzen auch auf die So- 
zialpolitik, die nach der Verfassung eigentlich der Zentralregierung zusteht, die 
sie aber stets vernachlässigt hatte. Im beschränkten Rahmen ihres Budgets und 
mit Krediten der Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) baute sie in den 
ärmeren Randvierteln die Kanalisation aus, so dass heute statt 70% bereits 
90% der Bürger Montevideos daran angeschlossen sind. Sie gibt Grundstücke 
an Wohnungsbaukooperativen, sie ermöglicht Ausbildungen, vor allem für ju- 
gendliche Arbeitslose, sie sorgt für Milch für die Schulen und zwei Mahlzeiten 
täglich in den städtischen Kinderhorten, sie liefert Bauanleitungen und Bau- 
material für die Elendsviertel. 

Obwohl der Reallohn der städtischen Arbeiter und Angestellten in wenigen 
Jahren um 100% erhöht wurde, ihre Arbeitszeit von 8 auf 6 Stunden herabge- 
setzt und ihre Familien auch krankenversichert wurden, war das Verhältnis zu 
deren Gewerkschaft (ADEOM) nicht selten konfliktträchtig. Als nach der 
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Bankenkrise im Juni 2002 die Steuereinnahmen in Montevideo um etwa 30% 
sanken, konnte keine Lohnangleichung an die damalige Teuerung - 19% - be- 
zahlt werden. Auch in der Krise wollte die FA keine Sozialausgaben streichen 
und einer verarmten Bevölkerung höhere Steuern aufzubürden ging auch 
nicht. ADEOM begann einen zwei Wochen dauernden Streik und verlor ihn, 
weil die Mehrheit der Bürger und Bürgerinnen hinter der Regierung von Mon- 
tevideo stand. Aber angesichts der Perspektive, dass die FA bald auch die 
Zentralregierung übernehmen könnte, stellte sich nun die Frage, wie stehen 
linke Gewerkschaften zu einer linken Regierung. Und dieselbe Frage stellte 
sich - umgekehrt - auch für die FA. Der Kongress der PIT-CNT im Oktober 
2003 und derjenige der FA im Dezember 2003 kamen zu ähnlichen Schlüssen: 
Gewerkschaften sind autonom, unabhängig von Parteien und Regierung, wo 
sie aber gleiche Ziele im Kampf gegen den Neoliberalismus und zum Aufbau 
eines sozial gerechteren Uruguays haben, arbeiten sie zusammen. Und eine 
Mehrheit von fast 90% beim Gewerkschaftskongress beschloss daher, einen 
Unterschied zwischen einer reaktionären und einer fortschrittlichen Regierung 
zu machen: Konfrontation mit der einen und Dialog mit der anderen. 


Programm und Realität 


Folgendes waren zentrale Programmpunkte der FA: 

- In Anbetracht der großen Arbeitslosigkeit und dass über 40% der noch Be- 
schäftigten in prekären Arbeitsverhältnissen sind und keine Sozialbeiträge zah- 
len aber auch keine Leistungen in Anspruch nehmen können, ist die Schaf 
fung von normalen Arbeitsplätzen unter menschenwürdigen Bedingungen das 
vorrangige Ziel. Dazu dienen die öffentlichen Investitionen und eine Politik 
der Lenkung des spekulativ angelegten Kapitals in die Produktion, mit der 
Priorität bei kleinen und mittleren Unternehmen. 

- Ein soziales Notprogramm, das den Bedarf aller unter der Armutsgrenze Le- 
benden deckt. 

- Angesichts der starken Polarisierung der Gesellschaft eine Umverteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums: die Einführung einer gestaffelten Einkommens- 
steuer (anstelle der bloßen Lohnsteuer) und eine Senkung der hohen Mehr- 
wertsteuer (23%). Außerdem die Einführung einer nationalen Gesundheitsver- 
sicherung, bei der jeder gemäß seinem Einkommen einzahlt und alle die glei- 
che medizinische Betreuung erhalten. 

- Die Partizipation an Planung und Durchführung auf allen Ebenen. 

- Aufklärung des Schicksals der „Verschwundenen“ unter der Militärdiktatur. 


Was hat sich seit dem Regierungsantritt der Frente Amplio getan? 

- Erster Regierungsakt von Tabar& Väzquez, eine Stunde nach der protokolla- 
rischen Übergabe der Präsidentschaft, war die Wiederaufnahme der diplomati- 
schen Beziehungen zu Cuba. 
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- Eines der ersten Gesetze, dem das neue Parlament mit der absoluten Mehr- 
heit der FA zustimmte - 52 Abgeordnete von 100; 17 Senatoren von 30 - war 
der Plan de Atenciön Nacional de Emergencia Social (PANES), das soziale 
Notprogramm. Demnach erhält jede Person, die ein Einkommen vom weniger 
als zwei Dollar am Tag hat, ein Bürgereinkommen und nach Bedarf Gesund- 
heitsversorgung, sowie Mittel zur Verbesserung seiner Wohnsituation. Als Ge- 
genleistung müssen ihre Kinder zur Schule gehen und sie selbst müssen bereit 
sein, sofern sie angeboten wird, eine berufliche Ausbildung zu machen und 
eine kommunale Tätigkeit anzunehmen. Da es keinen für die Durchführung 
eines derartigen Projektes befähigten Beamtenapparat gab und die von ande- 
ren Ministerien oder Verwaltungen dazu abgeorderten Beamten nicht ausreich- 
ten, schulte man Studenten der Psychologie und der Sozialwissenschaften, so 
wie Gewerkschafter. Sie müssen in die Elendsviertel zu den Antragstellern ge- 
hen, ihre realen Bedürfnisse überprüfen, aber auch viele, die nicht wissen, dass 
und was ihnen zusteht, in das Programm einschreiben. Die Komplexität des 
Projekts bei dem, außer dem Ministerium für Soziale Entwicklung, auch die 
Ministerien für Gesundheit, für Wohnungsbau und Umwelt, das Unterrichts- 
sowie das Arbeitsministerrum und die Provinzverwaltung beteiligt sind, macht 
die Realisierung zu einem Schneckengang. Aber es ist immerhin ein Anfang. 

- Der Mantel des Schweigens über das Schicksal der unter der Diktatur „Ver- 
schwundenen“, ein Mantel der von den vorherigen Regierungen ausgebreitet 
wurde, beginnt sich zu heben. Auf der Suche nach den sterblichen Überresten 
der ermordeten Frauen und Männer, ordnete Tabare Ausgrabungen in einer 
Kaserne an. Daraufhin haben die Kommandanten der Armee erste Informati- 
onen übergeben. 

- Seit 13 Jahren waren keine Paritätischen Tarifkommissionen mehr einberu- 
fen worden. Das erste Dekret des Arbeitsministers bestand in der Einberufung 
der Gewerkschaften und Unternehmerverbände, um eine neue Regelung für 
die Lohnverhandlungen zu beschließen. Daraufhin kam es zu einer Vielzahl 
von Tarifverträgen und zu Reallohnerhöhungen zwischen 3% und 10%. Bei 
den untersten Lohngruppen auch bis zu 50%. 

- Um Repressalien der Unternehmer gegen Gewerkschaftsmitglieder die Spitze 
zu nehmen, ist das Parlament mit einem Gesetz befasst, das die Gewerk- 
schaftsrechte garantieren soll. 

- Ziel der Regierung ist es, den Reallohnverlust der letzten Jahre von etwa 
30% innerhalb von fünf Jahren zu kompensieren. Die PIT-CNT will es in drei 
Jahren schaffen. 

Die Wiederbelebung der Wirtschaft, die Schaffung von Arbeitsplätzen und vor 
allem die Besserung der Lebensverhältnisse ist durch die große Schuldenlast 
nur langsam möglich. Ein Schuldenmoratorium wie im FA-Programm von 
1971 gefordert, wäre heutzutage nicht realisierbar. Erstens liegen die Wäh- 
rungsreserven des Landes in den Kellern nordamerikanischer Banken und auch 
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die Exporte könnten bei der Ankunft in ausländischen Häfen gepfändet wer- 
den. Zum anderen hätte die Kapitalflucht wohl nicht einen Cent mehr in den 
Kassen der Banken gelassen. 

So musste auch die neue Linksregierung mit dem IWF verhandeln. Sie erreich- 
te zwar die Freistellung von 100 Millionen Dollar jährlich für das Soziale 
Notprogramm PANES, das damit finanziell gesichert bleibt, sonst aber nur 
den Aufschub der Tilgungen um zwei Jahre und die Reduzierung des Etatan- 
teils für Zinszahlungen von 4,2% auf 3,5% im ersten Haushaltsjahr. Eine A- 
tempause, die Situation ist aber immer noch beklemmend. 

Was die Verwirklichung des Regierungsprogramms an Quantität einbüßt, kann 
aber an Qualität gewonnen werden. Die Partizipation der Bürger, der sozialen 
Bewegungen und Organisationen mag zur rationaleren und effektiveren Ver- 
wendung beschränkter Mittel dienen. Mit Partizipation hat die kommunale 
Regierung von Montevideo Erfahrungen gemacht und es ist gewiss kein Zufall, 
dass eine große Anzahl der neuen Minister und Staatssekretäre von da her- 
kommen. So wie jetzt auch Gewerkschaftsführer zu Direktoren in den Staats- 
unternehmen und öffentlichen Institutionen ernannt wurden. 

- Partizipation der Dozenten bei der Ausarbeitung der notwendigen Unter- 
richtsreform. Ziel ist es, in fünf Jahren den Etat für das Erziehungswesen von 
2,8% des BIP auf 4,5%, das der Forschung von 0,3% auf 1% zu erhöhen. 

- Partizipation der Gewerkschaften, Unternehmer- und Verbraucherverbände 
bei der Ausarbeitung des fünfjährigen Haushaltplans. Auch wenn dies zu- 
nächst nur in beratender Funktion geschieht, ist es doch ein erster Schritt. 

- Symptomatisch ist auch: Tabar& hält Kabinettssitzungen nun auch öffentlich 
ab, in einem großen Zelt im Landesinneren (in Zapicän, Bella Union, Pando) 
wo nach den Beratungen des Kabinetts die Bürger und ihre sozialen Organisa- 
tionen das Mikrophon bekommen, um Vorschläge oder Kritik vorzutragen, 
welche die Minister zu beantworten haben. 


Nach alledem könnte man nun folgende Fragen stellen: 

1. Genügt ein Umverteilungsprozess im Nachhinein, um eine Änderung der 
sozialen Strukturen zu bewirken? 

2. In wieweit kann Bürgerpartizipation an der Regierung und der Verwaltung 
die Gesellschaft verändern? 

3. Ist Mitbestimmung der Arbeiter und der Konsumenten an der Verwaltung 
staatlicher Unternehmen - in Uruguay noch 20% der gesamten Wirtschaft - 
ein Weg zur Wirtschaftsdemokratie? 

4. Sind Produktionskooperativen ein Weg zu einer alternativen Wirtschaft und 
Gesellschaft? 

Ich wage eine Prognose: ja, das wären vier mögliche Wege zu einem weit ent- 
fernten Ziel, doch sie erfordern Zeit. 

Aus dem Niedergang der Sowjetunion und der osteuropäischen sozialistischen 
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Staaten ist nicht allein zu entnehmen, dass Staatssozialismus zu keiner neuen 
und besseren Gesellschaft führt, sondern auch dass der Weg dahin, die Revo- 
lution, wenn sie nicht zugleich mit der Partizipation der Bürger und der sozia- 
len Organisationen beginnt und diese weiter entwickelt, kein Weg zu einer al- 
ternativen Gesellschaft ist. Konkret im Falle Uruguays und auf die Gretchen- 
frage hin, ob die Regierung der FA zu diesem erstrebten „anderen möglichen 
Uruguay“ führen oder scheitern wird, kann, wie bei jedem großen Versuch, 
nur auf die Ungewissheit bei Experimenten verwiesen werden. Aber unabhän- 
gig vom Resultat, das in der Zukunft liegt, steht fest: dieses große Projekt ist 
nach der Katastrophe einer Diktatur und vier neoliberaler Regierungen eine 
Überlebenschance für die Mehrheit der Uruguayer. Und was das Risiko des 
Scheiterns betrifft - was im Leben ist schon ohne Risiko? 

Immerhin nach 33 Jahren Kampf der FA in der Legalität und unter der Dikta- 
tur, mit ihren Niederlagen und Siegen, ihren Wahrheiten und Irrtümern, ist 
ein Schatz an Konzepten, Projekten und Strategien entstanden, hat sich ein 
Kollektiv von kritisch denkenden und den Leiden der Mehrheit der Bevölke- 
rung verbundenen aktiven Menschen zusammen gefunden, eine elementare 
Voraussetzung für eine emanzipatorische Wende. Ein anderer wichtiger Faktor, 
der einen Ansporn für eine solche Entwicklung darstellt, sind die sozialen Be- 
wegungen in Uruguay, vor allem die Gewerkschaften. Sie bilden das Gegenge- 
wicht zu dem enormen Druck, den das Kapital und der IWF auf jede Regie- 
rung ausüben. Das kleine Uruguay kann sicher nicht allein und isoliert ein al- 
ternatives gesellschaftliches und wirtschaftliches Modell realisieren. Das regio- 
nale Umfeld, Lateinamerika, ist aber in einem ähnlichen Befreiungsprozess 
begriffen und erweitert die engen Spielräume, um aus der neoliberalen Globa- 
lisierung auszuscheren. Vor allem nach innen gibt es Möglichkeiten zu einer 
gerechteren Umverteilung der Arbeitszeit, der Einkommen und dem Zugang 
zu Bildung und Gesundheit. Uruguay, seine sozialen Organisationen, die FA 
und jetzt die von ihr gestellte Regierung können - in bescheidenen Maße - 
mit ihrem Beispiel und ihrer Aktion zur Veränderung der Globalisierung bei- 
tragen. Gemeinsam im Mercosur und in ganz Lateinamerika können mit der 
Bildung einer Front der Rohstoffe exportierenden Länder und einer Front der 
Schuldner, die Macht der transnationalen Konzerne eingeschränkt und auch 
die Entwicklung der industriellen Großmächte beeinflusst werden. Doch 
selbstverständlich beginnt die Bändigung des Kapitalismus und die Bildung 
einer solidarischen Gesellschaft zuhause im eigenen Land. Getrieben von gro- 
ßer Not, von Angst vor der Zukunft und starker Hoffnung hat Uruguay sich 
auf diesen Weg gemacht. 


Raul Zelik 


Venezuelas „bolivarianischer Prozess” 
Mit Gilles Deleuze in Caracas 


Kaum ein anderes Land der Welt ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten von 
einem derart umfassenden Transformationsprozess erfasst worden wie Venezu- 
ela. In dem Erdölstaat wurde 1999 eine neue Verfassung verabschiedet, die ei- 
ne soziale, partizipatorische Demokratie verspricht, außenpolitisch widersetzt 
sich die Chävez-Regierung offen den Dominanzansprüchen der USA, bemüht 
sich um eine globale Kooperation von Staaten des Südens und verwendet sei- 
ne Bodenschätze selbstbewusst als Mittel, um alternative ökonomische und 
politische Bündnisse zu schmieden. Durch eine radikale fiskalpolitische Wen- 
de hat eine international für gescheitert erklärte interventionistische Ausgabe- 
politik eine unerwartete Renaissance erlebt. Die 1999 im wesentlichen auf ve- 
nezolanische Initiative hin erfolgte Reanimierung der OPEC und die damit 
zusammenhängende Erholung des Ölpreises, die Umstrukturierung des staatli- 
chen Erdölunternehmens PDVSA, die der langjährigen Praxis des Unterneh- 
mens, Gewinne vor dem Staat zu verbergen (vgl. Mommer 2003), ein Ende 
setzte, und die konsequente Erhebung und Eintreibung von Steuern haben 
neue sozialpolitische Spielräume eröffnet. So finanziert der venezolanische 
Staat heute aufwändige Sozialprogramme für die ärmsten Bevölkerungsschich- 
ten, was sich auf oft konfliktive, aber dennoch produktive Weise mit Selbstor- 
ganisierungs- und Ermächtigungsprozessen in den Armenvierteln verbindet. 

Interessanterweise kreisen Analysen dieses Prozess fast ausschließlich um die 
Figur Chävez. Ob nun in den internationalen Medien, der politischen Ausei- 
nandersetzung oder in sozıalwissenschaftlichen Beiträgen - die Annäherungen 
an das südamerikanische Land scheinen in einer caudillistischen Falle zu ste- 
cken. Dabei ist leicht zu erkennen, warum es in Venezuela zu einer derartigen 
Verflachung der Debatte gekommen ist. Die Mehrheit der Intellektuellen in 
dem südamerikanischen Land befindet sich, wie fast alle Angehörigen der Mit- 
tel- und Oberschicht, in Fundamentalopposition zur Regierung. Dementspre- 
chend ist an der Universidad Central de Venezuela (UCV), an sich eine der in- 
teressantesten Hochschulen Lateinamerikas, kaum ein differenziertes Wort über 
den Transformationsprozess im Land zu hören. Doch warum auch die länder- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 142, 36. Jg., 2006, Nr. 1, 23-47 


24 Raul Zelik 


kundlichen Publikationen im Ausland so wenig Tiefgang entwickeln, ist schon 
weniger ersichtlich. Bei den deutschsprachigen Neuerscheinungen von Sevil- 
la/Boekh (2005) und Diehl/Muno (2005) etwa bleibt eine Analyse der sozia- 
len Prozesse von unten vollständig aus, und die Reformprogramme der Regie- 
rung werden auf fast schon skandalöse Weise heruntergespielt oder denunziert. 
Ein Grund, warum auch eher linke Autoren so große Schwierigkeiten mit den 
Veränderungen in Venezuela haben, könnte darin bestehen, dass sich die Ent- 
wicklung in dem Karibikstaat gängigen Interpretationsmustern hartnäckig wi- 
dersetzt. Das, was von venezolanischen Aktivisten in Anlehnung an eine pro- 
grammatisch postulierte zweite Unabhängigkeitsbewegung als „bolivariani- 
scher Prozess“ bezeichnet wird, ist ein von einem ehemaligen Putschisten an- 
geführter gesellschaftlicher Demokratisierungsprozess, der gleichermaßen re- 
formistische wie revolutionäre Züge trägt. Die Person Chävez beherrscht als 
quasi-messianische Erscheinung die Bilderwelt dieses Prozesses, gleichzeitig je- 
doch hat das Fehlen von funktionierenden Parteien den Dynamiken von un- 
ten weitreichende Bewegungsspielräume eröffnet. Den wichtigsten Schub er- 
fuhr die Demokratisierung dabei nicht 1998, als Chävez erstmals zum Präsi- 
denten gewählt wurde, sondern im April 2002 - paradoxerweise provoziert 
durch einen rechten Putschversuch. Und verwirrend ist schließlich auch, dass 
der Staat in der klientelistisch strukturierten Renten-Republik Venezuela ver- 
antwortlich für die Reichtumskonzentration in den Händen der Eliten und 
damit objektiv der Hauptgegner jeder Veränderung ist (weshalb selbst hoch- 
rangige Regierungsvertreter stets prinzipielle Staatskritik äußern müssen), 
gleichzeitig aber der Zugriff auf öffentliche Gelder auch für autonome Bewe- 
gungen (etwa die alternativen Medien oder kleinbäuerliche Genossenschaften) 
von größter Bedeutung ist. 

So gesehen ist das, was heute in Venezuela geschieht, hochgradig irritierend. 
Die Situation zeichnet sich durch einen ausgeprägten Caudillismus aus, ist 
aber gleichzeitig basisdemokratischer als etwa die sandinistische Revolution in 
Nicaragua. Chävez beansprucht, die mannigfaltigen, differenten Hoffnungen - 
um erste Begriffe von Deleuze/Guattari ins Spiel zu bringen - auf Verände- 
rung zu verkörpern. Unterhalb dieser als kollektive Projektionsfläche fungie- 
renden Gestalt jedoch fehlt bislang jener Repräsentationsapparat, der in par- 
lamentarischen Demokratien, aber auch in sozialistischen Bewegungen bislang 
zuverlässig Spaltungen in Repräsentanten und Repräsentierte und damit 
Machtverhältnisse produzierte. 

Offensichtlich decken sich also die äußeren Merkmale des Transformations- 
prozesses nicht mit seinen inneren Bewegungen. Höchst unterschiedliche 
Momente schalten sich in ihm, oft auf verwirrende Weise, kurz, überlagern 
sich, bilden überraschende, nicht sofort einsichtige Verbindungen. 
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Modernisierungsversprechen, Puntofijismo 
und die Krise der Repräsentation 


Unumstritten dürfte zunächst folgendes sein: Die Ereignisse in Venezuela sind 
das Resultat eines Modernisierungskollapses. Das Land, das zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts auch für lateinamerikanische Verhältnisse als arm galt, erlebte 
mit dem schnellen Anwachsen der Ölförderung in den 1920er Jahren einen 
enormen Entwicklungsschub. Der traditionelle Agrarsektor wurde verdrängte, 
die Verstädterung vollzog sich mit noch größerer Geschwindigkeit als in den 
meisten anderen Ländern des Subkontinents. Venezuela verwandelte sich in 
ein nicht nur für Lateinamerikaner attraktives Einwanderungsland: etwa zehn 
Prozent der Venezolaner, so schätzt man, sind in Kolumbien geboren. Auch 
vielen Europäern wurde der Erdölstaat zum Wohlstandsversprechen. Bis weit 
in die 1970er Jahre nahm das Land ökonomisch motivierte Einwanderung aus 
Europa auf, v.a. von den Kanarischen Inseln, den Azoren und Italien. 

Während der Diktatur von Marcos Perez Jimenez 1948-58 manifestierten sich 
diese Modernisierungserwartungen in ambitionierten Großprojekten. Der re- 
nommierte modernistische Architekt Carlos R. Villanueva realisierte in Cara- 
cas zahlreiche Bauten, darunter die Universidad Central und das Sozialbau- 
viertel 23 de Enero unweit des Präsidentenpalasts. Dieses Viertel, ursprünglich 
geplant, um die Elendsbaracken aus den Bezirken nahe des Regierungsviertels 
zu verbannen, wurde zum Symbol der Aneignungs- und Umdeutungsprozesse 
im Zusammenhang der Modernisierung. Noch bevor Perez Jimenez nämlich 
die 10.000 Wohneinheiten der Sozialbausiedlung feierlich übergeben konnte, 
stürzte die Bevölkerung den Diktator. Während sich im Großen schnell neue 
Ausschluss- und Konzentrationsmechanismen etablierten - die Diktatur wurde 
1959 vom so genannten Punto Fijo-Abkommen abgelöst, das ein faktisches 
Machtoligopol von sozialdemokratischer Acciön Democrätica (AD), christ- 
demokratischer COPEI und der kleineren URD institutionalisierte -, blieb die 
Gesellschaft im Molekularen in Bewegung. Im 23 de Enero wurden die meis- 
ten Wohnungen einfach besetzt, oft von Aktivisten der Opposition gegen die 
Diktatur. So verwandelten sich die Bauten, von P£rez Jimenez als Monumente 
herrschaftlicher Sozialpolitik und Souveränität gedacht', in politische Symbole 
und schließlich auch ganz real in Bastionen des Widerstands. Zwischen den 
15-stöckigen Sozialbauten entstanden neue Barackensiedlungen und die poli- 
zeiliche Unkontrollierbarkeit des Barrios verband sich mit den infrastrukturel- 
len und kommunikativen Möglichkeiten des Sozialbaus. Auch wenn in den 


1 Carlos Raül Villanueva, der als Architekt konzeptionell und letztlich auch politisch arbeite- 
te, ging es sicher um etwas Anderes, nämlich um Wohn- und Lebensorte, die das Soziale 
stärken und inhaltliche Anregungen geben. Die Anlage der Universidad Central in Caracas, 
die offenen Raum und Struktur, Funktionalität und Kunst miteinander verzahnt, zeigt das 
deutlich. Es ist eines dieser bereits angesprochenen Spezifika der jüngeren venezolanischen 
Geschichte, dass die progressivste, politischste Architektur in Zeiten der Diktatur entstand. 
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Stadtteilbewegungen von Caracas umstritten ist, welche Wohnqualität die 
großen, über den ganzen Westteil der Stadt verteilten Blocks tatsächlich besit- 
zen, steht fest, dass sie in den 1960er und 70er Jahren zu Hochburgen der au- 
ßerparlamentarischen Opposition wurden. Jeder Sozialbaublock im 23 de E- 
nero, so ein Scherz unter Stadtteilaktivisten, hatte damals seine eigene marxis- 
tisch-leninistische Guerillapartei. 

Das 1959 geschlossene Punto Fijo-Abkommen, das aus Sicht der sozial- und 
christdemokratischen Parteiführungen Putsch- und Bürgerkriegsszenarien mit 
Hilfe eines fest installierten Machtgleichgewichts verhindern sollte, konnte 
solche Aneignungen von unten zwar nicht unterbinden, sorgte aber dennoch 
für die Herausbildung eines stabilen, die Gesellschaft durchdringenden kliente- 
listischen Systems. Nach dem Abschwellen eines v.a. von Kommunisten? ge- 
tragenen bewaffneten Aufstands Anfang der 1960er Jahre erschien Venezuela 
bald als funktionierende soziale Demokratie: 


„Venezuela assumed the role of a showcase democracy, an experiment widely considered success- 
ful, institutionalized, stable, and legitimate. Historical patterns of growth and increase in oil 
prices were projected into the distant future ... A political culture of ‘national harmony’ and its 
corresponding multiclass political party organizations achieved hegemony. The self-image of an 
inclusive, egalitarian, and racially democratic society became dominant.“ (Lander: 6f)? 

Mit Hilfe der Öleinnahmen wurden importsubstituierende Entwicklungs- und 
Investitionsprogramme aufgelegt, Nahrungsmittelsubventionen finanziert und 
kostenlose Gesundheits- und Bildungseinrichtungen unterhalten - Elemente 
einer integrativen Strategie, die mit Rey (1991) häufig als „a populist system of 
conciliation“ bezeichnet wird. Ihre Blütezeit erlebte dieses Modell, als die OPEC- 
Politik den Ölpreis Anfang der 1970er Jahre auf eine Höchstmarke trieb und 
Venezuela förmlich im Geld schwamm. Die Bonanza Petrolera, der Erdölboom, 
deckt sich mit der ersten Regierungszeit von Carlos Andres Perez (1974-79), 
einem späteren Vizepräsidenten der Sozialistischen Internationalen, der 1976 
auf Druck der Linken auch die Ölvorkommen nationalisierte. Die öffentlichen 
Ausgaben wuchsen zwischen 1973 und 1978 um 96,9%, nur etwa 10 Prozent 
der Venezolaner lebten gegen Ende de 1970er Jahre in Armut (Buxton 2003). 
Für aktuelle Debatten über eine alternative Wirtschaftspolitik und für eine 
Einschätzung der Ausgabepolitik der Chävez-Regierung dürfte dabei allerdings 
von Interesse sein, dass diese Politik, die heute wohl als linkskeynesianisch be- 
zeichnet würde, zur größten Macht- und Reichtumskonzentration in der vene- 
zolanischen Geschichte führte. Zwar profitierten auch die Unterschichten von 
staatlich finanzierten Großprojekten, doch in erster Linie brachte die staatli- 


2 Der kommunistische Widerstand hatte eine zentrale Rolle beim Sturz der Diktatur von Perez 
Jim£nez gespielt. Mit dem Punto Fijjo-Abkommen jedoch wurde die kommunistische Linke 
gezielt marginalisiert. 

3 Auf dieser Wahrnehmung beruht die v.a. die englischsprachigen Debatten beherrschende 
These des „Exzeptionalismus“, die Venezuela als lateinamerikanischen Sonderfall beschreibt 


(kritisch hierzu Ellner/Salas 2005). 
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che Ausgabepolitik ein spezifisches Aneignungs- und Umverteilungsmodell 
zugunsten der Eliten hervor. Der Sozialwissenschaftler und ehemalige Vize- 
Planungsminister der Regierung Chävez, Roland Denis, begründet seine These, 
der venezolanische Staat müsse im Grunde genommen vollständig zertrüm- 
mert werden, folgendermaßen: 

„In allen anderen lateinamerikanischen Ländern ist der Staat ein Instrument der Besitzenden, um 
die Kapitalakkumulation sicherzustellen. In Venezuela wurde der Staat selbst zum Ort privatkapi- 
talistischer Akkumulation, denn die einzige echte Einkommensquelle des Landes ist die Erdöl- 
rente. Alle Strukturen, die sich im Staat bewegten - Gewerkschaften, politische Parteien der 
Rechten, die reformistische Linke -, sind daran kaputtgegangen. Sie wurden zu einem Bestandteil 
des Akkumulationsmechanismus“ (zit. in Zelik 2003). 

Im Rahmen dieser klientelistischen Struktur erhielten Wähler für eine Stimm- 
abgabe Materialgeschenke, z.B. einige Säcke Zement für den Bau eines Hauses, 
parteipolitisches Engagement wurde zur Voraussetzung für eine Anstellung 
beim Staat, dem wichtigsten Arbeitgeber im Land, und auf höchster Ebene 
schließlich ermöglichte die Kontrolle von Regierungsposten die massive Um- 
verteilung der Erdölrente. 

Die öffentlichen Investitionsprojekte, die bis in die 1980er Jahre überall in 
Venezuela realisiert wurden, waren demnach nicht ausschließlich Ausdruck der 
Modernisierungsbemühungen. Mindestens ebenso sehr müssen sie als Produk- 
te einer spezifischen Aneignungsstrategie gelten. Weil der direkte Diebstahl 
von Geldern aus der Staatskasse auch in einem von Korruption gebeutelten 
Land nur beschränkt möglich ist, wurde der Umweg über den Bausektor ge- 
wählt. Politiker vermittelten Aufträge, Projekte wurden zu überhöhten Preisen 
abgerechnet, und Unternehmer gaben Teile der öffentlichen Zahlungen an die 
Politiker zurück. Unter Carlos Andres Perez soll dieses Modell besonders ex- 
treme Formen ausgebildet haben. Von dem ursprünglich mittellosen Präsiden- 
ten heißt es, er habe in der ersten Amtszeit 1974-79 mehrere Milliarden US- 
Dollar beiseite geschafft. 

Das politische System Venezuelas verlor aufgrund dieser weit verbreiteten Kor- 
ruption schon früh an Glaubwürdigkeit. Solange mit den Öleinnahmen aller- 
dings auch Sozialprogramme finanziert wurden, zog das Legitimitätsdefizit 
keine sichtbare Krise nach sich. In den 1970ern hielten sich in Venezuela zwar 
Guerillagruppen, und verschiedene Stadtteile im Westen von Caracas galten 
als unkontrollierbar, doch im Großen und Ganzen war die Lage stabil. Das 
klassenübergreifende „positive-sum game, with middle- and low-income groups 
enjoying blanket subsidies, low taxation, and generous welfare“ (Buxton 2003: 
115) geriet erst ab 1980 in Schwierigkeiten, als der Ölpreis fiel und die Rea- 
gan-Administration mit ihrer Hochzinspolitik gleichzeitig weltweit Finanz- 
ströme in Richtung USA in Bewegung setzte und damit für die explosionsarti- 
ge Verteuerung des Schuldendienstes sorgte. Nachdem die Kapitalflucht aus 
Venezuela 1982 mit 8 Milliarden US-Dollar eine Rekordmarke erreicht hatte, 
wertete die christdemokratische Regierung von Herrera Campins 1983 den Bo- 
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livar um 60 Prozent ab. Die Kosten der Krise wurden dabei systematisch nach 
unten abgewälzt. 1983 bis 1989 fielen die Reallöhne um ein Fünftel, der Ar- 
mutsanteil der Bevölkerung stieg bis 1991 auf 68 Prozent, und Venezuela wi- 
derfuhr wie allen lateinamerikanischen Staaten eine grundlegende Modifikati- 
on der Rolle des Staates. Unter dem Einfluss der neoliberalen Doktrin des so 
genannten Washington Consensus, „the states of the peripheral and 
semiperipheral countries came to operate more like ‘a kind of subcontractor 
or franchise holder’ (Sousa Santos) than like democratic representatives of na- 
tional sovereignty“ (Lander 2005: 5). 

Dass der Veränderungsprozess der letzten Jahre einen so ausgeprägt nationalis- 
tischen Charakter besitzt, hat hiermit und mit der sich daraus ergebenden Stel- 
lung der Eliten zu tun. Mommer (2003) beschreibt am Beispiel des staatlichen 
Erdölunternehmens PDVSA detailliert, mit welchen Strategien sich das Mana- 
gement des Konzerns ab der Nationalisierung 1976 darum bemühte, Gewinn- 
ausschüttungen an den Staat zu vermeiden, sich mit Hilfe internationaler Ka- 
pitalanlagen der politischen Kontrolle zu entziehen und schließlich sogar die 
Re-Privatisierung von PDVSA zu forcieren. Diese Haltung des Managements 
ist durchaus bemerkenswert. Immerhin muss den Managern in Anbetracht der 
realen Kräfteverhältnisse auf den Weltmärkten durchaus klar gewesen sein, 
dass ein Verkauf von PDVSA auf eine Übernahme durch US-amerikanisches 
oder europäisches Kapital hinauslaufen würde. Wenn das PDVSA-Management 
die Privatisierung trotzdem vorantrieb, dann weil es sich stärker mit den Inte- 
ressen von Shell oder Exxon identifizierte als mit denen der venezolanischen 
Bevölkerung. Die Verteidigung „nationaler Souveränität“ impliziert vor diesem 
Hintergrund also eine Haltung gegen die einheimischen Eliten und zumindest 
tendenziell die Hinwendung zu einer staatlichen Ausgabenpolitik, bei der die 
Gelder nicht in die Heimatländer der transnationalen Unternehmen transfe- 
riert werden, sondern potenziell der Bevölkerung zugute kommen können.’ 
Wenn man die Heftigkeit verstehen will, mit der die Opposition die Chävez- 
Regierung in den vergangenen Jahren bekämpft hat, muss man wissen, dass 
die venezolanische Gesellschaft, anders als die große Erzählung der Bürgerli- 
chen es unterstellt (die an ihrer Geschichte einer bis 1998 harmonischen, mul- 
tirassischen Gesellschaft festhalten), nicht erst von Chävez polarisiert wurde. 
Tatsächlich setzten schon vor langer Zeit vielfältige, untergründige Distanzie- 
rungsprozesse ein, die sich zum Teil mit der von den Eliten ab 1983 forcierten 
Politik der Abwälzung der Krise nach unten erklären lassen, aber über das 
strikt Ökonomische deutlich hinausreichen. 


4 Es ist diese nach wie vor nationale Strukturiertheit des kapitalistischen Weltsystems, die es 
zu einem grundlegenden Unterschied macht, ob in Ländern des Zentrums oder der Periphe- 
rie nationalstaatlich argumentiert wird. In ersteren wird damit für ein strukturelles Ausbeu- 
tungsverhältnis gesprochen, in letzteren zumindest tendenziell gegen die herrschenden inter- 
nationalen Tauschverhältnisse argumentiert. 
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Besucher Venezuelas waren in den 70er und 80er Jahren stets überrascht über 
die Präsenz von als US-amerikanisch geltenden Zeichen und Einrichtungen. 
Man muss in diesem Zusammenhang jedoch fragen, ob Hamburger-Schnell- 
restaurants tatsächlich etwas mit US-amerikanischer Kultur oder aber mit in- 
dustrieller Warenförmigkeit zu tun haben. Tatsache ist jedoch, dass in Vene- 
zuela wie in vielen anderen Staaten der Dritten Welt ein Lebens- und Kon- 
summodell hegemonial war, das sich nicht autochthon herausbildete, sondern 
im Rahmen kolonialer und postkolonialer Machtverhältnisse transferiert wur- 
de. Strategien politischen und ökonomischen Ausschlusses, die Identifikation 
der Eliten mit den globalen Zentren der Macht, die von Eliten monopolisierte 
mediale Repräsentation und der Import kultureller Muster aus den Industrie- 
staaten bildeten damit faktisch eine nicht zu lösende Verbindung. Die über- 
wiegend weißen, häufig von Kolonialeliten abstammenden, über keine tragfä- 
higen Wirtschaftsstrukturen verfügenden und sich damit als franchise holders 
der ökonomischen Zentren verhaltenden Eliten betrachteten alle nicht mit 
dem globalen Norden identifizierbaren Kulturformen im besseren Fall als 
Folklore, im schlechteren als zu überwindende Rückständigkeit.’ 

Dieses postkoloniale Bewusstsein hat in Venezuela ganz eigene Absetzbewe- 
gungen in Gang gesetzt. Unter den Eliten führte der mit der Wirtschaftskrise 
zusammenhängende Anstieg der Kriminalitätsrate zur Verbreitung eines rassis- 
tisch motivierten Diskurses der „gefährlichen Klasse“ und zu einer auch räum- 
lichen Abtrennung der Oberschicht von ihrem Land. „Countless streets in 
middle- and upper-class neighborhoods were closed and privatized; increas- 
ingly, bars and electric fences surrounded houses and buildings in these areas“ 
(Lander 2005: 8). In diesem Prozess, der die Bewohner von Armenvierteln zu 
Repräsentanten des Anderen und die Barrios zu geheimnisvollen, auf Stadt- 
plänen als weiße oder gar grüne Fläche verzeichneten Nicht-Orten machte, 
konfigurierte sich die Stadt komplett neu. Der real gelebte urbane Raum hat 
in Venezuela heute mit Nähe nichts mehr zu tun. Es kommt nicht selten vor, 
dass Angehörige der Ober-, aber auch der Mittelschichten in Paris oder Lon- 
don studiert haben und regelmäßig für ein paar Tage nach Miami fliegen, aber 
noch nie in ihrem Leben eines der Armenviertel betreten haben. 

Umgekehrt haben aber auch die Bewohner der Barrios Absetzungstaktiken 
entwickelt, deren Ursprünge weit in die Geschichte des Kolonialismus zurück- 
reichen und die die politische und mediale Repräsentation in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten nachhaltig unterlaufen haben. Bei den Feierlichkeiten zu Eh- 
ren des Heiligen Juan wird diese Unterwanderung, die sich auch als kulturelle 


5 Das erklärt auch die eigentümliche Situation, warum die einheimische schwarze Bevölke- 
rung, darunter auch der farbige Präsident, während des innenpolitischen Konflikts von vie- 
len Angehörigen der weißen Mittel- und Oberschicht immer wieder als monos (Affen) und 
turba (Horden) bezeichnet, gleichzeitig aber die afroamerikanischen Ikonen der internationa- 
len Musikindustrie weiter gefeiert wurden. 
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Autonomie lesen lässt, besonders manifest. Die verschleppten Afrikaner, denen 
von den Kolonialherren Religion und Sprache verboten worden waren, besetzten 
die aufgezwungenen religiösen Zeichen mit eigenen Bedeutungen. Auf diese 
Weise übernahmen die europäischen Heiligen, die bei den katholischen Feiern 
in Prozessionen durch die Armenviertel getragen werden, die Stellung der afri- 
kanischen Götter. Hinter den spanischen Namen und weißen Figuren verstecken 
sich unterdrückte, „schwarze“ Gottheiten, deren bloße Existenz die Machtver- 
hältnisse immer wieder neu in Frage stellt. So gesehen wird bei diesen Feiern, 
die oft von Nachbarschaftskomitees, also den Trägern politischer Selbstorga- 
nisation, vorbereitet werden, die Trennung von Kulturellem, Religiösem und 
Politischem faktisch aufgehoben, „die Stadtteilaktivisten haben die Grenzli- 
nien zwischen den Bereichen“, wie Jeff Derksen, ein kanadischer Kulturwissen- 
schaftler es in einem Gespräch ausdrückte, „erfolgreich kollabiert“. Stadtteil- 
und Medienaktivisten in Caracas begreifen es denn auch explizit als Ausdruck 
politischer Widerständigkeit, religiöse Zeichen umzudeuten, unterdrückte kul- 
turelle Formen zu praktizieren und medial Unsichtbares sichtbar zu machen. 
Die sich in den 1980er Jahren herausbildende gesellschaftliche Krise kann 
deshalb als (bislang auch unter der Regierung Chävez nicht gelöste) Krise der 
Repräsentation beschrieben werden. Ein wesentlicher Teil der Gesellschaft 
wurde nicht nur durch die neoliberalen Reformen von 1983 von ökonomi- 
scher Teilhabe ausgeschlossen (auf die politischen Entscheidungsprozesse hat- 
te die Mehrheit schon zuvor nur geringen Einfluss ausgeübt), er wurde auch 
von den kulturellen und medialen Repräsentationsapparaten regelrecht zum 
Verschwinden gebracht. Das diskursiv produzierte Selbstbild der venezolani- 
schen Gesellschaft stimmte mit der Lebenswirklichkeit der Mehrheiten nicht 
mehr überein. Dabei fand ein mindestens doppelter Bruch statt: Einerseits 
führte die Legitimitätskrise des politischen Establishments zu einer Distanzie- 
rung der Mittelschichten von den klassischen Vertretungsapparaten, also Par- 
teien und Gewerkschaften. Die Mittelschichten sahen sich als moderne, offene 
Bürgergesellschaft, von der sich die korrupte Politik immer weiter entfernte. 
Andererseits schloss dieser auf Modernisierung (sprich Anschluss an die USA 
und Westeuropa) abzielende Bürger- und Zivilgesellschaftlichkeitsdiskurs wie- 
derum die arme Bevölkerungsmehrheit aus, und es kam, wie es in Venezuela 
heißt, zu einem Bruch zwischen dem „Venezuela imaginaria“ der Bessergestell- 
ten und dem „Venezuela profunda“ der armen Mehrheiten. Es ist dieser um- 
fassende Kollaps der Repräsentation, der schließlich dem Aufstieg von Chävez 
in den 1990er Jahren den Weg bereitete. 


6 Als Beispiel hierfür kann die mehrere Stunden dauernde Live-Übertragung afrovenezolani- 
scher Feiern in einem alternativen Radio von Caracas 2003 gelten (vgl. Zelik 2005: 86-92). 
Die Hörbarmachung des Nicht-Repräsentierten wurde von den Teilnehmern der Feier als 
„Manifestation“ bezeichnet. 
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Caracazo, Aufstandslinien 
und Chävez’ „Bolivarianische Bewegung” 


Die vielfältigen, gesellschaftlichen Risse, bei denen sich ökonomische, kultu- 
relle und politische Aspekte ineinander schoben, manifestierten sich am 27. 
Februar 1989 - zur Überraschung der gesamten venezolanischen Gesellschaft. 
Dem Caracazo, jener Revolte, die zum Auslöser neuer Aufstandsdynamiken in 
den 1990er Jahren werden sollte, vorangegangen war die Rückkehr des Sozial- 
demokraten Carlos Andres Perez ins Präsidentenamt. Von der Bevölkerung in 
der Erwartung gewählt, Perez werde an die während seiner ersten Amtszeit 
1974-79 praktizierte Politik anknüpfen, unterwarf sich der Präsident unmittel- 
bar nach dem Amtsantritt dem Spardiktat des IWF, das u. a. die Kürzung von 
Lebensmittel- und Transportsubventionen vorsah. Die als politisch apathisch 
geltende Bevölkerung reagierte mit erbitterten Protesten und Plünderungen, 
die selbst die seit langem auf eine vergleichbare Revolte hinarbeitenden radika- 
len Gruppen völlig unvorbereitet trafen. Möglicherweise war es gerade das 
Fehlen einer wahrnehmbaren Linken, das die Energie des Caracazos erklärt. 
Weil die vielfältigen Wünsche der Bevölkerung nicht vermittelt, strukturiert und 
damit auch gehegt wurden, brachen sich diese mit ungeheurer Wucht ihren Weg. 
Die Regierung der sozialdemokratischen Acciön Democrätica (AD) reagierte 
mit brutaler Gewalt. Perez, dessen Korruptionsregime die Wirtschafts- und Fi- 
nanzkrise wesentlich mit zu verantworten hatte, verkündete den Ausnahmezu- 
stand. In den Folgetagen wurden nach offiziellen Angaben 300, nach Zahlen 
von Menschenrechtsorganisationen mehrere Tausend Personen v.a. in den 
Slums von Caracas erschossen. Die „gefährliche Klasse“ wurde kollektiv be- 
straft. In den Sozialbausiedlungen des 23 de Enero kann man bis heute die 
Einschusslöcher sehen, die Nationalgarde und Militärs hinterließen, als sie 
wahllos auf die Wohnhäuser feuerten. 

Die spezifische Verbindung von Raub und Repression, wie sie in der Gestalt 
des Präsidenten Carlos Andres Perez verkörpert zu sein schien, wurde zum 
symbolischen Auslöser für das Entstehen neuer Aufstandslinien in der Gesell- 
schaft. In den Barrios entfalteten sich in den 90er Jahren Basisinitiativen, die 
an früheren, meist von der Linken initiierten Projekten anknüpften: alternative 
Medien, Stadtteilversammlungen, Menschenrechtsgruppen, kulturelle Zirkel. 
Diese neue Opposition formulierte das Politische in gewisser Hinsicht neu. 
Dass es in Caracas vor der Wahl von Chävez zahlreiche illegale Piratenradios 
gab, die zum Teil direkt von Barrio-Bewohnern betrieben wurden und mit 
„Alternativkultur“, wie sie in Europa praktiziert wird, wenig zu tun haben, ist 
ein Ausdruck dieses untergründigen Aufbegehrens. Aber auch Projekte der 
nicht integrierten parlamentarischen Linken gewannen eine neue Dynamik. La 
Causa Radical, eine Partei, die ihre Wurzeln v.a. in der Gewerkschaft der Alu- 
miniumarbeiter von Ciudad Guyana besitzt, gewann den Gouverneursposten 
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des Bundesstaats Bolivar und 1993 mit dem heutigen Erziehungsminister 
Aristübolo Istüriz, einem Afrovenezolaner, auch das Bürgermeisteramt von 
Caracas.’ Parallel dazu kam es an der - wenn man so will - entgegengesetzten 
Stelle der Gesellschaft, nämlich in den Reihen von Militärs und Polizei, eben- 
falls zu konspirativen Bewegungen. Im Februar und November 1992 gab es 
zwei Putschversuche, die im wesentlichen damit begründet wurden, dass die 
Perez-Regierung korrupt und nach dem Massaker während des Caracazo auch 
illegitim sei, die neoliberale Reformpolitik wegen ihrer sozialen Folgen been- 
det werden müsse und die Armee nicht länger als Repressionsorgan gegen die 
eigene Bevölkerung eingesetzt werden dürfe.® Harnecker (2003) erklärt diese 
Haltung eines Teils des Offizierkorps u.a. mit der Orientierung der venezola- 
nischen Armee an den „bolivarianischen Idealen“, dem vergleichsweise hohen 
Bildungsniveaus der Berufssoldaten, die seit Jahrzehnten zum Universitätsstu- 
dium animiert wurden, und der Herkunft vieler Militärs aus der Unterschicht. 
Diese Argumentation scheint mir jedoch nicht besonders überzeugend, denn 
vergleichbare Aspekte lassen sich für fast alle lateinamerikanischen Länder 
formulieren. Vielleicht sollte man stattdessen auch in den Reihen der Militärs 
eher von einem untergründig wuchernden Prozess ausgehen, der sich nicht in 
der Bildung von sichtbaren Organisationen, als vielmehr in einer Vielzahl sin- 
gulärer Distanzierungs- und Absetzbewegungen ausdrückte. Chävez etwa, der 
den ersten Umsturzversuch im Februar 1992 anführte und über Nacht popu- 
lär wurde, als er im Fernsehen die Verantwortung für den gescheiterten Putsch 
übernahm, sympathisierte seit den 1970er Jahren mit der Linken und hatte 
sich speziell mit der Politik des peruanischen Militärs Juan Velasco (während 
dessen Präsidentschaft 1968-76 das Bankenwesen und Zeitungen in Beleg- 
schaftshände übergeben worden waren) und des Panamesen Omar Torrijos 
(der die USA zum Rückzug aus der Kanalzone gezwungen hatte) beschäftigt. 
Ausgehend von diesen linksnationalistischen Einflüssen gründeten Chävez 
und andere Militärs in den 1970er Jahren winzige Verschwörerzirkel, die von 
der Notwendigkeit einer revolutionären, zweiten Unabhängigkeitsbewegung 
überzeugt waren. Diese Zirkel kommunizierten zwar untereinander, doch bil- 
deten sie keine politische Kraft. In gewisser Weise ist dies das zentrale Charak- 
teristikum des venezolanischen Prozesses: Überall in der Gesellschaft bildeten 


7 La Causa Radical hat sich später gespalten. Der Flügel, der den Namen LCR weiterführt, ge- 
hört heute zur Opposition, die Abspaltung PPT (Patria para Todos) ist Teil der Regierungs- 
koalition. Ähnlich auch der linkssozialdemokratische Movimiento al Socialismo (MAS), der 
in den 70ern von demobilisierten Guerilleros gegründet wurde: Der offizielle MAS befindet 
sich heute in der Opposition, die Neugründung Podemos besetzt wichtige Regierungsposten. 

8 Beide Umsturzversuche waren in gewisser Hinsicht mehr als nur Putsche. Im Vorfeld der 
Armeerebellionen hatte es Gespräche mit linken Organisationen über die Unterstützung des 
Aufstands gegeben, doch in beiden Fällen fiel die Beteiligung der nicht-militärischen Linken 
spärlich aus - ein Ausdruck des gegenseitigen Misstrauens zwischen den Militärs und der po- 
litischen Linken. 
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sich solche molekularen Strukturen, ob nun in Form von Avantgardeparteien 
des Sozialbauviertels 23 de Enero, den Kooperativennetzwerken im Bundesstaat 
Falcön oder eben den Verschwörerzirkeln in den Reihen der Militärs. Doch 
keiner dieser Ansätze erfüllte das Kriterium einer Organisation oder Bewegung. 
So gesehen lässt sich mit dem Begriff des Politischen im Venezuela der 1970- 
90er Jahre - und in gewisser Weise auch heute noch - nur schwer argumentie- 
ren. Die Gesellschaft war und ist gleichzeitig politisch elektrisiert und doch 
von einem Vakuum gekennzeichnet, das sich - auch das scheint paradox - 
immer wieder als hochproduktiv erwiesen hat. Die Figur Chävez hat die Leer- 
stelle der Nicht-Repräsentation in den vergangenen zehn Jahren bis zu einem 
gewissen Punkt ausgefüllt. Als der ehemalige Putschist 1994 aus der Haft ent- 
lassen wurde, formierte er um sich herum eine Sammlungsbewegung, die über 
die von ihm gegründete Wahlallianz MBR (Movimiento Bolivariano Revolu- 
cionario, später MVR, Movimiento Quinta Repüblica) weit hinausreichte und 
die diffuse Linksopposition zu einem konkreten Projekt zusammenführte: dem 
Sturz des Puntofijismo, also des klientelistischen Zweiparteiensystems. Neben 
dieser Figur jedoch existierte ein offenes Feld des Diffusen fort, in dem sich 
massenhaft singuläre Prozesse ereigneten. 

Als zentrales, identitätsstiftendes Moment für dieses Feld dient der Rückgriff 
auf die Unabhängigkeitsführer des 19. Jahrhunderts, besonders auf Simön Bo- 
livar. Anderson (1998) hat an Beispielen verschiedener Nationalbewegungen 
aufgezeigt welch zentrale Rolle die politische Erzählung, dabei durchaus auch 
konkret in Form von Literatur, bei der Formierung von Nationen gespielt hat. 
Chävez’ anekdotenhafte Kommunikationsweise, die jeden Sonntag in der 
Fernseh-Show Alo Presidente zu erleben ist, unterstreicht diesen narrativen 
Charakter des „Bolivarianismus“. Ramirez Voltaire/Müller (2004) weisen je- 
doch richtig darauf hin, dass es mehr verdeckt als erklärt, dies mit dem 
Schlagwort „Populismus“ zu belegen und zu reduzieren. Die Verwendung des 
in Medien und Sozialwissenschaften nur unscharf umrissenen Begriffs des Po- 
pulismus, so Ramirez Voltaire/Müller, verfolge meist denunziatorische Absich- 
ten, sei also in gewisser Hinsicht selbst populistisch. Politik in Zeiten der 
Massenmedien gehe zwangsläufig mit populären Formen der Kommunikation 
einher. Das Spezifische an Chävez und dem „Bolivarianismus“ sei nicht der 
Rückgriff auf populären Erzählungen und Bildersprachen, sondern der Cha- 
rakter des politischen Projekts. 

Was jedoch kennzeichnet den Bolivarianismus? Wilpert (2005), dessen umfas- 
sende und fundierte Analyse der Regierungspolitik von Chävez 2006 endlich 
im Londoner Verlagshaus Verso erscheinen soll, nennt sechs inhaltliche Cha- 
rakteristika des Projekts (ebd.: 43-46): erstens die Bedeutung, die - ganz in der 
Tradition von Aufklärung und der Unabhängigkeitsbewegung des 19. Jahr- 
hunderts - Bildung und Erziehung beigemessen wird; zweitens das Projekt ei- 
nes zivilmilitärischen Bündnisses, das die Bolivarianer, Wilpert zufolge, v.a. 
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von der Kriegsführung Ezequiel Zamoras” herleiten; drittens die von Bolivar 
angestrebte lateinamerikanische Integration; viertens soziale Gerechtigkeit, wie 
sie sich historisch in Bolivars Einsatz für die Sklavenbefreiung auszudrücken 
scheint; fünftens die Erringung nationaler Souveränität als eine Art nachho- 
lende nation building und sechstens das Postulat, eigene, spezifisch lateiname- 
rikanische Lösungsmodellen zu entwickeln, wie es vom Pädagogen Simön 
Rodriguez aufgestellt wurde." 

Mit diesem Idearium, das aus europäischer Sicht nicht spezifisch links ist, aber 
im lateinamerikanischen Kontext tendenziell eine Verbindung mit sozialisti- 
schen Projekten eingeht, formulierte Chävez eine Alternative zum traditionel- 
len politischen System. Tatsächlich kollabierten die beiden großen, schon An- 
fang der 90er angeschlagenen Parteien Acciön Democrätica und COPEI bei 
den Wahlen Ende 1998 vollständig. Im Unterschied zu Lula oder anderen linken 
Staatsmännern begnügte sich Chävez jedoch nicht mit dieser Amtsübernahme, 
sondern verfolgte die versprochene Transformation der Gesellschaft auch nach 
1998 systematisch weiter - als eine Art Reformrevolution, die mit den existie- 
renden politischen Strukturen zwar grundlegend brechen, aber trotzdem den 
Rahmen der Rechtsstaatlichkeit nicht verlassen sollte. Trotz erheblichen Wi- 
derstands auch aus Reihen der eigenen Koalition sorgte Chävez innerhalb 
kürzester Zeit für die Einberufung einer Verfassunggebenden Versammlung 
und setzte sein Projekt einer relativ fortschrittlichen, nicht-neoliberalen und 
sowohl die Macht des Präsidenten als auch die Bürgerbeteiligung stärkenden 
Verfassung durch. Zwölf Monate nach seinem Amtsantritt wurde der so ge- 
nannte Puntofijismo in einem Referendum faktisch beerdigt und die verblie- 
benen Machtstrukturen der traditionellen Parteien wurden stark geschwächt." 
Dennoch besaß die im Parlament von einer breiten Mehrheit getragene Regie- 
rung bis 2001 kaum ein sozialpolitisches Profil. Man konzentrierte sich statt- 
dessen auf außenpolitische Initiativen. So setzte Venezuela eine neue OPEC- 
Vereinbarung durch, die die Mitgliedsstaaten zur Einhaltung der Förderdiszip- 
lin verpflichtete und schon bald den Ölpreis stabilisierte, widmete sich der la- 


9 Zamora, der in den 1840er und 1850er Jahren von den Llanos Orientales her der Regierung 
den Krieg erklärte, deklarierte als erster eine Landreform. Die Geschichtsschreibung der Bür- 
gerlichen beschreibt ihn überwiegend als Banditen, die linke Geschichtserzählung sieht in 
ihm den Sozialrebellen. 

10 Die bolivarianische Bewegung Venezuelas bezieht sich damit auf drei Symbolfiguren: Simön 
Bolivar, Ezequiel Zamora (als Verteidiger der Landreform) und den Pädagogen Simön 
Rodriguez, der als Lehrer Bolivars bezeichnet wird. 

11 Es ist diese Durchsetzung eines neuen Kräfteverhältnisses, die gemeinhin als Beleg für den 
Autoritarismus Chävez’ herhalten muss. Eine solche Argumentation verkennt jedoch, dass 
die Strukturen bürgerlicher Demokratien ebenfalls ausgesprochen autoritäre Züge tragen: Sie 
sollen grundlegende Politikwechsel strukturell erschweren oder ganz unmöglich machen - 
selbst wenn es dafür demokratische Mehrheiten gibt. Reformen waren in Venezuela deshalb 
erst nach einer Neuordnung des politischen Systems und einer Verschiebung des Kräftever- 
hältnisses möglich. 
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teinamerikanischen Integration, nahm Beitrittsverhandlungen mit dem Merco- 
sur auf und distanzierte sich in gleich drei Fragen deutlich von den USA: Die 
Chävez-Regierung bezog Stellung gegen die im Rahmen des Plan Colombia 
geleistete US-Militärhilfe an den kolumbianischen Staat, knüpfte demonstrativ 
neue Beziehungen zu Kuba und leistete bei den Verhandlungen über die ge- 
samtamerikanische Freihandelszone ALCA offen Widerstand gegen die Vor- 
schläge der US-Delegation. Erst Ende 2001 begann eine zweite Phase der Re- 
gierung Chävez, als diese mit einem Bildungsdekret, das Angehörigen der Un- 
terschicht den Zugang zu den Hochschulen erleichtern sollte, sowie mit zwei 
Landreformen - einer städtischen zur Legalisierung von Slumsiedlungen und 
einer klassischen Agrarreform - auch Sozialreformen verabschiedete. Die Be- 
mühungen der Regierung, die Einkommensverteilung zu modifizieren und zu 
diesem Zweck die politische Kontrolle über das staatliche Ölunternehmen 
PDVSA zurückzuerlangen, führten schließlich dazu, dass sich, angeheizt von 
den privaten Medien, eine breite bürgerliche Opposition formierte. Im April 
2002 waren Hunderttausende auf der Straße, es kam zum berühmten Putsch- 
versuch”, auf dessen Scheitern schon wenige Monate später, nämlich im De- 
zember 2002, ein 60tägiger Management- und Unternehmerstreik'” folgte, der 
die venezolanische Ökonomie an den Rand des Zusammenbruchs brachte 
und den Staat faktisch zahlungsunfähig machte. Die Erfahrung der Regierung 
Chävez, dass sie in beiden Krisensituationen nicht von den Linksparteien, 
sondern von einer Basısmobilisierung in den Armenvierteln gerettet wurde, 
dürfte mit verantwortlich dafür gewesen sein, dass sich das Reformtempo 2003 
spürbar beschleunigte. Nach und nach wurden die mittlerweile auch in Euro- 
pa bekannt gewordenen Misiones in Gang gesetzt: die Bildungskampagnen 
Robinson (Alphabetisierung), Ribas (zur Erlangung der Hochschulreife) und 
Sucre (zur Studienvorbereitung und -durchführung), das mit 14.000 kubani- 
schen Ärzten umgesetzte, allgemein als erfolgreich anerkannte Programm Bar- 
rio Adentro, die zur Gründung von Genossenschaften vorbereitende Be- 
rufsausbildungskampagne Vuelvan Caras sowie diverse andere Projekte. Akti- 
visten in der Sozialarbeit merken dazu allerdings kritisch an, dass der gesell- 
schaftlichen Mobilisierung oft mehr Gewicht beigemessen wird als der organi- 
satorischen Nachhaltigkeit der Programme (vgl. das Interview mit Pater Ar- 
mando Janssens von Eisenbürger/Küppers 2005). 

Das Bemerkenswerte an diesen Misiones ist, dass sie zwar vom Staat finanziert 
werden, aber die Bevölkerung immer wieder zur Selbstorganisierung animiert ha- 
ben. Dabei ist das (keineswegs konfliktfreie) Zusammenspiel von Staat und Ba- 
sisorganisierung nicht das Ergebnis eines strategischen Plans. Es war vielmehr 


12 Sehr sehenswert: Kim Bartleys und Donnacha O’Briains Dokumentarfilm The Revolution 
will not be televised von 2003. 

13 Nur in der Ölindustrie, in dem die Opposition strategisch auf den Ausstand hingearbeitet 
hatte, handelte es sich tatsächlich um einen Streik der Belegschaften. 
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so, dass die Regierung aus Ermangelung einer funktionierenden staatlichen Struk- 
tur und wegen des heimlichen Boykotts einer noch aus dem Puntofijismo 
stammenden Bürokratie häufig auf Basısinitiativen vor Ort zurückgreifen musste, 
um überhaupt Reformen umzusetzen. Diese Politik der Improvisation, die häufig 
als auch das „Setzen eines bypass“ bezeichnet wird, implizierte den Aufbau 
einer provisorischen alternativen Staatlichkeit. Die Misiones wurden außerhalb 
der Ministerien angesiedelt, nicht aus dem Staatshaushalt, sondern von PDVSA 
finanziert (was eine schnellere Bewilligung der Gelder ermöglichte) und statt 
von Staatsangestellten, von der Bevölkerung umgesetzt: Beim Bildungspro- 
gramm Ribas etwa organisieren die Stadtteilorganisationen Klassenräume und 
Übungsleiter, der Staat, der über nicht genug ausgebildete Lehrer verfügt, stellt 
Bücher, Fernseher und Videos zur Verfügung, und der eigentliche Unterricht 
wird vom Band abgespielt. Auf diese Weise ist es zu einer neuen, allerdings 
staatlich kooptierten Selbstorganisierungswelle gekommen (vgl. Zelik 2005). 
Eine dritte Phase der Chävez-Regierung lässt sich schließlich seit August 2004 
beobachten, als das Abwahlreferendum gegen den Präsidenten von einer 60- 
Prozent-Mehrheit abgelehnt wurde und die Opposition weitgehend zerfiel. Die 
aufgrund des hohen Ölpreises angewachsenen Staatseinnahmen ermöglichen 
es der Regierung seitdem nicht nur, ihre Sozialprogramme auszubauen, im 
großen Stil den Aufbau von Genossenschaften zu fördern und Modellprojekte 
zu finanzieren, die beweisen sollen, dass ein alternativer endogener Entwick- 
lungsweg denkbar ist. Die Regierung setzt den Ölreichtum auch außenpoli- 
tisch ein. Mit Brasilien, Argentinien, Mexiko und Bolivien plant sie den Auf 
bau eines lateinamerikanischen Erdölkonzerns, in der Karıbik wird 13 Staaten 
Öl zu Vorzugspreisen garantiert, der argentinischen Regierung hat Caracas un- 
längst durch den Kauf von Staatsanleihen dabei geholfen, unabhängiger vom 
IWF zu werden, und nicht zuletzt versucht Venezuela sogar in den USA, mit 
Öl Politik zu machen. So wurde das in venezolanischem Staatsbesitz befindli- 
che Unternehmen CITGO im Herbst 2005 angewiesen, Sozialprojekten in den 
USA Heizöl und Benzin zu Solidarpreisen anzubieten. 

Die Regierung Chävez hat dabei, trotz ihres bisweilen bizarr anmutenden Stils 
ein bemerkenswertes Gespür dafür entwickelt, wie die unipolare Machtstellung 
der USA irritiert werden kann. Ein Lieferabkommen mit China hat in Wa- 
shington ebenso Reaktionen provoziert wie Venezuelas neue Kontakte nach 
Russland oder der Kauf von Rüstungsgütern in Höhe von 2 Milliarden Euro 
in Spanien. Die guten Beziehungen zu Ländern wie China und dem Iran oder 
der Rüstungskauf in Spanien machen dabei allerdings auch deutlich, wie prob- 
lematisch die internationale Politik der Chävez-Regierung ist: Von moralischer 
Integrität kann kaum die Rede sein. Und letztlich muss man auch bei Venezu- 
elas Integrationspolitik in Lateinamerika fragen, wem diese zugute kommt. Die 
bisher geschlossenen Handelsabkommen nutzen den ökonomischen Eliten der 
Nachbarstaaten deutlich mehr als deren Bevölkerungen. 
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Gesellschaftliche Prozesse und Deleuzes/Guattaris „Rhizomatik” 


Doch was treibt die Veränderungen in Venezuela eigentlich an? Dass der Pro- 
zess mit der Wahl Chävez’ zum Präsidenten und der Reformpolitik seiner Re- 
gierung nicht hinreichend erklärt ist, dürfte auf der Hand liegen. Doch auch 
ein Ansatz, der sich ‚klassisch-links’ bemüht, die vergangenen 20 Jahre als evo- 
lutionären Ablauf von Klassenauseinandersetzungen, Organisierungsprozessen 
und der Übernahme des Staates durch eine Linksregierung zu interpretieren, 
bleibt unbefriedigend. 

Wie bereits erwähnt ist der venezolanische Prozess in vieler Hinsicht unty- 
pisch verlaufen. Die Übernahme und der Umbau der Staatsmacht sind rechts- 
staatlich erfolgt und haben die Dichotomie „Reform versus Revolution“ an 
entscheidenden Punkten hinter sich gelassen. Die gesellschaftlichen Bewegun- 
gen zeichnen sich dadurch aus, dass in ihnen kulturelle, religiöse und politi- 
sche Artikulationen in eins fallen. Und schließlich - was noch wichtiger ist - 
scheint der Transformationsprozess weder ein benennbares Subjekt noch eine 
wirkliche Entfaltung zu kennen. In Venezuela gab es keine Partei, keine Bewe- 
gung mit artikuliertem Programm, die die gesellschaftlichen Brüche seit Mitte 
der 1980er Jahre wirkungsvoll „politisiert“ hätten. Das, was normalerweise als 
politische Landschaft beschrieben wird, ist in Venezuela auffällig verwaist. Ei- 
ne Linke existiert zwar und kontrolliert die Parlamente, aber aufgrund der 
nach wie vor verbreiteten klientelistischen Praktiken ist ihre Legitimität und 
damit auch ihre Ausstrahlung auf gesellschaftliche Prozesse gering. Das Politi- 
sche ist diffus, verlässliche organisatorische Strukturen sind schwer zu finden. 
Gleichzeitig jedoch gibt es auch keine „Klasse für sich“, die sich durch einen 
Bewusstwerdungsprozess nach dem Caracazo 1989 aus der „Klasse an sich“ 
herausgeschält hätte. In gewisser Hinsicht sind die politischen Subjekte, mit 
denen die Linke gewöhnlich gesellschaftliche Prozesse (und zwar diskursiv- 
analytisch wie praktisch-intervenierend) zu strukturieren versucht - nämlich 
Partei, Bewegung, Klasse - nicht vorhanden. 

Selbstverständlich gibt es in Venezuela Klassen. Offensichtlicher als in dem 
südamerikanischen Land können ökonomische Gegensätze kaum ausfallen. 
Doch die politisch-historische Kategorie des Klassensubjekts unterstellt einen 
Grad an Geschlossenheit und Kollektivierung des Willens, wie er in Venezuela 
nicht zu entdecken ist (und möglicherweise in der Geschichte überhaupt nur 
selten anzutreffen ist). Die Barrios sind zwar Orte, an denen sich in den ver- 
gangenen Jahrzehnten immer wieder politisches Denken-Handeln organisiert 
hat, und somit sind ihre sozialen Strukturen konstituierend für die politischen 
Transformationen in Venezuela. Aber die Barrio-Bewohner als historisches 
Subjekt oder als eine im Territorium formierte Klasse zu beschreiben, sorgt 
denn doch für mehr Fragen als Antworten. 

Glaubt man den Berichten von Stadtteilaktivisten in Caracas, bildeten sich in 


38 Raul Zelik 


entscheidenden Momenten der gesellschaftlichen Auseinandersetzung - wäh- 
rend des Caracazos 1989, beim rechten Putschversuch im April 2002 und im 
Verlauf des Unternehmerstreiks Dezember 2002 bis Februar 2003 - Formen 
des Handelns heraus, die mit politischer Subjektivität nur bedingt zu tun ha- 
ben. Die Armutsrevolte des Caracazo ließ das Scheitern der klientelistisch 
strukturierten Modernisierung manifest werden und fügte dem neoliberalen 
Projekt frühzeitig eine nachhaltige Niederlage zu. Doch die Protagonisten der 
Revolte hatten dieses Ziel nie verfolgt. Sie bewegten sich außerhalb dessen, 
was gemeinhin als politisch beschrieben wird, und hatten in dieser Hinsicht 
mehr mit den Jugendlichen gemeinsam, die im Herbst 2005 die Banlieues in 
Frankreich brennen ließen, als mit klassischen lateinamerikanischen Bauern- 
und Arbeiterbewegungen. 

Nun könnte man Freignisse wie den Caracazo aus einer evolutionistischen Per- 
spektive als Durchlaufstadium begreifen (und damit still stellen). Nach dem 
Motto: Eine Klasse muss zu sich selbst finden, eine ‚vorpolitische’ Eruption geht 
der Kristallisation eines ‚bewussteren’ Prozesses vorher. Doch auch in den Jah- 
ren danach trugen die Freignisse in Venezuela immer wieder ähnliche Züge. 
Als rechte Militärs, Manager von PDVSA und die großen Medienkonzerne am 
11. April 2002 erst für Massenproteste der Mittelschicht, dann für die mediale 
Inszenierung tödlicher Auseinandersetzungen am Rande der Oppositionsde- 
monstration und schließlich für „die legitime Befehlsverweigerung“ der Mili- 
tärs gegen die Chävez-Regierung sorgten (zur Chronologie dieses „Medienput- 
sches“ vgl. Wilpert 2003, Lemoine 2003a, b und c, Melcher 2005, Castillo 2003), 
erwiesen sich die Regierungsparteien MVR, PPT und MAS als hilflos, dem 
Putsch etwas entgegenzusetzen. Trotz der massiven Unterstützung für den Prä- 
sidenten in den Armenvierteln - nicht umsonst hat Chävez seit 1998 alle de- 
mokratischen Abstimmungen im Land gewonnen - war die Linke nicht in der 
Lage, Gegenwehr zu organisieren. Die Parteilinke löste sich förmlich ın Luft 
auf, die meisten Mandatsträger tauchten unter. Es waren Netzwerke in den 
Stadtteilen, über die sich im Verlauf des 12. April zunächst unterdrückte In- 
formationen zu verbreiten begannen und schließlich am 13. April 2002 große 
Kundgebungen vor Regierungseinrichtungen und Kasernen zustande kamen, 
die dann den Meinungsumschwung in den Reihen der Militärs herbeiführten. 
Auch hier lässt sich so etwas wie ein strategisches Handeln ohne Subjekt er- 
kennen: Die Protestierenden, die in Hunderttausenden aus den Armenvierteln 
ins Zentrum strömten, ließen zwar keinen Zweifel an ihrer Entschlossenheit, 
eine offene Konfrontation mit den Sicherheitskräften wurde jedoch nicht ge- 
sucht. Dieses Verhalten und das Fehlen eines planenden Zentrums machte es 
den Putschisten so schwer, die Proteste einfach zu unterdrücken. Anders als in 
Chile 1973 schwenkte ein wesentlicher Teil der Armee um; was natürlich auch 
damit zu tun hatte, dass Chävez als langjähriger Berufssoldat eine größere Rü- 
ckendeckung in den Reihen der Militärs besaß als seinerzeit Allende. An ent- 
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scheidenden Punkten der Stadt wurde hingegen wohldosiert gekämpft. Die 
Stadtteilorganisationen des in unmittelbarer Nähe des Präsidentenpalastes gele- 
genen Sozialbauviertels 23 de Enero etwa berichten, sie hätten von anrückenden 
Demonstrationen aus dem Westen der Stadt gewusst und sich deshalb darum 
bemüht, die zentralen Straßenkreuzungen unter Kontrolle zu bekommen. Eine 
Kommandozentrale hätte das Vorgehen nicht besser planen können: In einer 
gezielten Aktion vertrieben Bewaffnete der lokalen Stadtteilorganisationen die 
Polizei und sorgten so dafür, dass die Demonstranten aus den Barrios bis vor 
den Regierungspalast gelangten, von den Kameras der internationalen Fernseh- 
sender erfasst wurden und damit nicht länger ignoriert werden konnten. 

Bei dem Unternehmer- und Managementstreik schließlich, der zum Jahres- 
wechsel 2002-2003 die Erdölproduktion Venezuelas für 60 Tage lahm legte 
und die Versorgung mit Grundprodukten zeitweise zusammenbrechen ließ, 
spielte die Regierung zwar eine etwas aktivere Rolle - sie kaufte Lebensmittel 
und Treibstoff in Brasilien ein, um die Versorgungsengpässe zu überwinden. 
Doch die Verteilung der Güter entwickelte sich erneut als, wie es bei Deleu- 
ze/Guattari heißt, rhizomatischer Prozess. Es waren die vielfältigen Initiativen 
von Barrio- und Dorfbewohnern, die sicherstellten, dass die Güter auch tat- 
sächlich verteilt wurden. 

Was ist damit gemeint, wenn soziale Prozesse als Rhizome beschrieben wer- 
den? Mit dem aus der Botanik stammenden Begriff (der dort Wurzelstöcke wie 
z.B. den Ingwer bezeichnet), versuchen Deleuze/Guattari (1977a) sich von der 
Logik der Baummetapher abzusetzen, die ihrer Ansicht nach tendenziell binär 
strukturiert ist: Es gibt klare Herleitungen und an Verzweigungen ergeben sich 
in der Regel duale Alternativen. Das Rhizom dagegen wächst unübersichtlich, 
es kann Querverbindungen und Verdichtungen bilden und impliziert damit 
keine hierarchische Struktur. Oder wie auf Wikipedia vorgeschlagen wird 
(http;//de.wikipedia.org/wiki/Rhizom_%28Philosophie%29): „Ein Rhizom ist 
also ein System, das ‚vielwurzelig’ verflochten ist und nicht in einfachen Di- 
chotomien aufgeht. ‚Ein Rhizom kann an jeder beliebigen Stelle gebrochen 
und zerstört werden, es wuchert entlang seiner eigenen oder anderen Linien 
”* (Deleuze/Guattari 1977a: 16). Seine einzelnen Punkte können und 
sollen untereinander verbunden werden (Konnexion). Unterschiedlichste Sach- 
verhalte können miteinander in Verbindung treten (Heterogenität). Das heißt 
allerdings nicht, dass es innerhalb eines rhizomatischen Wissens keine festen 
Strukturen geben kann. „Jedes Rhizom enthält Segmentierungslinien, nach de- 
nen es geschichtet ist, territorialisiert, organisiert, bezeichnet, zugeordnet etc.; 
aber auch Deterritorialisierungslinien, an denen es unaufhaltsam flieht“ (ebd.). 
Statt Einheiten werden bevorzugt Vielheiten beobachtet, die zugleich Plateaus 
sind. „Jede Vielheit, die mit anderen durch an der Oberfläche verlaufende un- 
terirdische Stengel verbunden werden kann, so dass sich ein Rhizom bildet 
und ausbreitet, nennen wir Plateau“ (ebd.: 35). 


weiter 
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Der Vorteil des Deleuzeschen Begriffs ist, dass in ihm die Vielfältigkeit gesell- 
schaftlicher Bruch- und Emanzipationsprozesse bereits angelegt ist. Im venezo- 
lanischen Fall haben sich, wie Deleuze/Guattari postulieren, die mannigfalti- 
gen Praktiken von unten an entscheidenden Stellen der dichotomischen Zu- 
ordnung verweigert - so etwa hinsichtlich des in linken Debatten oft so zent- 
ralen Verhältnisses von Organisation und Spontaneität. Die Handlungen der 
Bevölkerung während des Caracazos, des Putschversuchs im April 2002 oder 
während des Unternehmerstreiks 2003 folgten, wie erwähnt, keiner politischen 
Linie. Sie wurden nicht orientiert, waren nicht in eine breitere gesellschaftliche 
Organisierung eingebettet, keine strukturierte soziale Bewegung steckte dahin- 
ter. Gleichzeitig wäre es aber auch falsch, sie als spontan zu bezeichnen, denn 
ohne die Netzwerke in den Barrios (die ihrerseits das Ergebnis vielfältiger, rhi- 
zomatischer Prozesse sind: Sie entwickeln sich bei der Besetzung von Land, 
dem Bau von Wegen und Wasserleitungen, in Konflikten mit der Stadtverwal- 
tung, einfach durch nachbarschaftliches Zusammenleben oder auch in der 
Auseinandersetzung mit der Kriminalität, die das Leben in den Barrios oft so 
unerträglich macht) und ohne kontinuierliche politische Arbeit von Aktivisten 
würden sie nicht stattgefunden haben. Auf eigentümliche Weise haben sich 
somit Interventionen verknüpft: Der Zerfallsprozess der selbsterklärten gueva- 
ristischen und maoistischen Avantgardeparteien in den 70er und 80er Jahren 
führte in vielen Fällen nicht zum Rückzug der Aktivisten aus der Politik, son- 
dern zu einer Umorientierung. So wurden die Asambleas, die Stadtteilver- 
sammlungen, und die alternativen Medien in den Barrios oft von langjährigen 
Politaktivisten mitgegründet oder zumindest inspiriert. Diese alternativen Pro- 
jekte haben die Handlungen während der Revolten und Proteste nicht festge- 
legt, und es wäre wohl auch falsch, von einem durch sie geschaffenen Rahmen 
zu sprechen. Doch sie haben sie mitproduziert.'* 

Man kann sich dem Reichtum gesellschaftlicher Prozesse auf verschiedene 
Weise nähern. Doch Deleuze/Guattari (1992) haben besonders konsequent mit 
der evolutionistischen Logik gebrochen, wonach sich das Politische erst aus dem 
Sozialen herausschälen muss. Folgt man den beiden französischen Philosophen, 
dann stellt sich die aufständische Dynamik von Gesellschaften als das Ergeb- 
nis von Ereignissen dar, die sich mannigfaltig und singulär miteinander ver- 
binden und verketten, von Wucherungen und Wachstumsprozessen, die Ver- 
dichtungen bilden und neue Stränge auslösen. Nutzt man den Deleuzeschen 
Impuls zur Betrachtung der venezolanischen Realität, so kommt man zu dem 
bemerkenswerten Ergebnis, dass sich die grundlegenden Veränderungen im 
Land weder als Organisations- noch als spontaner Prozess beschreiben lassen. 


14 Deswegen wäre es auch falsch, „anarchistisch“ oder „spontaneistisch“ gegen Kaderorganisati- 
onen zu argumentieren und ihre Überflüssigkeit zu betonen. Viele der Erfahrungen, die die 
politischen Aktivisten in Projekte eingebracht haben, sind das spezifische Ergebnis von Ka- 
derpraxis. 
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Die politische Bedeutung der Differenz 


Eine solche Annäherung ist mehr als nur eine theoretische Übung. In dem 
Aufsatz Theatrum Philosophicum, der sich mit Gilles Deleuzes Schriften Dif 
ferenz und Wiederholung (1992) und Logik des Sinns (1993) auseinandersetzt, 
bekräftigt Michel Foucault (Deleuze/Foucault 1977) die von Deleuze postu- 
lierte Abkehr vom dualistischen, dichotomischen und letztlich auch dialekti- 
schen Denken. Beide Philosophen haben sich zu diesem Zeitpunkt ausführ- 
lich mit Machtpraktiken beschäftigt, die außerhalb des Schemas ‚Repression 
und Ideologie’ stehen. Foucault hat beschrieben, wie staatliche Macht sich in 
Prozessen der Normalisierung/Abweichung konstituiert und welche Rolle die 
Schaffung von Kategorien, Benennungen und Zuordnungen dabei spielen. In 
Theatrum Philosophicum spricht er nun davon, dass der gemeine Menschen- 
verstand (in einer Abwendung vom Wahnsinnigwerden und der anarchischen 
Differenz) überall das Identische zu erkennen sucht. Dieses Identifizieren, das 
aus der chaotischen Vielzahl der Differenz den strukturierenden Widerspruch 
macht, besitzt dabei nicht nur eine sprachlich-kognitive Bedeutung. Es ist 
auch politisch relevant: Denn was als identisch erkannt wird, kann repräsen- 
tiert werden und in dieser Repräsentation wiederum konstituieren sich Macht- 
verhältnisse. Stattdessen fordert Foucault: „Um die Differenz zu befreien, 
braucht es ein Denken ohne Widerspruch, ohne Dialektik, ohne Verneinung: 
ein Denken, das zur Divergenz ja sagt; (...) ein Denken des Vielfältigen, der ge- 
streuten und nomadischen Vielfältigkeit, die von keinem der Zwänge des Sel- 
ben begrenzt und zusammengefasst wird“ (ebd.: 43). 

Bei der Beschreibung eines gesellschaftlichen Prozesses (oder, wie man anexak- 
ter” formulieren könnte, einer gesellschaftlichen Prozessualität) wie in Vene- 
zuela impliziert das Rhizom mehr als eine andere Schwerpunktsetzung. Wer 
vom Rhizom spricht, beschränkt sich nicht nur darauf, Veränderungen diffu- 
ser, disparater und weniger strukturierend zu beschreiben, als jemand, der von 
zentralen (binär oder evolutionistisch argumentierenden) Kategorien wie Klas- 
senwiderspruch, Staatsmacht und Politisierung ausgeht. Die Entscheidung für 
„die Rhizomatik“, wie Deleuze/Guattari ihre Herangehensweise nicht ohne 
Selbstironie bezeichnen, ist durchaus auch strategisch motiviert. Ein Prozess, 
der sich rhizomatisch in Stadtteilkomitees, Piratenradios, städtischen Gemüse- 
gärten, bolivarianischen Aktionsgrüppchen etc. herstellt, kann nicht politisch 
repräsentiert werden. Im venezolanischen Fall sind die singulären Momente 
zwar paradoxerweise durch eine extreme Form der Repräsentation, nämlich 
durch die Figur Chävez, katalysiert und vermasst worden, aber die Singularitä- 


15 „Ein Problem der Schrift: man braucht dringend anexakte Ausdrücke, um etwas exakt zu 
bezeichnen. Und zwar keineswegs, weil man da hindurch müsste, weil man nur durch An- 
näherungen weiterkäme: die Anexaktheit ist eben keine Annäherung, sondern im Gegenteil 
genau die Durchgangsstelle dessen, was im Werden ist.“ (Deleuze / Guattari 1992: 35) 
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ten decken sich nicht mit dem Repräsentanten, sie gehen nicht in ihm auf. 
Das ist der entscheidende, politisch relevante Unterschied, den es heute zwi- 
schen den verschiedenen Interpretationen Venezuelas gibt. Die meisten Auto- 
ren lesen die Entwicklungen in dem südamerikanischen Land, indem sie Kon- 
zepte wie politische Repräsentation, Zentralität oder Führung voraussetzen. 
D.h. sie erklären die Veränderungen mit der Politik Chävez’, staatlichen Vor- 
gaben oder zumindest mit Konzepten und Projekten der bolivarianischen Be- 
wegung (die in der unterstellten Form allerdings überhaupt nicht existiert). 
Auf dieser Grundlage hat man als Betrachter nur noch die Wahl, entweder die 
gewaltigen Emanzipationsmomente in der venezolanischen Gesellschaft zu un- 
terschlagen oder aber, wie es eine wachsende Solidaritätsbewegung im Ausland 
und viele Linke in Venezuela selbst tun, sich auf eine Weise „zu Chävez zu 
bekennen“, die den Aufbruch sofort wieder unterbricht. Denn die befreiende 
Dimension der Ereignisse äußert sich ja gerade darin, dass vielfältige gesell- 
schaftliche Praxen existieren, die zwar auf die Figur Chävez Bezug nehmen, 
aber nicht zentral dirigiert werden. Würde die venezolanische Gesellschaft so 
zu funktionieren beginnen, wie es die Erzählung der chavistischen Linken 
(und der meisten Solidaritätsgruppen im Ausland) unterstellt, wäre das das 
Ende der „bolivarianischen Revolution“. 


Gesellschaftlicher Prozess als produktive Maschine 


Dass sich Deleuze/Guattari auf die Ereignisse in Venezuela beziehen lassen, ist 
im übrigen weniger verwunderlich, als man auf den ersten Blick vermuten 
könnte. Es war nicht zuletzt die Erfahrung des ebenfalls von einer enormen 
sozialen Energie geprägten Mai 1968, die Deleuze/Guattari zu den Arbeiten 
an Tausend Plateaus (1992) veranlasste. Noch stärker als Rhizom (1977a) oder 
Anti-Ödipus (1977b) zeichnet sich dieses (eine Vielzahl philosophischer Felder 
durchquerende) Buch durch hohe assoziative Geschwindigkeit und große lite- 
rarische Unruhe aus. Deleuzes/Guattaris Art, beschleunigt und herumstreifend 
zu schreiben, ist dabei mehr als Ornament. Balke, einer der besten deutsch- 
sprachigen Deleuze-Kenner, schreibt (1998: 12): „Außerhalb des Stils gibt es 
strenggenommen für Deleuze keine Philosophie, der Stil aber manifestiert sich 
nicht in einer besonderen rhetorischen Umschrift des Denkens, sondern in 
dem Einbruch eines Außen, eines Nicht-Philosophischen in die Selbstbezüg- 
lichkeit der Reflexion“ (Balke 1998: 12). Wenn man so will, ist die Begeiste- 
rung der Autoren für nomadisierende Bewegungen den Texten in jeder Hin- 
sicht eingeschrieben. Das allerdings macht ihre Rezeption oft zu einem 
schwierigen Unterfangen und hat wohl mit dazu beigetragen, dass Tausend 
Plateaus in den 90er Jahren im Kunstbereich zu einer regelrechten Modeer- 
scheinung werden konnte. Das Diffuse, Anexakte der Mannigfaltigkeit, das im 
Buch zentrale Bedeutung besitzt, legt eine diffuse, anexakte Rezeption der 
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Texte nahe. Verschärft ausgedrückt: Man kann aus den Texten herauslesen, 
was man sich wünscht. 

Außer Frage steht jedoch, dass Deleuze / Guattari eine Philosophie der Bewe- 
gungen geschaffen haben, die sich längst nicht auf den politischen Rahmen 
beschränkt. Sie arbeiten in diesem Zusammenhang viel mit kartographischen 
Begriffen. Unterschiedlichste Prozesse der Veränderung (darunter auch biolo- 
gische Entwicklungen) werden von ihnen als „Deterritorialisierungen“ be- 
zeichnet. Das programmatische Motiv des Nomadischen ist hier erneut un- 
schwer zu erkennen. Gesellschaftliche Bewegungen - also solche, wie sie auch 
in diesem Artikel diskutiert werden - haben Deleuze/Guattari zufolge keinen 
eindeutigen Grund. Sie erklären sich vielmehr daraus, dass sich Zustände nicht 
vollständig mit sich selbst decken können. Es gibt immer einen Überschuss, 
eine Differenz, eine Mannigfaltigkeit von Wünschen, die über das Existierende 
hinausweist. Diese Unruhe des Lebendigen ist damit so etwas wie der Motor 
gesellschaftlicher Deterritorialisierungen. 

Es ist vielfach kritisiert worden, dass Deleuze/Guattari mit dieser Herange- 
hensweise das Nomadische idealisieren. Völlig offensichtlich wird das bei ih- 
ren Streifzügen durch die Ethnologie, in denen sich die kulturalistische, exoti- 
sierende Sehnsucht nach dem „Anderen“ manifestiert. Doch entscheidender 
vielleicht als solche Momente des Kitsches oder Deleuzes/Guattaris bisweilen 
bemüht wirkenden Versuche, Linguistik, Semiologie, Psychologie und Mar- 
xismus zu verbinden, ist wahrscheinlich der von ihrer Arbeit ausgehende Im- 
puls. Im Mittelpunkt stehen bei ihnen nicht die klaren Abfolgen, sondern die 
Bewegungen und überraschenden Verbindungen. 

Für eine Interpretation Venezuelas hat das einigen Wert. Auf diese Weise kön- 
nen Nachbarschaftsbeziehungen, die Arbeit von politischen Kadern, alternati- 
ve Medien, die Rolle der Militärs, kleinkriminelle Strukturen, eine ökonomi- 
sche Krise und die ländlich-urbane Beschaffenheit des Raums im Barrio in Be- 
ziehung zueinander gesetzt werden, ohne dass sich daraus Herleitungen eines 
Gesamtprozesses ergeben würden. Die Begriffe Deterritorialisierung, Fluchtli- 
nie (entlang derer Deterritorialisierungen verlaufen) und produktive Verket- 
tung sind dabei nicht nur Metaphern, sie postulieren alternative Formen der 
Politik. Es ergibt sich eine Beschreibung, mit der Differenzen ohne die ord- 
nende oder hierarchisierende Hand des Widerspruchs gedacht werden können. 
So setzen marxistisch-leninistische Kader über den Aufbau von Nachbar- 
schaftskomitees im Caracas der 1980er Jahren eine Bewegung horizontaler 
Stadtteilversammlungen in Gang. Obwohl viele von ihnen nach wie vor auf 
das Entstehen einer leninistischen Partei hinarbeiten, zermahlt die Praxis der 
Asambleas das Konzept der Avantgarde und ersetzt diese. Auch die irritieren- 
de Verbindung von Militärs und revolutionärer Linke erscheint nun in einem 
anderen Licht: Offiziere, die mit Linken überwiegend auf zweierlei Weise in 
Berührung gekommen sind - über persönliche Kontakte oder über eine 


44 Raul Zelik 


Dienstzeit in einer Counterguerilla-Einheit'° -, verweigern sich ihrer Rolle als 
Repressionsorgane. Sie desertieren aus ihrer Funktion, und es ergeben sich 
neue Verkettungen: Die Militärs knüpfen konspirative Kontakte ausgerechnet 
zu jenen Leuten, auf die sie bislang geschossen haben. 

Oder auch das Moment der Negritudes, der afrovenezolanischen Gruppen: 
Die Feiern der schwarzen Barrio-Bewohner sind, wie oben erwähnt, Ausdruck 
sozialer und kultureller Differenz. Durch die narrative Verknüpfung der religi- 
ösen Feierlichkeiten mit der Erinnerung an die Widerstandstaktiken der Skla- 
ven - viele Nachbarschaftsinitiativen bieten aus politischen und sozialarbeite- 
rischen Motiven Trommelkurse an, in denen für die Prozessionen geübt und 
den Jugendlichen von der afrikanischen Mythologie und vom Widerstand der 
Schwarzen erzählt wird -, werden Repräsentationssysteme ausgehöhlt. Macht- 
beziehungen kollabieren, es entwickelt sich eine Eigenartikulation, die ausge- 
rechnet die katholische Prozession zu einem Akt der Widerständigkeit und 
zum Ansatzpunkt lokaler politischer Organisierung macht. Der befreiungs- 
theologisch inspirierte jesuitische Pfarrer schließlich nutzt die Gelegenheit der 
Messe, um die Barrio-Bevölkerung zur Formulierung eines autonomen Stand- 
punkts von unten nicht nur gegen die Opposition, sondern auch gegen die 
Apparate der Regierungsparteien zu ermuntern. 

Die jüngere venezolanische Geschichte ist voll von solchen überraschenden 
Knoten, bei denen sich Differenz auf spezifische, also singuläre Weise mitein- 
ander verbunden hat. Singulär meint dabei nicht individuell. Organisationsan- 
sätze (darunter wie erwähnt auch leninistische Avantgardeparteien) und kollek- 
tive Praktiken haben eine große Rolle bei dem Prozess in Venezuela gespielt. 
Man kann sie nur nicht aus ihnen ableiten. Es gab durchaus eine Kommuni- 
kation zwischen den singulären Absetzbewegungen: Offizierszirkel haben kon- 
spirative Kontakte zu linken Stadtteilorganisationen gepflegt, Kulturverbände 
mit dem linken Pfarrer und der wiederum mit einer Gewerkschaftspartei disku- 
tiert.” Doch diese Verbindungen haben keine artikulierte politische Bewegung 
hervorgebracht. Ereignisse und Akteure bildeten, um einen weiteren Begriff von 
Deleuze/Guattari ins Spiel zu bringen, so etwas wie eine abstrakte Maschine. 
Mit diesem Begriff ist kein schematisches, lebloses Funktionieren gemeint, 
sondern die Existenz sehr vitaler Verschaltungen. In beständiger Produktion 
greifen Dinge ineinander: Das Wissen um Organisationsprozesse, das der poli- 
tische Kader nach dem Zerfall seiner Partei in die Nachbarschaftsversammlung 


16 Auf Chävez trifft beides zu: Sein Bruder Adän war in einer revolutionären Organisation, als 
junger Offizier leistet Chävez Dienst in einer Einheit zur Guerillabekämpfung auf dem Land. 

17 Nicht zu unterschätzen ist dabei die „politische Entschlossenheit“ der Aktivisten in den 80er 
und 90er Jahren, denn die Repression gegen Oppositionelle war in Venezuela alles andere als 
harmlos. Damit ergab sich die eigentümliche Situation, dass Aktivisten zwar oft nur lokal 
handelten, gleichzeitig aber aus dieser Lokalität heraus Verantwortung für einen Gesamtpro- 
zess tragen wollten und dafür oft auch bereit waren, ihr Leben zu riskieren. 
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trägt (oder ist es umgekehrt und die Partei zerfällt, weil der Kader die Diffe- 
renz zwischen dem Abstrakt-Politischen und dem Wunsch nicht mehr erträgt 
und deshalb aus seiner Partei desertiert, sich absetzt?), löst neue Dynamiken 
aus. Es entwickelt sich so etwas wie eine nomadisierende Revolte, denn Pra- 
xen, Erfahrungen und auch Aktivisten wandern von einem Projekt ins nächste, 
von einem Piratensender zu einer Kooperative und von da vielleicht auch 
wieder zu einer Parteı. 

Auf diese Weise fügen sich Wissen, Diskurse, Handlungen und natürlich auch 
die ökonomischen Bedingungen zu einer gesellschaftsproduzierenden Maschi- 
ne zusammen. Der Vorschlag Deleuze/Guattaris, diese völlig unterschiedlichen 
Elemente: nämliche Akteure und Wissensarten, Taktiken und Werkzeuge, kul- 
turelle Erinnerungen und staatliche Strukturen, Ökonomien und Sprechakte 
nicht auseinander zu dividieren, sondern kartographisch als auf Ebenen ange- 
ordnete Momente und gleichzeitig maschinistisch (nicht mechanistisch) als 
miteinander verzahnte Komplexe zu beschreiben, macht es möglich, Komple- 
xität in einer nicht-schematischen, nicht-esoterischen Weise zu denken. 


Re-Territorialisierungen: Chävez, der Staat und die Repräsentation 


Wie wird es in Venezuela weitergehen? Auch darauf findet man mit Deleuze/ 
Guattari ein paar Hinweise. Mit dem Begriff der Reterritorialisierung haben 
Deleuze/Guattari versucht, die Unterbrechung von Strömen und Fließbewe- 
gungen zu fassen. Reterritorialisierungen sind für sie so etwas wie Neueingren- 
zungen, Hegungen, Festsetzungen. Im venezolanischen Transformationspro- 
zess sind solche Reterritorialisierungen augenscheinlich. Die Fluchtlinien der 
gesellschaftlichen Emanzipation sind durch konstituierende Bestandteile eben 
dieses Prozesses verstellt. Der Aufbruch produziert Momente, die ihn blockie- 
ren. Dabei fordert das deleuzianische Vokabular allerdings dazu auf, diesen Ff 
fekt jenseits der Dichotomie „gute Basisbewegungen versus schlechte Regie- 
rung“ zu denken. Es ist nicht so simpel, dass hier eine Regierung in autoritärer 
Absicht einfach die Bestrebungen von unten unterbinden wollte - in mancher 
Hinsicht kann man sogar das genaue Gegenteil beobachten. 

Wohl kein anderer Punkt des venezolanischen Transformationsprozesses ist 
derart schwierig zu fassen und verwirrend wie die Rolle des Staates. Zum einen 
ist John Holloway (2002) mit seinem programmatischen Postulat „Die Welt 
verändern, ohne die Macht zu übernehmen“ in dem südamerikanischen Land 
gründlich widerlegt worden. Während die von Holloway positiv angeführte Au- 
tonomie in Chiapas oder Argentinien in erster Linie zu einer Selbstorganisation 
der Marginalität geführt hat, ist in Venezuela Bewegungen von unten der Zu- 
gang zu gesamtgesellschaftlichen Ressourcen eröffnet worden. Gerade durch die 
Staatsmacht haben sich enorme Perspektiven eröffnet - und zwar nicht nur in 
Form von Sozialprogrammen, sondern auch hinsichtlich einer breiten Selbst- 
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organisierung der Bevölkerung. Es ist das vielleicht Sympathischste an der Po- 
litik der Chävez-Regierung, dass sie in den vergangenen Jahren enorme Orga- 
nisierungsdynamiken von unten ermöglicht oder sogar selbst initiiert hat. Die 
Regierung, Produkt eines Repräsentationskollapses, öffnete ein enormes politi- 
sches Feld, als sie, anders als ihre Vorgängerregierungen, die Selbstorganisie- 
rung der Armen, der „gefährlichen Klasse“, nicht mehr tendenziell kriminali- 
sierte. Die rechten Putschversuche katalysıerten diesen Effekt: Sie veranlassten 
viele Menschen, sich gegen die Opposition zu engagieren. Viele Stadtteilaktı- 
visten sprechen deshalb auch vom 13. April 2002 - dem Tag als sich Hundert- 
tausende der Medieninszenierung eines demokratischen Machtwechsels ver- 
weigerten - als dem „eigentlichen Beginn der bolivarianischen Revolution“. 
Nach diesem Ereignis bemühte sich die Regierung darum, den Erwartungen 
der Unterklassen gerecht zu werden. Die Misiones waren der Tribut, den die 
Chävez-Regierung (ob aus aufrechter Überzeugung oder aus Taktik ist zweit- 
rangig) zahlte. Damit wurde nicht nur der Lebensstandard der Unterschicht 
gehoben, sondern eine neue Selbstorganisierungswelle ausgelöst. Jeder mit ku- 
banischen Ärzten besetzte Gesundheitsposten der Mission Barrio Adentro et- 
wa muss von einem Komitee aus der Nachbarschaft betreut werden, das des- 
sen tägliches Funktionieren sicherstellt. Weil es in Venezuela bislang keine 
Transmissions-Organisationen (wie es in Kuba die CDR - Comites de Defensa 
de la Revoluciön sind) gibt, funktionieren diese Komitees faktisch selbstorga- 
nisiert. Zehntausende von Venezolanern haben sich auf diese Weise in Sozial- 
programmen eingebracht. Auch hier zeigt sich eine eigentümliche Entwick- 
lung, denn in den Barrios lässt sich erleben, dass diese neue Selbstorganisie- 
rung von den alten Selbstorganisationsformen, den linken Nachbarschaftsko- 
mitees, nicht mehr repräsentiert, oft nicht einmal mehr verstanden wird. Die 
neuen Organisierungsformen sind dynamisch, doch sie haben ein grundlegen- 
des Problem: Sie sind nicht wirklich selbständig. Ihre Existenz hängt von 
staatlichen Programmen ab, ihre Dynamik ist a priori „gehegt“ oder, wenn 
man so will, „reterritorialisiert“. 

Der Staat und die Führungsperson Chävez üben damit in Venezuela eine selt- 
same Funktion aus - an dieser Stelle würde ich gegen Foucault und Deleuze/ 
Guattari denn doch gern auf den Begriff des Widerspruchs zurückgreifen. 
Denn der Staat und v.a. die oberste Repräsentation des Prozesses, nämlich die 
Figur Chävez, sind gleichermaßen Voraussetzung und Haupthindernis der 
Emanzipation: eine Deterritorialisierungsbewegung, der ein Reterritorialisie- 
rungsimpuls eingeschrieben ist. Dem dynamischen Ausbruch aus der Unmün- 
digkeit der klientelistischen Repräsentation, der ohne das Gravitationszentrum 
Chävez nicht möglich gewesen wäre, folgt die Einschreibung in ein neues Ge- 
füge von Repräsentation, in der der Präsident gleichermaßen Projektionsfläche 
und Stichwortgeber gesellschaftlicher Wunschproduktion ist. 

Vor diesem Hintergrund sind die Grenzen der Revolution deutlich zu erken- 
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nen. Sprengen werden die Menschen in Venezuela sie nur können, wenn die 
Akteure, ähnlich wie Deleuze/Guattari, ein geradezu spielerisches Vergnügen 
an den Mannigfaltigkeiten entwickeln, an den unerwarteten Verbindungen und 
Wendungen. Die Regierenden müssten dabei die Bereitschaft aufbringen, in 
dem von ihnen ausgelösten Prozess erneut zu diffundieren und das, was sie 
mühsam an alternativer Verwaltung und Zentralisation geschaffen haben, so- 
fort wieder zur Disposition zu stellen. Mit Anarchismus hätte das nichts zu 
tun. Eher schon mit rhizomatisch wachsenden Sprossachsensystemen. 
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Editorial 


Für die westeuropäische Linke war La- 
teinamerika jahrzehntelang ein wichtiger 
Bezugspunkt, zuweilen auch eine Projek- 
tionsfläche eigener Wünsche und Hoff- 
nungen. Gab es dort doch nicht nur kor- 
rupte Oligarchien und brutale Militärdik- 
taturen, sondern auch den militanten 
Widerstand dagegen, der häufig eine brei- 
te Basis in der Bevölkerung hatte. Von 
der kubanischen Revolution und dem 
Mythos Che Guevara über die Stadtgue- 
rilla der Tupamaros in Uruguay und Al- 
lendes Versuch einer parlamentarischen 
Machtübernahme in Chile waren die la- 
teinamerikanischen Verhältnisse vor al- 
lem in den späten 1960er und in den 
frühen 1970er Jahren ein strategischer 
Orientierungspunkt für die Debatten der 
westeuropäischen Linken. Auch das 
Scheitern jener Projekte bestimmte noch 
die Fragen, die hier gestellt wurden: Wel- 
che Schlüsse sollte man aus dem gewalt- 
samen Ende von Allendes Experiment 
ziehen, dass eine parlamentarische Orien- 
tierung von vornherein verfehlt war oder 
dass die gesellschaftliche Basis noch viel 
breiter werden müsse, damit die Linke 
die Regierung mit einigem Erfolg über- 
nehmen könne? 

In den 1970er Jahren wurden die Hoff- 
nungen auf eine schnelle Veränderung 
grundlegender gesellschaftlicher Verhält- 
nisse dann aber sehr schnell enttäuscht. 
In vielen Ländern Lateinamerikas, vor al- 
lem in Chile und Argentinien sorgten 
blutige, von den USA gestützte Militär- 
diktaturen dafür, dass die Linke keine 
Chance mehr hatte. Und in Westeuropa 
zeigte sich, dass der Funke des Mai 68 


eben doch nicht auf einen größeren Teil 
der Gesellschaft übersprang. 

Vom Sieg der sandinistischen Guerilla 
1979 in Nicaragua ging dann zwar noch 
einmal eine starke Faszination aus, aber 
nicht mehr die Erwartung, dass dies der 
Auftakt für eine neue Serie weltweiter re- 
volutionärer Entwicklungen sei. Statt sol- 
cher Erwartungen entwickelte sich eine 
Welle internationaler Solidarität. Viele 
Linke wollten sich am Aufbau in Nicara- 
gua beteiligen und das Land gegen die 
Aggression der USA schützen, die unter 
Ronald Reagan schon bald einen uner- 
klärten Krieg gegen das sandinistische 
Nicaragua führten. 

Einzig in El Salvador schien es eine Zeit- 
lang so, als könnte die Guerilla der 
FMLN einen ähnlichen Erfolg wie die 
Sandinisten in Nicaragua erringen, was 
ebenfalls eine große Unterstützung mobi- 
lisierte. So lancierte die taz, auch wenn 
man sich das heute vielleicht nur schwer 
vorstellen kann, Anfang der 1980er Jahre 
die Spendenkampagne „Waffen für El 
Salvador“. Allerdings konnte die FMLN 
den erhofften Sieg nicht erringen; statt- 
dessen wurden die Sandinisten 1990 ab- 
gewählt. 

Nachdem das Interesse für Lateinamerika 
in der Linken merklich abgenommen 
hatte, sollte sich dies seit Mitte der 90er 
Jahre wieder ändern. Mit den mexikani- 
schen Zapatisten trat eine neue Bewe- 
gung auf den Plan, die nicht einfach die 
alten Guerillakonzepte wiederbelebte, 
sondern die eher von deren Unzuläng- 
lichkeit ausging. Sie wirkten nicht durch 
militante Auseinandersetzungen, sondern 
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vor allem durch die intelligente Benut- 
zung der Medien und das Setzen von 
Themen. Und spätestens seit der Jahrtau- 
sendwende als es in Südamerika zu teil- 
weise recht deutlichen Wahlsiegen von 
linken Parteien und Präsidentschaftskan- 
didaten kam, ist Lateinamerika wieder 
einmal ins Zentrum des Interesses ge- 
rückt. 

Allerdings umfassen die sozialen Kämpfe 
in Lateinamerika noch weit mehr, als das, 
was in den verschiedenen Konjunkturen 
der Aufmerksamkeit gerade wahrgenom- 
men wurde. Mönica Bruckmann und 
Theotonio dos Santos geben in ihrem 
Beitrag zu diesem Heft einen kursori- 
schen Überblick über die Entwicklung 
der sozialen Bewegungen Lateinamerikas 
von ihren anarchistisch geprägten Anfän- 
gen bis zur Gegenwart. 

Lateinamerika war aber nicht nur ein 
Feld besonders harter und weit reichen- 
der gesellschaftlicher Auseinandersetzun- 
gen, vor allem seit den 1980er Jahren war 
es auch das wichtigste Experimentierfeld 
neoliberaler Wirtschaftspolitik. Häufig 
von autoritären Regimes gegen den Pro- 
test der Bevölkerung geschützt, konnte 
hier praktisch ausprobiert werden, was 
sich die radikalen Verfechter eines unre- 
gulierten kapitalistischen Marktes in ih- 
ren abstrakten Modellwelten ausgedacht 
hatten. Die Folgen waren in den meisten 
Fällen sowohl für die Mehrheit der Be- 
völkerung als auch für die wirtschaftli- 
chen Strukturen der Länder desaströs. 
Entwicklungspolitisch gelten die 80er 
Jahre als „verlorenes Jahrzehnt“. Doch 
Krise und Protest ließen sich nicht auf 
Dauer unterdrücken. Im Laufe der Zeit 
verschwand eine Militärdiktatur nach der 
anderen. Zwar reduzierte sich bei diesem 
„Demokratisierungsprozess“ in den meis- 
ten Ländern die offene Repression (was 
nicht gering zu schätzen ist); an der Re- 
gierung wechselten sich aber in den 
meisten Fällen nur wieder die traditionel- 
len Parteien der alten Oligarchien ab. 
Die als „Washington Konsens“ bezeich- 
nete neoliberale Wirtschaftspolitik, deren 
oberstes Ziel die vom IWF geforderte 


Bedienung der Auslandsschulden ist, 
wurde jedoch fortgeführt. 

In zivilgesellschaftlichen Protesten und 
zuletzt auch in einer Reihe von Wahlen, 
wurde dieser Politik eine immer deutli- 
chere Absage erteilt. Ideologisch hat der 
Neoliberalismus in Lateinamerika seine 
Hegemonie verloren. Doch bedeutet dies 
nicht automatisch, dass die verschiede- 
nen Linksregierungen auch tatsächlich 
einen Bruch mit der vorherigen Politik 
vollziehen (vgl. dazu auch den Artikel 
von Emir Sader in PROKLA 141, De- 
zember 2005). Am größten waren die 
Enttäuschungen bei Lula da Silva, dem 
aus der Gewerkschaftsbewegung hervor- 
gegangenen Präsidenten Brasiliens, an 
den sich vielleicht auch besonders hohe 
Erwartungen geknüpft hatten. Nicht nur 
wurde recht schnell deutlich, dass, um 
die Finanzmärkte freundlich zu stimmen, 
die neoliberale Politik weitgehend fortge- 
führt wird (siehe dazu den Beitrag von 
Leda Paulaniı in PROKLA 138, März 
2004), inzwischen ziehen auch Korrupti- 
onsskandale und Klientelwirtschaft, in 
die maßgebliche Funktionäre von Lulas 
Arbeiterpartei PT verstrickt sind, immer 
weitere Kreise. 

Wesentlich positiver ist, bislang zumin- 
dest, die Entwicklung in Venezuela ver- 
laufen. Gestützt auf den Rückhalt im Mi- 
litär und die sprudelnden Öleinnahmen, 
aber zum Teil gegen den eigenen Staats- 
apparat hat die Regierung von Hugo 
Chavez eine Reihe von sozialen, medizi- 
nischen und pädagogischen Projekten 
angestoßen, die den bislang marginali- 
sierten Schichten zugute kommen. Wie 
wenig die bisherige Entwicklung in Vene- 
zuela jedoch in die verbreiteten Analyse- 
raster passen, macht Raul Zelik in seinem 
Beitrag deutlich, der deshalb auf Begriff- 
lichkeiten von Gilles Deleuze zurück- 
greift. 

Eher in die klassischen Schemata passt 
die Entwicklung in Uruguay, die von Er- 
nesto Kroch bis zu ihren Wurzeln im 19. 
Jahrhundert zurückverfolgt wird. Hier 
war es eine kontinuierlich wachsende 
und ihre Basis verbreiternde Linkskoa- 
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lition, die Frente Amplio, die bereits seit 
15 Jahren in der Hauptstadt und größten 
Provinz, Montevideo, regiert und deren 
Kandidat im Jahre 2004 schließlich auch 
die Präsidentschaftswahlen gewonnen 
hat. 

Der jüngste Wahlsieg eines linken Präsi- 
dentschaftskandidaten datiert vom De- 
zember 2005 als Evo Morales mit seiner 
„Bewegung für den Sozialismus“ (MAS) 
die Wahlen in Bolivien gewann und da- 
mit zugleich zum ersten indigenen Präsi- 
denten eines lateinamerikanischen Lan- 
des wurde. Die Herausbildung indigener 
Parteien und die Bedingungen ihres 
Wahlerfolges untersucht Roberta Rice. 
Bei der Mehrzahl der neuen, meistens als 
„Mitte links“ kategorisierten Regierungen 
Lateinamerikas handelt es sich um prag- 
matische Reformer, die keine grundle- 
gend neuen Gesellschaftsentwürfe präsen- 
tieren, sondern vor allem die schlimms- 
ten Auswüchse des Neoliberalismus be- 
seitigen wollen, was für die Mehrheit der 
Bevölkerung aber schon ein enormer 
Fortschritt wäre. Arturo Guillen R. ver- 
sucht in seinem Beitrag die Analysen des 
2004 verstorbenen Ökonomen Celso 
Furtado, der seit den 50er Jahren einen 
ernormen Einfluss auf die entwicklungs- 
politische Debatte in Lateinamerika hat- 
te, für ein solches alternatives Entwick- 
lungsmodell fruchtbar zu machen. 

Dass aber alle solche Modelle auf struk- 
turell bedingte Schwierigkeiten stoßen, 
macht der Beitrag von Ingo Malcher 
deutlich. Nach wie vor sind die meisten 
lateinamerikanischen Länder auf Kredite 
angewiesen, die sie an den internationa- 
len Kreditmärkten aufnehmen müssen. 
Entscheidend für die dabei zu zahlenden 
Zinsen ist ihre „Kreditwürdigkeit“ und 
die wird von privaten Rating Agenturen 
scheinbar objektiv und neutral ermittelt. 
In deren Beurteilungskriterien gehen aber 
genau die Parameter neoliberaler Wirt- 
schaftspolitik ein, von denen sich die 
Mitte-links Regierungen zumindest teil- 
weise lösen wollen. 

Außer den mehr oder weniger großen 
Veränderungen im Innern der einzelnen 


Länder könnte die Welle von Regie- 
rungswechseln längerfristig aber auch 
geoökonomische und geopolitische Ver- 
änderungen haben. So war es nicht zu- 
letzt Venezuela, das die fast schon be- 
deutungslos gewordene OPEC wieder be- 
lebte. Gleichzeitig initiierte Venezuela 
mit Petrocaribe auch eine energiepoliti- 
sche Zusammenarbeit im karibischen 
Raum und unterstützt die ärmeren Staa- 
ten. Vor allem aber gelang es den großen 
südamerikanischen Ländern durch ihren 
gemeinsamen Widerstand den US- 
amerikanischen Plan einer gesamtameri- 
kanischen Freihandelszone (ALCA oder 
FTAA) bis auf weiteres zu stoppen, was 
von Ana Garcia in ihrem Beitrag analy- 
siert wird. Zwar sind die Aussichten des 
Alternativprojektes ALBA (einer „boliva- 
rischen“ Einheit der südamerikanischen 
Länder) noch recht unklar. Doch in je- 
dem Fall fällt den USA die Kontrolle ih- 
res lateinamerikanischen „Hinterhofes“ 
zunehmend schwerer. 

Aus solchen und ähnlichen Entwicklun- 
gen wurde im Rahmen der Weltsystem- 
theorie auf den bevorstehenden Nieder- 
gang der US-amerikanischen Hegemonie 
geschlossen (vergleiche dazu die Kontro- 
verse zwischen Immanuel Wallerstein 
und Stephen Gill in PROKLA 133, De- 
zember 2003 und PROKLA 135, Juni 
2004, sowie den Artikel von Miriam 
Heigl in PROKLA 139, Juni 2005). Al- 
lerdings zeigt sich gerade am Beispiel La- 
teinamerika, dass die ökonomischen und 
politischen Entwicklungen keineswegs so 
eindeutig sind, wie in solchen Thesen 
unterstellt wird. China, das sich seit über 
20 Jahren mit enormen Wachstumsraten 
entwickelt und inzwischen bereits zur 
viertgrößten Wirtschaftsmacht aufgerückt 
ist, stellt nicht nur für die führenden ka- 
pitalistischen Länder eine immer größer 
werdende Konkurrenz dar. Ganz unmit- 
telbar konkurriert China mit vergleichba- 
ren, aber erheblich kleineren Schwellen- 
ländern. Enrique Dussel Peters unter- 
sucht in seinem Beitrag die Konsequen- 
zen der chinesischen Exportoffensive für 
die lateinamerikanischen Ökonomien am 
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Beispiel Mexikos. Alle Formen einer ex- 
portorientierten Entwicklung, wie sie 
Mexiko mit seiner Mitgliedschaft in der 
NAFTA anstrebte, stoßen angesichts des 
Umfangs und der Billigkeit der chinesi- 
schen Exporte an Grenzen. Zwar steigen 
auch die chinesischen Importe, doch ha- 
ben davon bislang vor allem die ostasia- 
tischen Ökonomien profitiert. Ein so- 
wohl sozial als auch ökologisch nachhal- 
tiges Entwicklungsmodell für Lateiname- 
rıka ist noch längst nicht in Sicht und es 
wird sich wohl auch nicht allein auf La- 
teinamerika beschränken können. 


Nicht nur als Autor und Übersetzer, 
sondern auch als Gastredakteur wirkte an 
diesem Heft Raul Zelik mit, bei dem wir 
uns für vielfältige Anregungen und Un- 
terstützung ganz herzlich bedanken. 


Im Dezember 2005 fand die Mitglieder- 
versammlung der „Vereinigung zur Kritik 
der politischen Ökonomie“ statt, die die 
PROKLA herausgibt und die Redaktion 
wählt. Neu in die Redaktion gewählt wur- 
den Dorothee Bohle und Stephan 
Lessenich. Dorothee Bohle ist Politikwis- 
senschaftlerin und lehrt an der Universi- 
tät Budapest, Stephan Lessenich ist So- 
ziologe und lehrt an der Universität Jena. 
Wie manch andere politisch-wissen- 
schaftliche Zeitschriften hat auch die 
PROKLA Finanzprobleme: die Kosten 
steigen, die Einnahmen stagnieren oder 
sinken, so dass in den letzten Jahren das 


Ergebnis ein steigendes Defizit war. Da- 
her sieht sich der Verlag leider zu einer 
Preiserhöhung gezwungen - der ersten 
seit 1998. Im Einzelverkauf kostet ein 
Heft jetzt statt 10,50 Euro nun 12 Euro. 
Der Abonnementpreis bleibt jedoch 
gleich 8,25 Euro (plus Porto) pro Heft. 
Da das Abonnement gegenüber dem 
Einzelbezug jetzt noch günstiger wird, 
hoffen wir, dass sich möglichst viele Le- 
ser und Leserinnen demnächst für ein 
Abo entscheiden werden. 

Allerdings ist bereits absehbar, dass diese 
mäßige Preiserhöhung die Finanzprob- 
leme der PROKLA nicht vollständig lö- 
sen wird. Wir bitten daher die bisherigen 
wie auch die neuen Abonnenten zu über- 
legen, ob sie ihr normales Abo (Jahres- 
preis 33.- Euro plus Porto) nicht in ein 
Förderabo der PROKLA (Jahrespreis 60,- 
Euro inklusive Porto) verwandeln wollen. 
Wer an einem solchen Förderabo interes- 
siert ist, kann uns dies per e-mail (redak- 
tion@prokla.de) oder schriftlich (Post- 
fach 100 529, 10565 Berlin) mitteilen. 
Darüberhinaus besteht die Möglichkeit 
die Herausgabe der PROKLA durch Mit- 
gliedschaft in der Vereinigung zur Kritik 
der politischen Ökonomie oder durch 
eine Spende an die Vereinigung zu för- 
dern. Da die Vereinigung als gemeinnüt- 
zig anerkannt wurde, können für Mit- 
gliedsbeiträge und Spenden auch steuer- 
abzugsfähige Spendenquittungen ausge- 
stellt werden. Außer über finanzielle Un- 
terstützung freut sich die Redaktion auch 
über alle Formen von Anregungen und 
Kritik durch die Leser und Leserinnnen. 


